


Die „neue Weltordnung" 
beschäftigt uns auch in die­
sem Heft. CORINNA 
HAUSWEDELLundNOR­
MAN PAECH führen die 
Diskussion unter verschie-
denen Blickwinkeln fort. 

HA USWEDELL entwickelt hierzu die 
Überlegung, daß die Konkurrenz der 
Industriezentren um unterschiedliche 
Politikansätze entwickelt werden müs­
se (Stichwort: Multipolare Welt­
ordnung) und dabei Europa eine posi­
tive „zivilisierende;' Rolle entfalten 
könne ... Nun: Endergebnisse sind so­
wieso nicht zu ernarten und auch mit 
Zwischenbilanzen sollten wir uns noch 
etwas Zeit lassen: Ein weiteres 
Schwerpunktheft zum Thema NEUER 
INrERNATIONALISMUS ist vorge­
sehen. 
Gegenwärtig macht übrigens ein Buch 
von KONRAD SEITZ, Gensehers 
langjährigem Planungschef im Aus­
wärtigen Amt, Furore, das eine Kon­
kurrenz der Industriezentren 
(s.HAUSWEDELL) begründet - als 
Antwort Europas auf „Die japanisch­
amerikanische Herausforderung" (in 
der Tradition von SERV AN­
SCHREIBER). Der Ansatz ist klar auf 
die Interessen des europäischen 
Monopolkapitals abgestimmt. Interes-

santist dabei aber, daß Seitz mehr oder 
weniger offen für eine europäische 
Industriepolitik nach japanischem 
Vorbild und damit für eine Abkehr von 
der neoliberalen Marktidylle plädiert. 
Die bürgerliche Marktidylle zerbricht 
aber nicht nur an dieser „Front". 
CARSTEN SIELING wirft in diesem 
Heft die Frage auf, ob im konservativ­
liberalen Lager und in Wirtschafts­
kreisen nicht so etwas wie ein 
ordnungspolitischer Kurswechsel zu 
beobachten sei. Er verweist dazu auf 
die Akzeptanz, die im Zusammenhang 
mit den ostdeutschen Entwicklungen 
mittlerweile strukturpolitische Kon­
zepte und Interventionen, konzertierte 
Aktionen und Gemeinschaftsaufgaben 
zurückgewonnen haben. 
Dies ist nicht nur eine Frage für 
Ökonomen: Wenn die Vorherrschaft 
marktliberaler Vorstellungen zerbricht, 
wird die berühmt-berüchtigte 
,,neokonservativeHegemonie"inihrem 
innersten Kern getroffen. Denn 
„Hegemonie" wird noch immer 
maßgeblich durch ökonomische 
Deutungsmuster und Konsense be­
stimmt, in denen ökonomische Ver­
hältnisse und Beziehungen verarbeitet 
werden. Man denke daran, wie 
wirtschaftspolitische und sozial­
kulturelle Faktoren in den Gezeiten­
wechseln Mitte der 60er und Ende der 
70er Jahre miteinander verknüpft wa­
ren. Trotz einiger löblicher Vorstöße 
spricht aber gegenwärtig mehr dafür, 
daß die Sozialdemokratie einen neuer­
lichen Gezeitenwechsel verschlafen 
wird. Käme es doch gerade darauf an, 
sich an die Spitze einer ordnungs­
politischen Wende zu setzen. 

„Zivilgesellschaft": Die 
Diskussion über dieses The­
ma und die ,,Demokratie" hat 
ja in den letzten Heften der 
spw eine gewichtige Rolle 
gespielt. Sie soll auch fort­
gesetzt werden. 

Allerdings ist mir schleierhaft wie man 
die Debatte sinnvoll weiterführen 
könnte. Eine fatale Tendenz scheint 
mir in folgende Richtung zu gehen: 
Die moderne Zivilgesellschaft und ihre 

,,Lebenswelten" sind der Raum, wo 
sich die sogenannte Jndividualisierurig 
unablässig entfaltet. In deren Gefolge 
zerbrechen kollektive Identitäten und 
an ihre Stelle treten offene Kom­
munikationszusammenhänge (bzw. 
„Diskurse"). Genau an dieser Stelle 
habe der moderne demokratische 
Diskurs anzusetzen. D.h. das Demo­
kratieprojekt geht faktisch nicht mehr 
von der Kategorie „sozialer Interes­
sen" (altes Denken!), sondern vom 
Dialog der aufgeklärten lndi viduen aus 
(neues Denken!). Dessen demokrati­
scher Sinn ruht dann gewissermaßen in 
sich selbst... 
Diese Vorstellung entspricht dabei 
durchaus der Befindlichkeit vieler im 
Gezeitenwechsel gestrandeter Linker: 
Eingangsvoraussetzung für diesen 
Dialog ist aus ihrer Sicht nämlich, daß 
man nichts weiß (denn wer behauptet, 
etwas zu wissen, ist natürlich „dogma­
tisch"). Im Namen dieser „Modeme" 
rechnen dann auch viele furchtbar 
aufgeklärte Ich-weiß-daß-ich-nichts­
weiß-Linke kräftig mit Mythen und 
Ritualen in den eigenen Reihen ab. 
Was sich aber für sie nicht mehr stellt, 
ist die Frage nach neuen Formen 
interessengeleiteten Handelns und 
kollektiver Identität (zu der selbstver­
ständlich auch gemeinsame Symbole 
bzw. Erkennungszeichen gehören). 
Diese Art der linken ,,Modeme" über­
läßt soziale Interessen und die Bedürf­
nisse nach gemeinschaftlicher Identität, 
die realen Interessen und Bedürfnisse 
der vielbeschworenen Individuen ein­
mal mehr den Rechten. Was von der 
„modernen Linken" dann noch übrig 
bleibt, sind ein sprachgewaltiger, aber 
blutleerer „demokratischer Diskurs", 
das bildungsbürgerliche Kokettieren 
mit der ,,Frankfurter Schule" und-denn 
ganz ohne gemeinschaftliche Bindung 
geht' s ja auch nicht - die „aufgeklärte" 
und getraute Kleinfamilie, die sich ge­
rade in heutigen Zeiten wieder wach­
sender Beliebtheit erfreut. 
Also kurzum: Für meinen Geschmack 
ist die ganze Zivilgesellschafts-, 
Lebenswelt- und Demokratiedebatte 
völlig auf das falsche Gleis geraten. 
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CLAUDIA WALTHER 

§ 218 - L I C H T IM SCHACHT? 

V(ELE LEHNEN SICH BEREITS ZUFRIEDEN ein bewährtes Mittel, es setzt an ihrem 
ZURÜCK IN VoRr""REUDE AUF EINE VERBES- ohnehin vorhandenen schlechten 
SERUNG DES ABTREIBUNGSRECIITS. WIRD „Rabenmutter"-Gewissen an. Für uns 
DIE DURCH DEN EINIGUNGSVERTRAG VOR- sind Strafe und moralischer Druckzwei 
GESCHRIEBENE „NEUREGELUNG" DES Seiten einer Medaille. 
SCHWANGERSCHAFT'SABBRUCHS AUF JEDEN 

FALL EINE LIBERALISIERUNG SEIN? 

Auf jeden Fall - nein! Hinter Ritas 
„drittem Weg", der durch die Presse 
schon als „Streichung des § 218" 
geisterte, verbergen sich einige Unan­
nehmlichkeiten, die sogar eine Ver­
schärfung der bisherigen Praxis be­
deutenkönnen. Auch der FDP-Entwurf 
ist allenfalls eine Festschreibung des 
westdeutschen Status quo. Bleibt die 
Frage, inwieweit der nun endlich ver­
öffentlichte SPD-Entwurf für ein 
,,Schwangerenhilfe-Gesetz" die Mög­
lichkeit einer selbstbestimmten Ent­
scheidung für Frauen enthält. 
Um vier Punkte geht es in der aktuellen 
Debatte: 
1. Straffreiheit oder Beibehaltung von 

Strafe? 
2. Beratungsrecht oder Beratungs­

zwang? 
3. Fristenregelung oder volle selbst­

verantwortliche Entscheidung? 
4. ,,Schutz des ungeborenen Lebens" 

ins Grundgesetz? 

Ein Festhalten an Strafe, also am alten 
§ 218, vertreten nur noch die selbster­
nannten Lebensschützer und sich ähn­
lich berufen fühlende Teile des 
Regierungslagers. 
Rita Süßmuth dagegen setzt auf die 
'Moralschiene'. Nicht nur sie- auch die 
FDP und zahlreiche andere beabsich­
tigen, Strafe durch moralischen Druck 
zu ersetzen. Denn daß Strafe nichts 
bringt, ist erwiesene Sache-moralischer 
Druck dagegen ist gerade bei Frauen 

Claudia Walther, stellv. Juso-Bundes­
vorsitz.ende, Aachen 

Der Beratungszwang ist sowohl in Rita 
Süßmuths „3. Weg" als auch im FDP­
Entwurf vorgesehen. Schließlich kann 
gerade über eine obligatorische Bera­
tung moralischer Druck ausgeübt wer­
den. ,,Eine Zwangsberatung ist keine 
Beratung'', stellte begrüßenswerter­
weisedieASF-Bundesvorsitzende,Inge 
Wettig-Danielmeier, fest. Genau das 
ist der Punkt. Immer wieder betonen 
Beraterinnen, daß Frauen nur im frei­
willigen Gespräch - oft wenn sie ihre 
gewünschte Indikation bereits in der 
Tasche haben- sich offen äußern. 

Die Frage des Beratungszwangs ist und 
wird die entscheidende Auseinander­
setzung bei einer Neuregelung sein. 
Schon liegen vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen etc. 
,,Beratungsrichtlinien" vor, in denen 
die Beratungsstellen auf eine - einsei­
tige - Beratung für die Austragung ei­
ner ungewollten Schwangerschaft 
verpflichtet werden sollen. Bei kon­
fessionellgebundenenBeratungsstellen 
ist das schon lange der Fall. Ein 
Beratungszwang bedeutet für Frauen 
in Bayern und Baden-Württemberg, daß 
sie weite Strecken zur nächsten Bera­
tungsstelle zuriicklegen müssen, um 
sich dann zur Schwangerschaft über­
reden zu lassen. Denn in Bayern und 
Baden-Württemberggibtes bekanntlich 
nur wenige und wenn dann fast nur 
konfessionell gebundene Beratungs­
stellen. Traurig ist übrigens, daß die 
neu eingerichteten Beratungsstellen in 
der ehemaligen DDR vor allem an 
konfessionelle Träger gehen - auch im 
„Ampel"-regierten Brandenburg. Ein 
Beratungszwang muß auf jeden Fall 
verhindert werden. Gut, daß auch die 

~PD das bisher so sieht : hoffen loVir, 
daß dies so bleibt! 
Schwierig ist die Diskussion um· {µe 
Beratungsfrage, weil der Begriff Bera­
tung eigentlich positiv klingt. Das gilt 
insbesonderefürvieleFrauenderneuen 
Länder, die in der DDR auf ein gutes 
Beratungsangebot und ein Beratungs­
recht ven.ichten mußten. 

Nun zum „Schutz des ungeborenen 
Lebens", den Rita Süßmuth im 
Grundgesetz verankert wissen will: So 
harmlos wie dieser Vorschlag auf den 
ersten Blick aussieht, ist er beileibe 
nicht, da dem Embryo hier 
Verfassungsrang eingeräumt wird. Er 
wird damit als eigenständige Rechts­
person betrachtet, der unabhängig vom 
Körper der Mutter existiert, obwohl ein 
Embryo nicht ohne die Mutter lebens­
fähig ist. In Verbindung mit dem 
Embryonenschutzgesetz wird damit 
zumeineneineKlagemöglichkeitdurch 
die Hintertür wahrscheinlich: z.B .. der 
Vater oder die „Öffentlichkeit" klagen 
„im Namen des Embryos" gegen die 
Mutter; zum anderen sind eine Reihe 
von Klagen gegen die Verfassungs­
mäßigkeit von Abbrüchen zu erwarten, 
die sich auf den ,,Lebensschutz"passus 
im Grundgesetz berufen könnten. Schon 
jetzt liegt aus Bayern eine ,,Normen­
kontrollklage" vor, um die Verfas­
sungsmäßigkeitvonSchwangerschafts­
abbriichen überprüfen zu lassen. 

Kommen wir zum letzten Punkt: den 
Fristenlösungen. Wir Jusos waren und 
sind - wie der Großteil der Frauenbe­
wegung - gegen Fristenlösungen, weil 
diese immer willkürlich sind und nicht 
auf die volle Verantwortlichkeit im 
Sinne einer selbstbestimmten Ent­
scheidung der Frau setzen. Der SPD­
Gesetzentwurf geht dagegen von einer 
12-Wochen Frist aus. Nach den zwölf 
Wochen wird nicht die Frau, sondern 
die/der A( e )ntin oder jemand, der den 
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Abbruch veranlaßt, für einen späteren 
Abbruch bestraft. Das entspricht der 
bisherigen DDR-Regelung. Die ASF 
vertritt übrigens eine Fristenregelung 
von 22 Wochen, mit dem Hinweis auf 
die eigene Lebensfähigkeit des Embry­
os ab der 22. Woche. Sie hält aber eine 
12-Wochen-Fristenregelung (mit 
Recht) für realistischer. Auf dem Juso­
Bundeskongreß wurde folgende Posi­
tion beschlossen: 
,, ... kommt es darauf an, die Zwangs­
beratung mit Indikation und die 
Verankerung eines 'Schutz des 
ungeborenen Lebens' im Grundgesetz 
zu verhindern und für die Streichung 
des § 218 mit aller Kraft zu kämpfen! 
Eine Regelung unterhalb der Fristen-

regelung lehnen wir entschieden ab ... " 
Mit dieser Formulierung wird der ge­
genwärtigen Situation Rechnung ge­
tragen, daß die Neuregelung im gün­
stigsten Fall eine Fristenregelung ohne 
Zwangsberatung sein wird; wir aber 
weiterhin für die ersatzlose Streichung 
des § 218 sind, also mehr wollen. Von 
daher sind denn auch die Initiativen 
von Fristenbefürworterinnen (ob tak­
tisch oder inhaltlich-prinzipiell moti­
viert) - z.B. der Brief der Frauen­
zeitungen(von 'Emma'biszu 'Bildder 
Frau')- nur zu begtüßen! Dasselbe gilt 
für den SPD-Gesetzentwurf als Alter­
native zum FDP-Vorschlag. 
Entscheidend in der derzeitigen Situa­
tion ist das Schaffen von Gegen-

öffentlichkeit, zumal Rita Süßmuths 
,,dritter Weg" und der FDP-Gesetz­
Entwurf in der Öffentlichkeit breit und 
offensiv vorgestellt wurden. Daher ist 
der bundesweite Frauenratschlag am 
8./9. Juni in Ost-Berlin, der von dem 
bewährten Bündnis „Frauen -Begehren 
- Selbstbestimmung", ,,§ 218-Gruppen 
(bundesweite Koordination)", UFV 
(Unabhängiger Frauenverband) initiiert 
und breit - auch von ASF und IG­
Metall - unterstützt wird, von großer 
Bede.utung. Denn die Verwimmg durch 
die vielen verschiedenen Vorschläge 
ist groß - eine gemeinsame Offensive 
der Frauenbewegung dringend not­

wendig. 
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FÜR EINEN 
AUFBRUCH VON 
LINKS! 

Nur wenige Wochen nach dem 
Vereinigungskongreß der Jusos in 
Potsdam, der die Jusos zum gesamt­
deutschen Verband werden ließ, riefen 
die Juso-Linken zum ,,Aufbruch von 
Links" nach Dortmund. Über200 Jusos 
aus der ganzen Republik folgten dem 
Aufruf und erfüllten den Kongreß mit 
Leben. 

Der deutsche Blätterwald hatte nur 
wenige Tage und Wochen zuvor ein 
schillerndes Bild vom zerstrittenen 
Juso-Verband gezeichnet. Auf der ei­
nen Seite der „verknöcherte", ,,marxisti­
sche", ,,linkssozialistische" Alt-Han­
noveraner Kreis, der immer noch 
Reservat für ,,radikal-sozialistische 
Ideologen" ist. Auf der anderen Seite 
die „pragmatisch", ,,gemäßigte", 
,,ethisch-sozialistische" Kunterbunt­
strömung des SP-Spektrums. 

Die Süddeutsche Zeitung prophezeite 
dem Vereinigungskongreß sogar histo­
rische Parallelen zur Parteientwicklung. 
Potsdam sollte zum Godesberg der 

~. - Jusos werden 
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Worin die Süddeutsche Zeitung durch­
aus richtig lag, war, daß der Vereini­
gungskongreß auf seine Weise Ju­
sogeschichte geschrieben hat. Wenn 
auch nicht in der prophezeiten Form. 
Mit dem Vereinigungskongreß vollzog 
sich unter großem Getöse der Wechsel 
von Fraktionszyklen. Der alte Zyklus 
der Fraktionskämpfe, der während sei-

ner Laufzeit, langsam aber stetig we­
sentliche Inhalte als Ballast abwarf 
und die rohen Fraktionsrituale hervor­
kehtte, starb ab. Ein neuer Zyklus von 
Fraktionsauseinandersetzungen war 
bereits mitten in seinem Entstehungs­
prozeß. 

Unter dieser verbandspolitischen 
Rahmensetzung versammelte sich in 
Dortmund die Juso-Linke. Sie traf sich 
eben nicht zufällig in Zeiten, in denen 
der Jusoverband Gefahr läuft, das anti­
kapitalistische Erbe von '68 unter den 
Trümmern der Fraktions- und Politik­
blockaden zu verschütten. 

Der J usoverband hatte die reform­
politischen Ausläufer der 68er-Bewe­
gung vollständig übersehen. Die 
sozialstaatlich abgesicherte, individuali­
sierte Vergesellschaftung veränderte 
aber die kollektive Lage der Menschen 
nachhaltig. Die Konstruktion des so­
zialen Gefüges in der Bundesrepublik 
wurde geprägt durch ein kollektives 
Mehr an Bildung, Wohlstand und in­
dividuellen Möe:lichkeiten. Die Jusos 

verloren fast gleichzeitig mit dieser 
Entwicklung ihre Position als Träger 
des jugendlichen Protestes an die Grü­
nen. Der Juso-Verband aber vertagte 
die gemeinsame Analyse dieser Ent­
wicklung zugunsten einer internen 
Spiegelfechterei um die Schuldzu­
weisung an dieser Misere. 

Ein politischer Neuanfang der Juso­
Linken-Strömung an dieser Stelle heißt 
deshalb, eine Strömung zu etablieren, 
die es sich zur Aufgabe macht, vor dem 
Hintergrund der durch die Göttinger 
und Herforder Thesen geprägten Tra­
ditionen einen gemeinsamen Lern­
prozeß zu organisieren, der zu einem 
produktiven Streit um moderne sozia­
listische Positionen einlädt. Die Juso­
Linke ist deshalb kein einheitlicher 
Block, der eine bestimmte Stimmen­
zahl aufzuweisen hat. Unterschiede in 
derTheorieaneignungsollenkeinesfalls 
eingeebnet werden, sondern vielmehr 
für eine theoretische wie praktische 
Erneuerung des Juso-Verbandes nutz­
bar gemacht werden. 

Jn Dortmund stand, in der historischen 
Rückschau durchaus folgerichtig, ge­
rade jene Diskussion um das Verhältnis 
von kapitalistischer Modernisierung 
und Wandel der KJassenformierungs­
prozesse im Mittelpunkt der Tagung. 
Eberhard Fehrmann, Geschäftsführer 
der Bremer Angestelltenkammer, war 
angereist, um eine vermeintliche ro­
mantische Orthodoxie des Klassen­
kampfes aus dem Saale zu vettreiben. 
Eine Zukunft für linke Politik könne es 
nur geben, wenn auf eine eindimensio­
nale Klassenpolitik, die im Zentrum 
die Industriearbeiterschaft sieht, ver­
zichtet wird. 

Fehrmann sprach dabei der marxisti­
schen Erkenntnistheorie nicht ihren 
Erklärungswert ab, er benennt sie im 
Gegenteil als vollständig brauchbar für 
die Analyse heutiger kollektiver Si­
tuationen. 

Als Alternative zum industrieproleta­
rischen Reduktionismus fonnuliert 
Fehnnann die These der zivilisatori­
schen Wirkune: des Kaoitalismus. So 

wie die Entstehung des Kapitalismus 
das Proletariat an sich schuf, so not­
wendig mußte die dynamische Ent­
wicklung des Kapitalismus das 
Proletariat für sich verändern. Statt der 
oft beschworenen Verelendung ist eine 
breite Qualifizierung des Gesamt­
arbeiters, im Marxschen Sinne, ent­
standen. Die allgemeine Analyse be-

legte Fehrmann mit der Schilderung 
der veränderten Wertehaltung und 
Lebensweise der abhängig Beschäftig­
ten. Fehnnann skizzierte im Kern eben 
jene individualisierte Vergesellschaf­
tung, die der Jusos-Verband solange 
ignorierte. Er entwickelte auf dieser 
Basis eine neue Politikanforderung für 
GewerkschaftenundSozialdemokratie, 
die als tragende Säule ihrer politischen 
Emanzipationsbestrebungen die quali­
fiziette Schicht der Manager und An­
gestellten zu entdecken habe. Fehrmann 
skizzierte damit die Kulisse, vor deren 
Hintergrund die aktuellen Konflikte im 
traditionellen Politikentwurf der SPD 
erklärbar sind. 

Die vermeintliche romantische 
Orthodoxie war jedoch kaum aus dem 
Saale zu tragen, Fehrmann stieß mit 
seinen Ausführungen zunächst eine 
offene Tür nach der anderen bei der 
Juso-Linken auf. Seiner letztlich sehr 
zugespitzten These vom neuen 
revolutionären Subjekt der Yuppies, 
mochten die meisten Jusos allerdings 
nicht folgen. 

••ilBERICHTE 

Die zivilisatorische Wirkung des Kapi­
talismus, also die tiefgreifende Verän­
derung der Lebensweise im Zuge der 
wissenschaftlich-technischen-Revolu­
tion, war für viele der Juso-Linken be­
reits 1986 Folie für die Jugend­
orientierung des Verbandes. Die 
individualisierte Vergesellschaftung 
und die Ausdehnung zivilgesellschaft-

licher Bereiche, manifestierte sich in 
der eigenständigen Jugendphase und 
bot bereits früh Juso-spezifische 
Anknüpfungspunkte für eine moderne 
sozialistische Politik. Ebenso zentral 
bleibt die Verschränkung der techni­
schen Entwicklung mit der Femini­
sierung der Erwerbsarbeit. 
Bestand also weitgehender Konsens 
mit dem Referenten in der Analyse der 
kapitalistischen Modernisierung, so 
wurde doch in den Schlußfolgerungen 
ein deutlicher Dissens angemeldet. 

Viele Juso-Linke vermißten eine öko­
nomischeFundierungderdargestellten 
Entwicklung ebenso sehr wie einen 
politischenEntwurffürdieandenRand 
gedrückten Schichten, die auch in 
Fehrmanns Ansatz zur Randerschei­
nung wurden. Scharfe Kritik erntete 
Fehrmann für seine einseitige Orien­
tierung am männlichen „Nonnal­
arbeitsverhältnis". Eine gesellschaftli­
che Emanzipationstheorie, die aber­
mals die Geschlechterproblematik 
ausblendet, verharrt in bester männli­
cher Arbeitertradition. 

Letztlich war Fehrmanns Ansatz einer 
neuen Klassentheorie erneut zu 
eindimensional um wirklich tragfähig 
zu sein. 

Die bisherigen Juso-Debatten um ein 
Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur scheinen in diesem Vergleich 
analytisch doch weittragender. Ist es 
doch gerade der Anspruch dieser 
Bündniskonstruktion. auf der Grund­
lage des K1assen- und Emanzipations­
kampfes der Frauen, mehrere Faktoren 
des Widerstandes, die bei Fehnnann 
recht unvennittelt zueinander stehen, 
gegen den herrschenden Block zu mo­
bilisieren. 

Die Juso-Linke in Dortmund konnte in 
der Diskussion bereits an entwickelte 
Theoriekonzepte anknüpfen, welche 
verbunden mit der praktischen Aus­
richtung an der Jugendorientierung ein 
Modell der Problemlösung zwischen 
traditioneller Interessenvertretung und 
neuen Anspruchskonzepten sein kann. 
Schließlich zeigte die Diskussion um 
die Situation in den fünf neuen Bundes­
ländern aber auch, daß das Projekt der 
Juso-LinkennurdauerhaftErfolgbaben 
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kann, wenn neben der notw:f!@F.n 
Rekonstruktion pluralerTheori ,. ":X, 1e 

auch eine Kompetenz für täges­
politische Reformen entwickelt wird. 
Die populäre verbale Spaltung zwi­
schen Theorie und Praxis kann nur 
widerlegt werden, wenn die sozialisti­
sche Linke die notorische Unfähigkeit, 
sich mitdenjenigenFragen zu beschäf­
tigen, die für die Menschen, ihr Glück 
und Wohlbefinden, von Bedeutung 
sind, überwindet. 1 

Der Kongreß der Juso-Linken war der 
Start einer neuen Strömung und keine 
Akklamation für alten Wein in neuen 
Schläuchen. Die nächsten Etappen sind 
die kritische Diskussion eines Entwurfs 
einer Selbstverständniserklärung der 
Juso-Linken sowie der Aus- und Um­
bau bisheriger Formen von Theoriean­
eignung- und produktion. 

THOMAS WFSJ'PHAL, LÜBECK 

1 vgl. U. Krcmer spw-Heft 54/1990 
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MODERNEN UND 
DEMOKRATI­

SCHEN 
SOZIALISMUS 

Am Beginn der 90er Jahre bekommt die 
Welt ein neues. Gesicht: die ,,zweite Welt" 
des sogenannten real existierenden Sozia­
lismus besteht nicht mehr. Am Persischen 
Golf hat die alte Hegemonialmacht USA 
niitihren Verbündeten einen Krieg geführt, 
in dem es vör allem um deren ökonomi­
sche, politische und kulturelle Vormacht­
stellung in einer neuen Weltordnung ging. 
lndenkapitilistischenZentrenselbstsetzten 
sich. die tiefgreifenden Umbrüche der 

~~k_!i_l?.~:.,..~.~S\\'.Cise fort. 

Auch das neue Deutschland wird reich sein 
an Konflikten und Bewegungen. Die Fol­
gen der überhastet vollzogenen „deutsch­
deutschen Vereinigung"tretenTagfürTag 
mit Massenarbeitslosigkeit und sozialen 
Ängsten immer deutlicher hervor. Ob dar­
aus ein neuer Aufschwung für de­
mokratische und soziale Reformen und ein 
Impuls für internationale Solidarität und 
Frieden entsteht. ist offen. Die Linke in 
Deutschland ist nach einem Jahrzehnt kon­
servativer Regierung weiter geschwächt, 
gespalten und gesellschaftlich marginali­
siert. Ein programmatischer und organisa­
torischer Aufbruch ist überall, vor allem in 
der Sozialdemokratie dringend notwen­
dig. ( ... ) 
In dieser politisch schwierigen Situation 
wollen wir einen Neubeginn wagen und in 
einer neuen Strömung der JUSO-Linken 
zusammenarbeiten. Dabei bringen wir un­
terschiedliche Erfahrungen und 1beorie­
traditionen ein. Deshalb kann diese Strö­
mung keinen „einheitlichen Block'' dar­
stellen", sondein wir wollen uns über 
unterschiedliche Positionen produktiv 
streiten und dabei alte Schranken überwin­
den. Wir wollen die JUSOS anf anti­
kapitalistischer Grundlage erneuern und 
als Sozialistlnnen in der SPD und in außer­
parlament.arischen Bewegungen aktiv sein. 
Wir arbeiten in Theorie und Praxis für ein 
neues linkes Projekt: 
Für einen modernen uJKI demokratischen 
Sozialismus! 

1. Gegendas 
,,Ende der Geschichte.-" 

( ... ) Der anfMassenproduktion und -kon­
sum aufbauende Kapitalismus dieses 
Jahrhunderts, in dessen Rahmen sich der 
sozialdemokratischeRefomiismusmitdem 
Wohlfahrtsstaat mit relativen Erfolg ent­
falten konnte, befindet sich in einem tief­
greifenden Umbruch. ( ... ). 
Der autoritäre Staatssozialismus bot ( ... ) 
keine fortschrittliche Alternative zum 
modernen Kapitalismus: er ist ökonomisch, 
ökologisch, sozial und politisch zurecht 
gescheitert. 
Der Zusammenbruch des ,,realen Sozialis­
mus„ hatte äußere und innere Ursachen. 
( ... ) Ausschlaggebend für den Zusammen­
bruch war die -,, Verstaatlichung" des 
sozialistischen Projekts: der ,,reale Sozia­
lismus„ stützte sich nirgends auf zivil­
gesellschaftliche Strukturen, auf soziale 
Bewegungen und auf demokratische 

D 0 
Selbstregierung, sondern nur auf zentrali­
sierte staatliche Macht.( ... ) 
Wir bleiben Sozialistinnen - im Bewußt­
sein der Tatsache, daß jede moderne so­
zialistische Politik sich heute an den Wi­
dersprüchen ihrer eigenen Theorie und an 
dem praktisch-historischen Versagen _des 
,,realen Sozialismus" abarbeiten muß. 
Wir kämpfen weiterhin für eine andere 
Gesellschaftsordnung. ( ... ) Sozialismus 
bedeutet für uns, die Ablösung des 
Patriarchats durch eine feminisierte Ge­
sellschaft der Emanzipation und Selbst­
bestimmung anzustreben. Sozialismus ist 
unsere Vorstellung einer Weltgesellschaft 
mit gerechten Austauschbeziehungen und 
friedlicher Konfliktlösung, ist die Gesell­
schaft.des ökologischen Umbaus der Indu­
strie, der Befreiung der Menschen in der 
Arbeit und von der Arbeit, der sozialen 
Sicherheit und persönlichen Emanzipati­
on.( ... ) 
Der Marxismus bleibt für uns mit seinen 
vielfältigen Ansätzen zur Kritik der poli­
tischen Ökonomie des Kapi~ismus, zu 
seinem materialistischen Geschichtsver­
ständnis und zu einer dialektischen Er­
kenntnistheorie ein zentraler ideologischer 
Bezugspunkt. Eine zweite Grundlage 
unserer Theorie bildet der Feminismus, 
dessen Ansätre zur Analyse des Patriarchats 
und Kapitalismus und zur Strategie für 
eine Veränderung der Geschlechterver­
hältnisse.( ... ) 

2. ... für einen modernen 
und demokratischen 
Sozialismus 

( ... ) Ein modemerund demokratischer So­
zialismus ist für uns die reale Utopie einer 
Gesellschaft, die auf einem hohen materi­
ell-technischenNiveau die kapitalistischen, 
patriarchalen und bürokratischen Fesseln 
der Produkti vkraftentwicldung überwindet 
und auf dieser Grundlage zum ersten Mal 
individuelle Freiheit. gesellschaftliche und 
internationale Solidarität umfassend ver­
wirklichen kann.( ... ) 
Der Übergang zum Sozialismus kann in 
den kapitalistischen Metropolen nur unter 
umfassender Bewahrung der zivilisatori­
schen, d. h. emanzipatorischen Errungen­
schaften des modernen Kapitalismus und 
somit nur auf friedlichem und demokrati­
schen Weg vollzogen werden. 
( ... ) Sozialismus kann also nicht die bloße 
l.erschlagung des Kapitalismus bedeuren, 
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sondern seine ,,positive Negation" (Andre 
Gorz). ( ... ) E.s geht( ... ) um eine neue Qua­
lität _abgesicherter Möglichkeiten selbst­
bestimmten Lebens für alle und die 
Ausweitung demokratischer Gestaltungs­
möglichkeiten für die Betroffenen in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, also um 
Alltagsdemokratie und Wirtschafts­
demokratie. ( ... ) Markt und Plan, gesell­
schaftliche und private Eigentumsformen 
dürfen nicht abstrakt als Gegensätze be­
trachtet werden, sondern müssen effektiv 
und sinnvoll im Rahmen einer ökologisch 
und sozial regulierten Ökonomie mitein­
ander kombiniert werden.( ... ) 
Die Destruktivkräfte des Kapitalismus 
haben eine globale Zivilisationskrise aus­
gelöst, die sich in ökologischerZerstörung, 
zunehmendem Wohlstandsgefälle zwi­
schen Nord und Süd und kriegs- und 
krisenanfälligen labilen internationalen 
Verhältnissen niederschlägt. Auch die 
Staaten des ,,realen Sozialismus" haben 
vor allem bei der ökologischen 2.erstörung 
dazu beigetragen.( ... ) Ein modernes sozia­
listisches Projekt hat nur dann eine Chan­
ce, wenn es zunächst gelingt, diese 
katastrophischen Tendenzen zu bremsen 
und demokratisch zu regulieren.( ... ) 

3. Die Sozialdemokratie, 
die Linke ••• 

( ... ) Wir setzen( ... ) weiterhin auf die sozia­
len Bewegungen als wirksamste Fonn der 
Gegenmacht. Insbesondere beziehen wir 
uns auf die internationale Arbeiterbewe­
gung, die Befreiungsbewegungen in der 
sogenannten Dritten Welt und die interna­
tionale Sozialdemokratie. 
( ... ) Wir setzen uns ein für ein breit ange­
legtes Bündnis von Arbeit, Wissenschaft 
und Kultur. ( ... ) Voraussetzung dafür ist 
jedoch die umfassende soziale und kultu­
relle Öffnung der wichtigsten politischen 
Organisationen der Linken: der Gewerk­
schaften und der SPD. 
( ... ) Auf ilie Herausforderungen der 90er 
Jahre ist die SPD( ... ) nichteingesrellt. ( ... ) 
Ein Projekt der „Demokratischen 
Modernisierung"fürdasneueDeutscWand 
existiert nicht. ( ... ) 
Den Konservativen ist es ( ... ) gelungen, 
ihren Wertediskurs erfolgreich aufzubau­
en und mehrheitlich in der Bevölkerung, 
bis weit in sozialdemokratische Wähler­
gruppen zu verankern. Im Mittelpunkt des 
konservativen Paradigmas steht die strikte 
Gleichsetzung jeglicher gesellschaftlicher 
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Regulierungs- undPlanungstätigkeiten mit 
dem gescheiterten staatssozialistischen 
System. 
Wenn es der SPD 11icht gelingt, dieses 
Paradigma zu durchbrechen und mit Blick 
auf den realen Kapitalismus eine moderne 
Strategie ökonomischer Regulierung und 
Demokratisierungzuentwickeln, wird.sich 
die konservative Hegemonie weiter ent­
falten und auch auf die Sozialdemokratie 
übergreifen. ( ... ) 
Aber nicht nur eine programmatische An­
strengung ist nötig, vielmehr braucht die 
SPD vor allem eine demokratische Partei­
reform, in der themen-, projekt- und ziel­
gruppenorientierte Arbeit gestärkt wird, in 
der sich die Sozialdemokratie gesell­
schaftlichen Bewegungen öffnet.( ... ) 
Soll die Mcxlemisierung der SPD gelin­
gen, dann muß eine programmatisch aus­
gewieseneundhandlungsfähigeParteilinke 
diesen Prozeß tragen und vorantreiben. 
( ... ) Der Zustand der sozialistischen 
Parteilinken läßt es undenkbar erscheinen, 
innerparteiliche Erfolge ohne eine Koope­
ration mit dem sozialliberalen Mainstream 
(und) der ,,Enkel" zu erzielen. Über diesen 
weiter notwendigen ,,BrtickenscWag" hin­
aus muß eine wirkliche Erneuerung der 
SPD-Linken jedoch zur Formulierung ei­
ner eigenen durchgängig modernen Positi­
on führen, die den Konflikt mit ökonomi­
schen und gesellschaftlichen Macht­
strukturen sucht und die Demokratisie­
rungsperspektivenindenMittelpunktstellt. 

4. ... und wir JUSOS 

Den zentralen Bezugspunkt aktueller 
JUSO-Politik bildet die Linkswende der 
JUSOS von 1969, die den Bruch mit der 
Tradition eines parteifrommen Karriere­
vereins markiert und ein gemeinsames 
Selbstverständnis als sozialistische Jugend­
und Richtungsorganisation in der SPD be­
grtindere. ( ... ) 
Heute besteht die Gefahr, daß die gemein­
sameldentitätverlorengehtunddieJUSOS 
weiter an Bedeutung verlieren: ( ... ) Die 
westlichen Erfahrungen vergangener 
Bewegungen verblassen und das östliche 
ErbederdemokratischenRevolutionhaben 
kaum Eingang in die politische Kultur 
gefunden. Der Verei11igungskongreß der 
JUSOS hat dem Projekt der Erneuerung 
von links vorläufig ein Ende gesetzt. Da­
mit hat sich die Gefahr verstärkt, daß die 
JUSOS zu einer halblinken, nach rechts 
offenen Parteijugend werden, die den An­
spruch aufgibt, als aktiver Teil der Partei-
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linken zu wirken. 
( ... ) Wir wollen die JUSOS auf anti­
kapitalistischer Grundlage erneuern, 
Marxismus und Feminismus sind:.-dabei 
unsere wichtigsten Bezugspunkte, die Ar­
beit am Projekt eines modernen und demo­
kratischen Sozialismus unsere Hauptauf­
gabe. Wir beziehen uns insbesondere auf 
die Theorie- und Strategiediskussion in der 
Folge der 68er Bewegung, durch die die 
Herford.er- und Göttinger-Thesen geprägt 
wurden. Wir wollen die unterschiedlichen 
Ansätze früherer JUSO-Generationen 
produktiv aufnehmen und füf die 
Rekonstruktion sozialistischer ·;fh~orie 
verarbeiten. Einen ersten Ansatz dam bil­
den die „53 Thesen zu einem P'roje°k{~~-
derner Sozialismus". · '"' 
Wir gehen von der zentralen Bedtfutung 
sozialer Bewegungen aus und wollen an 
einemparteiübergreifendenReformprojekt 
mitwirken, das den ökologischen Umbau, 
die sozialen Perspektiven, Fraueneman­
zipation und einen neuen Internat­
ionalismus in den Mittelpunkt stellt Wo 
linke Jugendverbände und ~s­
vertretungen aktiv werden, wollen~ uns 
beteiligen. 
Wir ringen um eine linke Erne~g; der 
SPD, arbeiten mit am Aufbau ··. ,,.,_,. 

listischen Plattform in der SPD , ". 
für einen produktiven Dialog 
lieber linker Kräfte. Wir greifeij: ' 

·"--1 
te Parteistrukturen frontal an\. 

Wir wollen in einem gerne· 
prozeß die Geschichte des > · ·· .. -i-i:· 
offen und selbstkritisch au~uoo 
persöniiche und kollektive H~S' 
fähigkeit gewinnen - jen'sC:frJil~On 
Vereinsmeierei und Karrierismus; 

Die JUSOS brauchen einen neueri Auf­
bruch von links: 

offen für fortschrittliche Bewegung! 

konstruktiv für den Dialog und die 
Zusammenarbeit in der Linken! 

aktiv für das gemeinsame Handeln von 
Jugendlichen! 

radikal für Selbstbestimmung und De­
mokratie! 

aggressiv für eine demokratische Re­
form der SPD! 

Dafür wollen wirgemeinsameintreten und 
in einer neuen Strömung als JUSO-Linke 
zusammenarbeiten. 
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lngoArend 

Die Unke 
und das 
Neuland 
Kritisches zum 
Juso-Bundeskongreß 
in Potsdom 
und zur Juso-Unken 

Ob man wirklich so weit gehen kann, 

die Annahme der „marxistischen 

Grundsatzerklärung" beim Juso­

Bundeskongreß in Potsdam als bewuß­

te Richtungsentscheidungjüreine neue 

sozialistische Identität (Sönke Klages 

in spw 2/91) zu werten? War es nicht 

vielmehr so, daß der Reformismus des 

brandenburgisch- "undogmatischen" 

Papiers mit seiner Definition der Un­

ken, die für die „soziale Abfederung 

der wirtschaftlichen Anpassungs­

prozesse'' sorgt und „die sozialen Kon­

flikte moderiert", ein bißchen zu sehr 

weichgespült erschien? Die von vielen 

Delegierten befürchtete und von den 

lokalen Zeitungen intonierte Wende zu 

einem „ Godesberg der Jusos in 

Potsdam" sollte wohl wenigstens äu­

ßerlich vennieden werden. Von einem 

„ Triumph der Linken" ( FAZ) li!ßt sich 

beidemknappenAbstimmungsergebnis 

aber nur mit Mühe sprechen. Und Ab-

stimmungssiege sind darüberhinaus 

noch lange nicht mit gesellschaftlichem 

~ Terraingewinn zu ve,wechseln. 

ai 
~ 
·:ls Ingo Arend, Journalist und Politologe 
t.: (Bonn), Redakteur der spw 
!. --

Die knappen „Richtungs"entschei­
dungen des Potsdamer Juso-Bundes­
kongresses haben die schwankende 
Identität der Jusos eigentlich nur be­
sondersdrastisch verdeutlicht. Die neue 
„undogmatische" Mehrheit verkleidet 
ihreStrategiederpurenMachtsicherung 
in die vornehme Formulierung von der 
,,konsequenten Erhöhung der Praxis­
fähigkeit", Mit diesem Grundverständ­
nis begibt sie sich mehr und mehr auf 
die schiefe Ebene des ,,Nur-Pragma­
tismus", für die beispielhaft der 
Bundesvorsitzende Ludwig steht. Er 
steht für den Strauß bunter Luftballon­
Versprechen nachdemMotto: DieJusos 
als ftühlicher Verband junger Utopisten, 
die die berühmten ,,Alltagsprobleme" 
der Menschen ernstnehmen. Dagegen 
kann man eigentlich nichts sagen, auch 
wennesschwernachdemanbiedemden 
W ahlkamptkauderwelsch klingt. Bei 
Ludwig ist allerdings nicht ein einziges 
konkretes, langfristiges, auf die Grund­
probleme und-aufgaben des Verbandes 
bezogenes Projekt zu erkennen. 

Auf dieser Schiene kommt der Ver­
bandimZusammenspielmitdemkom­
promißlosen Antisozialismus mancher 
Ost-Jusos und den Rechtsauslegern des 
,.Duisburger Kreises"' trotz der verba­
len reformsozialistischen Linksbeteue­
rungen auf der einen Seite immer stärker 
nach rechts ins Rutschen. Zusätzlich 
,,verschläft" (FAZ) die Reform­
sozialistenriege angesichts der Rück­
kehr in die scheinbar bequemen Sessel 
der Macht eine wirklich strategische 
Neueinstellung des Verbandes. Die 
müßte vor allem darin bestehen, die 
Jusos als Faktor der gesamtlinken Er­
neuerungsdiskussion und als Widerpart 
zum Stromlinienzeitgeist der neuen 
Parteiführung stärker zur Geltung zu 
bringen. Provokant an der „provokati­
ven Kraft" ist eigentlich nur die mit 
geradezu kriminalistischer Energie 
betriebene Suche nach „dogmatischen" 
Feinden (,,Stamokaps") und die damit 
häufig legitimierte personelle und ma­
terielle ffründewirtschaft der das gan­
ze Ollenhauer-Haus durchziehenden 
,,undogmatischen" Seilschaft. 
Der marxistische bzw. linkssoziali-

stische Flügel dagegen gaukelt sich mit 
dem Wunschbild eines ,,modernen, 
entwickelten und demokratischen So­
zialismus" eine Scheinidentität vor. 
Theoretisch und rhetorisch zwar an­
spruchsvoll formuliert, aber nur von 
einigen wenigen entwickelt, besteht die 
Programmatik dieses modernen So­
zialismus bei genauerem Hinsehen aus 
nicht viel mehr als dem Wunsch nach 
einem neuen und besonders radikalen 
Sozialismusverständnis. Der beschlos­
sene Antrag faßt den bislang ausge­
sprochen vorläufigen Minimalkonsens 
der marxistischen Linken zusammen -
lauter wichtige, richtige Fragen und 
abstrakte, unverbindliche Antworten, 
auf hohem Niveau, aber sicher keine 
Grundsatzerklärung, 

Aus strömungstaktischen Profilierungs­
gründen wird das „Grundsatz"papier, 
nach der Feuertaufe in dem hart er­
kämpften Abstimmungssieg über die 
Juso-Verbandsgrundsätze, nun zum 
Strömungscredo stilisiert Damit ent­
lastet sich die ProMS-Strömung von 
einer tiefergehenden Erneuerung, die 
nur im Gesamtzusammenhang der 
Linken in der Bundesrepublik möglich 
ist. Die notwendigen Fragen nach den 
Defiziten des bisherigen Mechanismus 
(Xllitischer Interessenartikulation, der 
Rekrutierung und Politikgestaltung 
werden in der Regel nur hinter vorge­
haltener Hand gestellt. Und die Frage 
sei gestellt, ob durch die Grundsatzer­
klärung der Strömung nicht eine etwas 
vorschnelle, fraglose Selbstidentifizie­
rung als ,,marxistisch'' ermöglicht wird? 
Machen wir uns zu unserem eigenen 
Vorteil nichts vor: Ein funktionsfähiges 
odergareffizientesordnungspolitisches 
Modell des Sozialismus existiert jetzt 
und in absehbarer Zukunft nicht. Es 
wäre, mit Verlaub, merkwürdig wenn 
ausgerechnet jetzt die Jusos nun den 
Stein der Weisen in der linken Suche 
nach neuen theoretischen Grundlagen 
und politisch handhabbaren Perspekti­
ven gefunden hätten. Die Grundsatz­
erklärung ist ein bescheidener Anfang, 
allgemeine Desiderata zu formulieren, 
nicht mehr. Der Optimismus der neu­
gegriindeten ,Juso-Linken" für einen 

ausstrahlungsfähigenErneuerungskurs 
erscheint ein bißchen verfrüht. 

Daß die „undogmatischen" Jusos, wie 
sie behaupten, mit dem Papier leben 
können, verwundert nicht. Sie setzen 
unausgesprochen auf die bekannte 
Halbwertzeit von Juso-Resolutionen. 
Zudem kümmern sie die haarsträuben­
den theoretischen Inkohärenzen und 
personellen Inkompetenzen in den ei­
genen Reihen natürlich vergleichswei­
se weniger und werden jetzt erst einmal 
ordentlich Vorsitzenden-PR betreiben. 
Außerdem sind sie schon ziifriec)en, 
wenn ständig genügend Ökoweikµlltten 
angeboten werden. 
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Über diese strömungsbezogenen Ten­
denzen wird das reformistische Dilem­
ma der Grundsatzerklärung und damit 
auch der ,Juso-Linken" verdeckt. Zwar 
heißt es in dem Papier, daß der „Kapi­
talismus auch in seiner parlamenta­
risch-demokratischen und unter dem 
Einfluß der Arbeiterinnenbewegung 

REPLIK 
sozialstaatlich gestalteten Ausprägung 
... immer weniger eine Perspektive für 
die Zukunftsgestaltung" biete. Ande­
rerseits wird von „Weiterentwicklung 
von Sozialstaatlichkeit", mehr demo­
kratischer Beteiligung und einem 
,,neuen Reformprojekt'' gesprochen. Da 
fangen die Fragen aber eigentlich erst 
an. Wenn man Erneuerung nicht nur als 
taktisches Winkelspiel versteht, wären 
hier in einer offenen Debatte aller Strö­
mungen die möglichen Reichweiten, 
Grenzen und Inhalte einer konsequen­
ten, den Kapitalismus in eine neue de­
mokratische Gesellschaftsqualität 
transfonnie-renden Reformpolitik ein­
mal wirklich gründlich auszuloten. 

Ketzerisch sei angemerkt, daß bei den 
Jusos in Potsdam vor allem die vom 
großen Bonner Regierungshamsterrad 
abgeschaute symbolische Politik ge­
siegt hatte. Sie besteht in der hohen 
Kunst der-je nach Strömung- entweder 
rhetorisch anspruchsvollen oder eher 
buntflockigen Formulierung von Luft­
blasenaltemativen. Um die setzt dann 
alljährlich ein teures und aufwendiges 
Schattenboxen ein. Nach geschlagener 
Schlacht fällt dann in der Regel alles 
ermattet in die Sessel bis zum nächsten 
Bundeskongress zurück. Zwischen­
durch regieren eine Serie windiger 
Veranstaltungen, die ausstrahlungs­

. fähigeAkti vität vorspiegeln sollen, aber 
in der Regel nur vom eigenen Lager 
besucht werden, die wie kleine Fami­
lien aufeinanderglucken, undderOzean 
wortloser Pressemitteilungen den 
Bundesverband. Dazu brachten die 
Jusos das Kunststück fertig, die 
Trockenübungen in ihrem Raumschiff 
bruchlos in die krisengeschüttelten fünf 
neuen Bundesländer zu ex(Xlrtieren. 
Hätte nicht eigentlich hier- in Potsdam 
- der richtige Platz sein können, die in 
der Grundsatzerklärung angesproche­
ne Frage eines neuen Verhältnisses von 
Markt und gesellschaftlichen Steue­
rungselementen im Sinne einer Bändi­
gung kapitalistischer Destruktivkräfte 
zu diskutieren? Vielleicht sogar mit 
den Betroffenen? Die vor der Haustür 
barbarisch „abgewickelten" Realitäten 
und die Chancen einer konkreten Er-

neuerungsdebatte nahmen sie aber auch 
nicht ansatzweise wahr. 

Das große Problem ist, daß die Er­
neuenmgsdebatte in den Untiefen des 
profilneurotischen Strömungsdenkens 
Gefahr läuft, ihre notwendige Offen­
heit zu verlieren, daß sie vorschnell auf 
bestimmte Ergebnisse verengt wird, die 
dann nur noch nachgeplappert werden 
daß allerlei Schlagworte Ergebnisse und 
politikfähige Konzepte bloß vortäu­
schen, hinter denen sich dann die Rei­
hen wieder fest zu schließen haben, daß 
sie also zu einer bloßen Phantomdebatte 
degeneriert, die gar nicht radikal genug 
an die Wurzeln geht. Die neue Grund­
satzerklärung darf jetzt nicht wie ein 
Schutzschild vor sich hergetragen 
werden, sondern muß eine noch offe­
nere und gründlichere Debatte ermög­
lichen. Die ist kein Privateigentum ei­
ner Strömung. Und über die Zukunft 
des Sozialismus entscheiden die Jusos 
nicht alleine. 1918 sprach Rosa Lu­
xemburg in einer Kritik an Lenin davon, 
daß die „praktische Verwirklichung des 
Sozialismus als eines wirtschaftlichen, 
sozialen und rechtlichem Systemst:eine 
Sache sei, ,,die völlig im Neliel°i:der 
Zukunft" liege. Es handele;~'iiun 
,,Neuland. Tausend Problem<!'{Über 
die Zukunft der sozialistischen· Neu­
orientierung der JUSOS entscheidet 
weder die modernisierte Fortführung 
des alten Schlendrians noch ein fix und 
fertiges Konzept über die Zukunft des 
Sozialismus. Sondern eine der Offen­
heit, dem Neuland und dem funda­
mentalen Umbruchcharakter unserer 
historischen Situation entsprechende 
geschärfte Diskursfähigkeit. Wenn sie 
theoretische und praktische Erneuerung 
wirklich ernst meinen, müssen beide 
großen Strömungen noch stärker aus 
ihrer selbstgezimmerten Wagenburg 
heraus, die Lagennentalität aufgeben 
und Fühlung mit der gesamten Linken 
und ihrer Erneuerungsdebatte aufneh­
men. 
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"Aufgrund von zwei Weltkriegen, die 
von deutschem Boden ausgingen, be­
sitzt die Bundesrepublik Deutschland 
wederdiemoralischenochdiepolitische 
Berechtigung zur Mitwirkung an mili­
tärischen Aktionen im Rahmender UN. 
Auch das größer und souverän gewor­
dene Deutschland ist daher zu mehr 
Zurückhaltung beim Auftrag seiner 
Streitkräfte vetpflichtet als andere eu­
ropäische Staaten. Die Aufgabe und 
besondere Verantwortung der Bun­
desrepublik Deutschland im Rahmen 
der UN besteht darin, die nicht-militä­
rischen Handlungen der Weltorgani­
sation zu stärken und ausbauen zu 
helfen. Dabei muß vor allem das Kon­
zept der kollektiven, gemeinsamen Si­
cherheit aktualisiert und konkretisiert 
werden und der Interessenausgleich 
zwischen Nord und Süd auf seine 
Wirksamkeit und Aktualität hin über­
prüft und gefördert werden. Die UN ist 
mit ihren bisherigen Strukturen nicht 
gegen den Mißbrauch durch Groß­
mächte geschützt. Solange die Verein­
ten Nationen nicht durch eine grundle-

gende Refonn zu einem koHektiven 
System gemeinsamer Sicherheit ge­
worden sind, gibt es keine Notwendig­
keit für eine deutsche Beteiligung an 
UN-Friedenstruppen (Peace keeping 
operations). Die Aufgabe von Blau­
helm-Einsätzen muß weiterhin von 
bündnisneutralen und kleineren Staaten 
wahrgenommen werden, die in 

Konfliktregionen keine Interessen ha­

ben. Mit der SPD wird es keine Ver­
änderung des verfassungsmäßigen 
Auftrags der Streitkräfte geben, die die 
Beteiligung der Bundeswehr an welt­
weiten militärischen Aktionen eröff­

net." 

j_Conny Gilges MdB, Köln 

Rechtzeitig konnte diesmal die Linke 
Position zu der Frage beziehen, die 

wesentlicher Streitpunkt auf dem 
Bundesparteitag der SPD in Bremen 
Ende Mai sein wird. Am 2. März ver­
öffentlichte der Arbeitskreis Frieden 
des ,,Frankfurter Kreises" u.a. eine 

Antragspassage zur Beteiligung deut­
scher Soldaten an Maßnahmen der 
Vereinten Nationen(UN). Dieser Text 

bedarf in einigen Punkten der Erläute­

rung. Offensichtlich ist, daß auch die 
deutsche Sozialdemokratie dem ,,Platz­
an-der-Sonne"-Syndrom zu unterliegen 

droht. Vergleichbar mit dem ,,Histori­
kerstreit" verbirgt sich hinter der Dis­
kussion über die Beteiligung der Bun­
deswehr an Maßnahmen der UN ein 
besonderes Interesse. Mit dem Einsatz 
deutscher Soldaten im Rahmen weit­
gemeinschaftlicher Aktivitäten kehrt 

Deutschland, nunmehr als europäische 
Wirtschaftsmacht. im Bewußtsein auch 
vieler Sozialdemokraten auf die Bühne 
der internationalen Politik zurück. 

Normalität soll durch diesen Akt ein­
kehren, ,,historische Sünden" werden 
durch gutes Betragen vergeben. Der­
artigen Versuchen ist zu widerstehen. 

Das „geeinte" Deutschland, also die 
Summe der beiden Staaten, die unfähig 
waren zu trauern (Mitscherlich) und 
denen ein Anti-Faschismus verordnet 

werden mußte, bleibt einzigartig auch 
in Zukunft. Der Holocaust, das Leid 
und die Verwüstungen während der 
beiden Weltkriege, wird die Bundesre­
publik Deutschland nicht loslassen 

können, und diese Identifikation erfor­

dert ein verantwortungsvolles Umge­
hen mit internationaler Politik. Gerade 

angesichts der osteuropäischen 

Regionalkonflikte stellt sich die Frage, 
ob deutsche Soldaten wirklich 
friedensstiftend wirken, konkret also 
gewalttätige Gruppen voneinander 

trennen können. Wird der Kroate, der 
Serbe, der Slowake oder der Armenier 
den deutschen Soldaten aufgrund des 
Blauhelms wertfrei betrachten? 

Eine übergeordnete Frage schließt sich 
hier an. Wenn das kollektive 

Sicherheitssystem im Zeitalter der 

Massenvernichtungswaffen das einzi­

ge Modell ist um den Weltfrieden zu 
sichern, müssen seine nicht-militäri­

schen Mittel durchgreifender werden. 
So können Staaten, die die elementaren 
Prinzipien der UN-Charta verletzt ha­
ben, angesichts der immer komplexer 

werdenden ökonomischen und tech­

nologischen Verflechtungen wirksam 
durch wirtschaftliche Sanktionen zivi­

lisiert werden. 

Die Geschichte und die Folgen von 
Wirtschaftssanktionen sind unter hu­

manen und liberalen Kriterien erfolg­
reicher als die Geschichte und die Er­
gebnisse kollektiver militärischer 
Maßnahmen. Die Legitimität derartiger 
friedlicher Praktiken könnte im übrigen 

nur durch eine Reform der Welt­
organisation hergestellt werden, wozu 

vordringlich die Entmachtung der 
Mitglieder des Sicherheitsrates zählt. 
Die Sozialdemokratische Partei würde 
einen wichtigen Beitrag leisten, wenn 

es gelingen würde, das System der 
kollektiven Sicherheit funktionsfähig 
und demokratisch zu machen. Deshalb 
empfehle ich, beim in der Debatte 
umstrittenen, bei der Abstimmung dann 
aber mehrheitsfähigen Beschluß des 
Parteitages von Münster zu bleiben ( der 
gerade drei Jahre alt ist): 

"SelbstdieBeteiligungderBundeswehr 
an friedenssichemden Aktionen der 
Vereinten Nationen würde eine Er­

gänzung der Verfassung erfordern. Wir 
lehnen eine solche Beteiligung ab." 

ARBEITSTAGUNG 
PROMS 
Vom 19. bis21.ApriltrafensichinMelle 
bei Osnabrück etwa dreißig Genossin­
nen und Genossen, um auf der Arbeits­
tagung des ,,Projekts Moderner Sozia­
lismus" ein „gemütlich-politisch-theo­
retisches" Wochenende zu verbringen. 
Die Namen der eingeladenen Referenten 
versprachen intensive und kontroverse 
Debatten, die dann auch geführt wurden. 
Peter v. Oertzens' Einleitungsreferat zu 
Lage und Perspektive der SPD analysier­
te die Krise der Partei vor dem Hinter­
grund der grundlegenden Umbrüche der 
letzten Jahre (,,Implosion" des real-exi­
stierenden Sozialismus, Rolle der BRD 
in der Welt), ihrer verkrustenden 
Staatsfixierung, des ,,Sich-Überflüssig­
Fühlens" durch die Politik der 
Regierungskoalition und der ineffektiven 
Parteistruktur und -führung. Im Partei­
leben schlägt sich das, überall erlebbar, 
in den Extremen entweder der 
Orientierungslosigkeit oder des hem­
mungslosen Opportunismus nieder. 
In der anschließenden Debatte wurde 
v .a. folgende Fragen thematisiert: Wie ist 
eine Demokratisierung der Partei mög­
lich, wo haben radikale Positionen ihren 
Platz, gibt es Perspektiven für eine so­
zialistische Parteilinke. Letztendlich 
fehlte in der Diskussion eine halbwegs 
schlüssigeAnalysederSozialdemokratie 
- was ihre Krise ausmacht, welche 
Subjekte der Veränderung wie einzu­
schätzen sind und welche Bedeutung sie 
durch welches Handeln in der Gesell­
schaft erlangen kann. 
In seinem Referat ,Jnternationaler So­
zialismus nach dem Kalten Krieg" ent­
wickelte Detlev Albers aufgrund einer 
historischen Rückblende in die Ge­
schichte der Linken seit 1917 ihre Per­
spektive. Für die Linke besteht das Pro­
blem v .a. darin, daß sie erstmalig in der 
Geschichte einem offensichtlich und 
eindeutig global vorherrschenden Kapi­
talismus gegenübersteht und daher eine 
Politik der „Totalaltemative", die sich 
nicht aus diesem System heraus entwik­
kelt, obsolet ist. 
Die Frage nach den Mechanismen und 
Kriterien einer „vernünftigen" Gesell-
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schaft war das Leitthema von Karl Her­
mann Tjaden aus Kassel in seiner Einlei­
tung zu: ,,Ökologische Planung? Politi­
sche Ökonomie der Stoffkreisläufe". Er 
fordert ein ökonomisches Erfolgs­
kriterium, das makroökonomisch regelt, 
daß gegebene gesellschaftliche Vermö­
gen so eingesetzt werden, daß sowohl 
gesellschaftliche und individuelle Be­
dürfnisse optimal befriedigt werden als 
auch die Natur möglichst weitgehend 
wiederhergestellt wird. Will man zu ei­
ner „vemünftigen"Ökonomie gelangen, 
muß man sich von der Wertorientierung 
der kapitalistischen Wirtschaftsweise 
lösen und zu einer „kreislauffönnigen" 
Logik gelangen. 
,,Zivilgesellschaft - das Projekt der De­
mokratie" leitete Klaus Dörre ein. 
Gramsci, der Theoretiker der Niederlage 
der Arbeiterbewegung, definierte Zivil­
gesellschaft als die Sphäre zwischen 
ökonomischer Basis und dem Staat, in 
der die Kämpfe um die Herstellung von 
Konsensen und die Vennittlung zwischen 
Staat und Individuen stattfindet. K. Dörre 
stellte klar, daß in seiner Gramsci-Inter­
pretation die Zivilgesellschaft nicht nur 
aus Institutionen (Kirche, Gewerkschaf­
ten, ... ) und Medien, sondern auch aus 
dem Alltagsverstand und -bewußtsein 
der Menschen besteht. Damit ist Zivil­
gesellschaft keine rein funktionale, der 
IX)litischen Machtherstellung dienende 
Sphäre, aber genausowenig ein bloß 
kreativer, spontaner, machtfreier Bereich. 

· Umstritten blieb, ob die Debatte über die 
Zivilgesellschaft ein „Trendy-Thema"ist, 
bei dem die Linke ihre politische 
Machtlosigkeit in eine zivil­
gesellschaftliche „Strategie" umdefiniert 
oder ob die Konzeption der Zivil­
gesellschaft nicht heraushelfen kann aus 
der traditionellen Staatsfixiertheit. Am 
Ende dieses Wochenendes stand eine 
Bestandsaufnahme zur Perspektiv­
entwicklung der spw und der sie umge­
benden politischen Zusammenhänge. 
Tagungen wie diese sollen einmal jähr­
lich stattfinden, um die Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Generatio­
nen und politischen Zusammenhängen 
(Jusos, Gewerkschaften, Programmlinke 
... ) zu verbessern. Viel Arbeit steht bevor 
- ein solches Wochenende des gemeinsa­
men Diskutierens, Streitens und (Ken­
nen-)Lernens machte Lust darauf. 
Flore11ce Guesnet, Wuppertal/Kelkheim 

BEZIRKS­
PARTEITAG SPD­
MITIELRHEIN 
Am4.5. wurde auf dem Bezirksparteitag 
der SPD Mittelrhein die Wissenschafts­
ministerin des Landes NRW, Anke 
Brunn, mit breiter Mehrheit als Bezirks­
vorsitzende bestätigt. Neben Klaus 
Heugel wurde der Europaabgeordnete 
Dieter Schinzel als neuer Stellvertreter 
gewählt. Insgesamt konntedieParteilinke 
ihre Mehrheit im Vorstand weiter aus­
bauen. Mit der ehemaligen Juso­
Bezirksvorsitzenden Gisela Becker 
wurde erneut eine Juso-Vertreterin in 
den Bezirksvorstand gewählt. 

In der Antragsdebatte wurde der Partei· 
tag von drei Themenbereichen bestimmt: 
der Frage Regierungssitz Bonn oder 
Berlin, SPD-Organisationspolitik im 
Hinblick auf den anstehenden Bundes­
parteitag und der Debatte um eine 
Grundgesetzänderung für den Einsatz 
bundesdeutscher „Blauhelme'-'; Nicht 

verwunderlich, daß sich der : .. · •. der. ··:=·?•.·nn·~··· -Bad Godesberger StadthalJ<i:!i · ' ''. : . de 

Bezirksparteitag bei drei Ge ":',, .·,,·"' n 
füreinenRegierungssitzBonnaüss.Prach. 
Organisationspolitisch sieht der'Bezirk 
keine Notwendigkeit für eine prog­
rammatische Neuorientierung der"SPD, 
sehr wohl aber für die Herausarbeitung 
eines klaren Profils, das sich an den 
Schwerpunkten Erhaltung des Friedens, 
Erhaltung der natürlichen Lebens­
grundlagen,Sozialpolitik,gesellschaftli­
ehe Solidarität und aktiver Politik für 
Frauen festmachen läßt. Nach 
anderthalbstündiger Debatte nahm der 
Bezirksparteitag mit breiter Mehrheit 
einen Antrag an, in dem eine 
Grundgesetzänderung zugunsten des 
Einsatzes bundesdeutscher Blauhelme 
abgelehnt wird. Im Vordergrund der 
bundesdeutschen Debatte müsse nicht 
der Einsatz von Militärs stehen, sondern 
eine Veränderung der UNO, um dort 
demokratische Strukturen zu schaffen . 

Fiele Saß, Köln 



Im Friihjahr dieses Jahres finden zum 
45. Mal die Ruhrfestspiele in 
Recklinghausen statt - in diesem Jahr 
erstma1s mit neuem Namen und einer 
neuen künstlerischen Konzeption. 
Neuer Chef des „Europäischen 
Festivals"/Ruhrfestspiele Reckling­
hausen ist Hansgünther Heyme, bis 
Hert>st 1992 noch Schauspieldirektor 
in Essen. In Heymes Händen liegt die 
alleinige künstlerische Gesamt­
verantwortung, seitdem sich im März 
1990 die beiden Gesellschafter der 
Ruhrfestspiele, die Stadt Recklinghau­
sen und der DGB, aus der künstlerischen 
Leitung zurückgezogen haben. 

Beginnt nun dieses Jahr ein neues, ein 
,,zeitgemäßeres" Kapitel für die tradi­
tionellen „Kulturtage der Arbeit"? 

spw: Die Nachricht, daß Sie Essen 
Ende 1992 verlassen wtd als Inten­
dant nach Bremen wechseln wollen, 
kam für viele überraschend. Was 
passiert nun mit den „neuen" 
Rubrfestspielen? 
H. Heyme: Es ist für mich eine Selbst­
verständlichkeit, und nicht nur eine 
Pflicht sondern auch eine große Lust, 
diese Ruhrfestspiele bis einschließlich 
1993 mit aller Intensität und Kraft 
weiterzuleiten und zu einem guten Er­
gebnis zu führen. Die Ruhrfestspiele 
standen für mich keine Sekunde zur 
Debatte. Die Frage ist doch nur, wie 
man eventuell über 1993 hinaus eine 
Zusammenart>eitgestaltenkönnte. Aber 
das zu diskutieren, ist jetzt noch viel zu 
ftiih. 

spw: Halten Sie die Institution 
,,Ruhrfestspiele Recklinghausen" 
heute eigentlich noch für sinnvoll? 
H. Heyme: Ich halte die Ruhrfestspiele 
für äußerst wichtig. Es ist das einzig 
politische Festival in dieser - jetzt gro­
ßen - Republik. Wenn es diesen thea­
tralisch-politischen Ort nicht mehr gibt, 
dann sind wir um ein Entscheidendes 
ärmer. Die Ruhrfestspiele sind eine 
theaterpolitische Möglichkeit, mit 
Theater im europäischen Sinn umzu­
gehen und für die Menschen in dieser 
Region und dariiber hinaus zu wirken. 

Ich halte es für unendlich wichtig, daß 
diese Ruhrfestspiele erhalten bleiben. 

spw: Was ist für Sie in den Rohr­
festspielen - im Vergleich zu anderen 
Festspielen-dasspezifischPolitische? 
H. Heyme: Wir machen hier themen­
bezogene Festspiele und themen­
bezogenes Theater. Dieses Jahr ist das 
Thema ,,Reichsgriindungen", nächstes 
Jahr ,,Amerika", 1993 ,,25 Jahre '68". 
„Themenbezogens Theater" meint die 
spezifische Beschäftigung von 
Theaterleuten, Tänzern, Choreogra­
phen, Sängern usw. mit diesen Themen 
in Auftragsproduktionen oder durch 
besondere Einladungen. 

spw: Ist es für Sie inhaltlich wichtig, 
daß die Gewerkschaften an den 
Ruhrfestspiele beteiligt sind? 
H. Heyme: Natürlich ist das für mich 
wichtig. Andererseits haben sich die 
Gewerkschaften jetzt - auf eigenen 
Wunsch - aus der künstlerischen Ver­
antwortung herausgelöst. Das halte ich 
auch für völlig richtig. Der gewerk­
schaftliche Gedanke: Kunst für die ar­
beitende Bevölkerung zu machen, muß 
hier auch weiterhin Platz haben und 
macht die Qualität des Auftrages der 
Ruhrfestspiele aus. Heute hat sich das 
allerdings etwas verändert. Heute geht 
es vor allem um Publikum - und das 
meint natürlich vor allem arbeit­
nehmendes Publikum. Unsere Gesell­
schaft besteht aber auch zu 95% aus 
Arbeitnehmern und nicht aus Arbeitge­
bern ... 

spw: -,wtd genan das ist dann auch 
bei fast jedem anderen Festival der 
Fall: Die Mehrheit sind Arbeitneh­
mer. Wo ist da der Unterschied zu 
anderen Festivals? 
H. Heyme: Der präzise Unterschied 
besteht darin, daß wir versuchen, die 
Produktionen verstehbar, begreifbar, 
nah in ihrer Ästhetik und Wirkung, auf 
die Menschen zuzuschneiden, die bis­
her dem Theater fern standen. Es ist ein 
Wert>en um die Gruppe von Menschen, 
die bisher nichts oder viel zu wenig mit 
Kunst zu tun hatten. Insofern ist das 
auch ein spezifisch politischer Auftrag. 

spw: Meinen Sie nicht, daß sich auch 
in der Gruppe der Menschen, die 
ehemals von Kunst und Bildung 
weitgehend ausgeschJossen waren, 
einiges verändert hat? Der Bildungs­
stand ist vor allem in den letzten 
beiden Jahrzehnten gestiegen. 
H. Heyme: Da bin ich völlig anderer 
Ansicht. Ich meine, daß der Bildungs­
stand unendlich viel geringer geworden 
ist und überhaupt nicht gestiegen ist. 
Der Umgang des Menschen mit sich 
selbst, mit dem anderen in dieser Ge­
sellschaft ist von großen Schwierigkei­
ten und Dezimierung begleitet und wir 
befinden uns überhaupt nicht in einem 
bildungsfortschrittlichem Zustand. 
Unsere humanistische und Allgemein­
bildung ist in einem Maße damieder­
liegend, wie es vor einigen Jahren noch 
nicht war. 

spw: Aber man kann doch nicht sa­
gen, daß heute noch alles so ist wie in 
den 50er Jahren, Gravierendste Be­
nachteiligungen sind abgebaut wor­
den, 
H. Heyme: Es hat sich zwar etwas 
verändert, aber nicht unbedingt zum 
Guten hin. Auf die Kunst hin gesehen, 
hat sich garnichts zubewegt. Ich glaube, 
man muß in diesem Zusammenhang 
ganz deutlich den Unterschied von 
Kunst und Kultur betonen. Das sind 
zwei äußerst unterschiedliche Dinge. 
Was den zivilisatorischen Umgang mit 
den Dingen betrifft und auch ein Um­
denken in vielen Bereichen, hat sich 
vielleicht schon einiges verändert. Aber 
was den Umgang des Menschen mit 
sich selbst, mit Ängsten, mit medialem 
Terror betrifft, sind wir nicht viel wei­
ter. 

spw: Und was wollen und was kön­
nen die Ruhrfestspiele in solch einer 
Situation erreichen? 
H. Heyme: Bei den Ruhrfestspielen 
geht es um das Kennenlernen höchster 
Kunstqualität in der Beschäftigung mit 
Themen, die Menschen bewegen. 
Durch dieses Kennenlernen werden 
vielleichtMenschen dazu gebracht, sich 
verstärkt mit Kunst zu beschäftigen. 
Die Kunst ist doch eine der großen 
Möglichkeiten, die diese Steuergelder, 

diese Demokratien Menschen zur Ver­
fügung stellen. Und es ergreifen viel zu 
wenig Menschen die Möglichkeit, sich 
durch Kunst mit sich selbst in ganz 
anderer Weise in dieser Gesellschaft zu 
finden und in Opposition zu dieser 
Gesellschaft verändern zu wollen. Dazu 
ist Kunst ja dar. Und dazu wird Kunst 
viel zu wenig genutzt. Dm; liegt oft aber 
auch an der viel zu elitären Verpackung 
der Ästhetik und der Themen. Die 
Ruhrfestspiele sind der Versuch, auf 
eine verstehbare Weise auf ein dem 
Theater bisher fremdes Publikum zu­
zugehen. 

spw: Begreifen Sie die Ruhrfestspiele 
als eine mögliche Form von Kultur­
politik? 
H. Heyme: Kunst ist sowieso ein Teil 
von Politik. Ohne diesen Teil von Poli­
tik in dem Wort Kunst ist Kunst keine 
solche, sondern ein schlechtes Gewer­
be. Bei den Ruhrfestspiele handelt es 
sich eher um einen kunstpolitischen 
Auftrag.DabeigehtesumdasBegreifen 
von Kunst als lebensnotwendigem 
Partikel. 

spw: Was waren Ihrer Meinung nach 
die größten Fehler der Ruhrfestspiele 
in den letzten Jahren? 
H. Heyme: Was auch eingesehen wur­
de durch die Verpflichtung eines künst­
lerischen Gesamtleiters und das Her­
ausnehmen aus der künstlerischen Ver­
antwortung ist, daß die Gewerkschaf­
ten Kunst nicht beeinflussen dürfen, 
sollten oder auch können, denn dann ist 
es keine Kunst, sondern eine politische 
Meinungsäußerung in Kunst verpackt. 

spw: Sie halten es also für falsch, daß 
versucht wurde, gewerkschaftliche 
Positionen in die Kunstproduktion 
beidenRuhrfestspieleeinzubringen? 
H. Heyme: Ja, das halte ich für absolut 
falsch. 

spw: Wäre aber nicht gerade das 
eine enge Verbindung von Politik 
und Kultur, wenn dabei auch die 
künstlerische Qualität nicht auf der 
Strecke bliebe? 
H. Heyme: Ich meine, es war zu stark 
ein Spielfeld für theatralisierende 

Tarifpolitik. Das halte ich erst einmal 
für keinen künstlerischen Vorgang. Ich 
glaube, daß nur die Kunst in der Lage 
ist, gesellschafltiche Probleme in einem 
tieferen und reicherem Maße als durch 
bloße tarifpolitische Positionen an die 
Menschen heranzubringen. Ich muß zu 
aktuellen Problemen oder Meinungen 
eine Kunstfassung schaffen, die das im 
tieferen Sinn formuliert als in völlig 
legitimen Forderungen. 

spw: Warum soll Ihrer Meinung 
nach der DGB die Ruhrfestspiele 
finanziell weiterhin mittragen? 
H. Heyme: Die Gewerkschaften haben 
viele Aufträge. Ein kleiner Teil der 
gewerkschaftlichen Arbeit ist auch die 
Bezuschussung von Kunst.Und das ist 
ja auch einer so riesigen Organisation 
in unserer Gesellschaft wohl abzuver­
langen, das ein Kleinstpartikel dieses 
Geldes auch für Kunst zur Verfügung 
steht. 

spw: Herr Heyme, wir danken Ilmen 
herzlich für dieses Gespräch und 
wünschen Thnen einen erfolgreichen 
Verlauf der Festspiele. 

E U R O P Ä I S CH E r 

F E S T I V A L 19'1 
IN RECKLINGHAUSEN In.,. 
1. MAI BIS 6. JULI. 

Informationen und 
Kartenvorbestellung 
im „Haus der 
Ruhrfestspiele" 

Otto·Burmeister-Alle 1 
4350 Recklinghausen 
Tel.: 02361/25058 

--·-········­Für die spw führte Heide Naderer das 
Gespräch. Heide Naderer ist Diplom­
Politologin und promoviert in Ham­
burg über gewerkschaftliche Kultur­
politik. 
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SCHON 
WIEDER DER 
DRITIEWEG? 

Für das Buch „ Marktwirtschaft und So­
zialismus - Der Dritte Weg" haben 
Bischoff/Menard anspruchsvoll für In­
teresse und Auseinandersetzung gewor­
ben: Sie wollten „die historischen Feh­
ler und Irrtümer, die Geschichte der 
,, verpaßten" Chancen der Oktober· 
revolution" dokumentieren. Es sollen 
,.die immanenten Widersprüche des bü-
rokratischen-autoritären Staats­
sozialismus und damit die Ursachen 
seines Scheiterns" gezeigt werden und 
„daß Marktwirtschaft und Sozialismus 
kein Gegensatz sind, sondern ganz im 

i Gegenteil zusammengehören". Beide 
u wollen erläutern, ,, wie eine moderne 
~ 
§: Sozialismus-Konzeption begründet wer-
~ den kann". Die Autoren wollten mit ihrer 
S Veröffentlichung deshalb ,,aufräumen 
~ mit alten 'linken' Mythen." Was ist da-
~ raus ·geworden? i Im Rückblick auf das Jahr l 989 fonnu-
N lieren Menard/Bischoff ihre Auffassung 
:il 
cc von Sozialismus: ,,Sozialismus ( ... ) ist 
~ die Organisation der gesellschaftlichen 
i Prozesse im Dienste wuf zwn Wohle der 
~-"-

Bevölkerung und nicht zugunsten der 
Privilegien einiger weniger. Individuelle 
Selbstverwirklichungfür alle und die de­
nwkratische Gestaltung der Lebens­
verhältnisse setzen sowohl demokrati­
sierte Wirtschaftsverhältnisse als auch 
eine internationale Arbeitsteilung und 

Wirtschaftsordnung voraus, die allen 
liindem und Völkern die Chance auf 
eine eigenständige Entwicklung ein­
räumt. Einzelunternehmen mit einer de­
mokratisierten Betriebsverfassung ( ... ) 
können über die Märkte in einem wirt­
schaftlichen Wettbewerb stehen; l.Udem 
kwm eine gesellschaftliche Steuenmg und 
Kontrolle über den Markt erfolgen." 
(S.11) Unddenjenigen,diesie wegen des 
Wortes Markt schelten wollen, sagen sie: 
„DieeffizienteMarktwirtschaftwulgroße 
Gebiete katastrophaler Unterentwick­
lung sowie kultureller Rückständigkeit 
sind zwei Seiten einer Medaille. Und 
auch innerhalb der kapitalistischen Me­
tropolen geht Effizi_enz einher mit enor· 
mer Verschwendung und Vergeudung 
gesellschaftlicher und persönlicher 

Ressourcen. Die Ausbildung von para­
sitären, ennvicklungsfeindlichen Sozial­
strukturen sind keineswegs einSpezifikwn 
der staatssozialistischen Gesellschaf-

ten. "(S. J6JSoweitganzgut.Auch 
die Überlegungen zu den Ursa­
chen des Scheitern des Sozialis­
mus überzeugen: Der Sozialis­
mus ist nach Menard/Bischoff 
gescheitert, weil die schöpferi­
sche Kraft der Gesellschafts­
mitglieder an politische In­
stanzen abgegeben wurde 
bzw. abgegeben werden 
mußte. Weiterer, entschei­
dender Fehler war, das 
Staatseigentum schon als 
gesellschaftliches Eigen­
tum zu qualifizieren. Die 
sozialistischen Staaten 
hätten mehr auf die un­
terschiedlichen 
Eigentumsfonnen und 
deren Vermittlung 
abzielen müssen. Die 
schöpferische Initia-

tive, die starke Motivation 
breiter Bevölkerungsschichten zur Lö­
sung gesamtgesellschaftlicher Probleme, 
wäre notwendig und auch möglich ge­
wesen. 

Aber trotzdem: So richtig ran ans Thema 
kommen Menard/Bischoff nie. Sie brin­
gen zwar viele richtige Dinge zur Spra­
che. So sollen die Kooperation und die 
Arbeitsteilung als positive Elemente der 
gesellschaftlichen Produktion im Kapi­
talismus mit der Einführung der 
Eigenttimerfunktion der Beschäftigten 
weiterentwickelt werden. Geschaffen 
werden sollen Beziehungen zwischen 
Arbeitskollektiven. Doch wo bleibt die 
Frage, wie diese positiven Errungen­
schaften der kapitalistischen Produktion 
im Sozialismus bewahrt werden können. 
WelcheProblemeergebensichz.B., wenn 
eine zukünftige Gesellschaft die 
Eigentumsstrukturen an den Produktions­
mitteln verändert. Wenn es kein Kapi­
taleigentum an den Produktionsmitteln 
mehr gibt, aber genossenschaftliches Ei­
gentum, existiert zwar auf „unterer" 
EbeneeinegemeinsameArbeit,abernoch 
keine gesamtgesellschaftliche Arbeit. 
Frage: Soll das so bleiben? Oder gibt es 
Möglichkeiten der Weiterentwicklung? 
Oder: Wie findet die Vennittlung dieser 
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„unteren" Ebenen statt? Welches sind 
die vennittelnden inhaltlichen Kategori­
en, die dieses neue Verhältnis der Men­
schen zu ihrer Arbeit und zu ihrem Ei­
gentum ausdrücken sollen? Welche 
Folgen hat die Konkurrenz zwischen 
Arbeitskollektiven, denen zwar die Be­
triebe gehören, die aber mit qualitativ 
unterschiedlichen Ergebnissen in der 
Produktion auf den Markt kommen? 
Keine Antworten. Immerhin gibt es ein 
Bewußtsein darüber, daß gesellschaftli­
che Steuerung als vorherbestimmende 
Kontrolle notwendig ist, wo die Steuerung 
über den Gewinn versagt: In Bereichen, 
wo ,,Arbeiten im Interesse der gesamten 
Gesellschaft ausgeführt werden müssen, 
die in einzelbetrieblicher Perspektive aber 
keinen Gewinn bringen." Betriebliche 
Politik ist „ von sich aus nicht zu einem 
pfleglichen Umgang milden natürlichen 
Lebensgrnnd/agen in der Lage." Und: 
,,Sie tendiert zur Destabilisierung inter­
nationaler Beziehungen." (S. 58) Der 
Konflikt zwischen Planung und Markt, 
der eigentlich keiner sein soll, bleibt so­
mit weiterhin nebulös, da die gesell­
schaftlichen Bereiche der Reproduktion 
(Dienstleistungen, Erziehung, Umwelt) 
zwar geplant werden müssen, aber die 
Bereiche der Produktion nur indirekt in 
diese Planungen einbezogen werden 
sollen. 

Wie soll dieser Widerspruch gelöst wer­
den? Und weiter: Ist es nicht möglich, 
alles zu ennitteln, zu planen, was eine 
Gesellschaft an Bedürfnissen hat? Oder 
soll es nicht getan werden? Gibt es bei der 
PlanungundErmittlungderumfassenden 
gesellschaftlichen Bedürfnisse ein Pro­
blem mit dem Eigentum der Arbeitenden 
an den Produktionsmitteln? Wenn nicht 
- wieso gibt es dazu keine Aussagen? 
Läßt sich über umfassende gesellschaft­
liche Planung die Eigentümerfunktion 
der Arbeitenden stabilisieren -odernicht? 
Sollen im Sozialismus die Bereiche der 
Produktion und Reproduktion überhaupt 
vorausschauend gesellschaftlich geplant 
werden oder nicht? Wenn der Markt nur 
eine Form der Verteilung der gesell­
schaftlich geplanten Bedürfnisse ist, 
müßte das doch möglich sein. Aber: Diese 
Fragestellungen finden sich leider nicht. 
Stattdessen folgt dann ein anderes, aber 
gutes Stück Arbeit: Die Darstellung über 
die „Neue Ökonomische Politik und 

Perestroika". Wer sich mal einlesen will 
in die Geschichte der UdSSR - hier gibt' s 
kurz und knapp deutliche Worte. Und 
nebenbei auch einen Grundkurs in der 
Geschichte der Politischen Ökonomie 
des Sozialismus. Lob, Lob! 

Im darauffolgenden Teil bemüht sich 
dann ein Autor/inn/enteam der „Soziali­
stischen Studiengruppen" (SOSn darum, 
detailliert zu verdeutlichen, welche Zu­
gänge es von Marx aus zu den Begriffen 
Markt, Ware, Kapital, Arbeit und Ei­
gentum gibt. Es wird auch dargestellt, 
daß die Existenz von Waren und Märk­
ten im Sozialismus ganz normal sei. Die 
selbst gestellte Frage beantwortet das 
Team aber nicht: ,, Wie ist der Zusam· 
menhang von ökonomischer Form­
bestimmtheit, sozialen Beziehungen und 
Bewußtseinsformen im Produktions­
prozeß des Kapitals beschaffen, in wel­
chen Struk!urender Kapitalmystifikation 
resümiertsichdieserZusammenhangwui 
welche Bedingungen seiner Auflösung 
lassen sich angeben?" (S. 102) Ja, wel­
che - fragen lesende - und hoffen auf 
innovative Überlegungen. Vergebens. 
Und hier wäre es spannend geworden. 
Hier wäre der Punkt gewesen, wo das 
Buch über eine Fleißarbeit zum Thema 
Warenproduktion und Sozialismus hätte 
hinauskommen können. Stattdessen ist 
die rückwärtsgewandte, aber immerhin 
umfassende Analyse de~ Problems zu 
finden, daß die Linke bisher zu sehr auf 
die Abschaffung der von W arengeprägten 
Beziehungen zwischen den Individuen 
geschaut hat. Sozialismus ist nicht 
gleichbedeutend mit der Abschaffung von 
Warenbeziehungen zwischen allen 
Menschen. Aber was ist daran neu - beim 
heutigen Diskussionsstand? Immerhin 
bietet das Autor/inn/enteam zumindest 
noch das schon von W. F. Haug in 
„Marktsozialismus? Vorfragen zum 
,,ökonomischen Mechanismus" (Argu­
ment 211990, S. 58) aufgeführte Zitat aus 
dem Kapital. Nämlich die Formulierung, 
daß die Zielperspektive der Aufuebung 
des Kapitalismus die Wiederherstellung 
individuellen Eigentums sei: ,,Aber die 
kapitalistische Produktionsweise erzeugt 
mit der Notwendigkeit eines Natur­
prozesses ihre eigene Negation. Es ist 
Negation der Negation. Diese stellt nicht 
das Privateigentumwiederher, wohl aber 
das individuelle Eigentum auf der 

Grundlage der Errungenschaft der kapi­
talistischen Ära: der Kooperation wui 
des Gemeinbesitzes der Erde und der 
durch die Arbeit selbst produzierten 
Produktionsmittel"(MEW23, S.791). So 
bleibt das entscheidende Kapitel ein 
Kapitel gegen das Staatseigentum an 
Produktionsmitteln, ohne selbst über· 
zeugende Antworten für die Bereiche der 
Produktion und Reproduktion der Ge­
sellschaft derZukunft zu entwerfen. Und 
dabei passiert noch ein fürchterlicher 
Fehler: Ein Zitat von ENGELS wird 
verkürzt und verfälscht wiedergegeben: 
So heißt es beiMenard/Bischoff: ,,Bereits 
Engels, der vielfach als Kronzeuge in 
dieser Frage aufgerufen wird, betonte. 
'Das Staatseigentum ist nicht die Wsung 
des Konflikts'. " Lesen wir in MEW 20, 
S. 260 nach, geht es bei Engels noch 
weiter mit den Worten: ,,aber es birgt in 
sich das formelle Mittel, die Handhabe 
der Lösung. " Frage: Was habt Ihr Euch 
dabei gedacht? Hoffentlich nichts. 

Leider bietet das Buch somit insgesamt 
nicht die systematischen Zugänge, die 
eigentlich bei einer Abhandlung über 
Marktwirtschaft und Sozialismus hätten 
erwartet werden können. 

Da reicht es auch nicht, im Sc1'1.~zu 
schreiben: ,, Eine Zivilgesellschaji;'inder 
die freie Entfaltung eines jeden ~ Be­
dingungen für die freie Entfaltung aller 
ist, kann es nur auf Basis einer gesell­
schaftlich gesteuerten und kontrollierten 
Ökonomie geben, in der Effizienz und 
Innovation gleichennaßen respektiert 
sind wie die Ökonomie der Zeit und der 
gesellschaftliche Nutzen. " (S. l 57) Das 
Buch enthält nicht die selbstgeforderte 
,,begründete Konzeption einer sozi_ali­
stischen Gesellschaftsfonnation ". Und es 
erläutert nicht, wie die „perspektivische 
Politik der Transformation einer Ge­
sellschaft" (S. 96) angegangen werden 

soll. 

Alles in allem: 
Ein Buch für Leute, die beim Lesen 
keineProblememitderÖkonomieder 
Zeit haben und wissen wollen, was von 
den,~zialistischen Studiengruppen" 
(SOSn kommt. 

Hans-Joachim Olczyk, Oldenburg 
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DAS „WEITER SO" 
VON 
ROT-GRÜN 
IN FRANKFURT 

Frankfurter SPD b 
Heftiger Streit vor der Wabl zmn OB­
Ha P'NaJ lud - Nach 111w IICD, die eine 

zum Teil beftllen Parlettapdit- SPD bilden, hattm 
ku.lon hat der SPO-Unterb„ k1art, Ilm mttwlhlm 
mlc Prankfmt du Racht8- und Die lCrlle der . · 
Wlmchafted-ntea An-
dren von. Schoeler am Soantq nach Volker ~ 
a1. JCndldat mr du Amt dei brec:h beim -
Frmkfurlel' O~ tq el'lle\lt auf. Fllr d 
beettn,t. Von Sc:hoeler erhielt fang" hatte eine 
2.19 der 280 .,,...benen Stlm- ml•loo aufDrilc:k 
mm. &8 ~ irpnich111'ak:h ein Plll'ecmu 

Ihn eaa. Damlt i1t dll'.W beide • 

Die Frankfurter SPD hat die Krise. 
Nachdem sie bei Bundes- und Land­
tagswahl mit ca. 33% rund 6 Prozent­
punkte unter den Durchschnitt abge­
rutscht war, geriet auch der rot-grüne 
Magistrat unter Volker Hauff ins 
Schußfeld. Doch selbst nach Hauffs' 
Rücktritt bleibt die inhaltliche Kurs­
korrektur aus. Stattdessen schafft sich 
der Magistrat einen eigenen Kungel­
kreis (Pferdestall-Kreis), der einen 
Entlastungsangriff auf die Partei und 
ihre gewachsenen Strukturen fährt. 
Dieser neue Kreis (die „marktliberale 
Rechte", Frankfurter SPD-Sprach­
gebrauch), munitioniert mit öffentlichen 
und diskreten Erklärungen die Bild­
zeitung mit der Legende von den 
Königsmördern, die Hauffs' Rücktritt 
angeblich auf dem Gewissen hätten. 

Königsmörder: die „Viererbande" aus 
SPD-Fraktionsvorsitzendem Dürr, 
Parteivorsitzender Breithaupt, Schatz­
meister Gebhardt, Stadtverordnetem 
Christian Raabe und OB-Referent 
Heiner Halberstadt. Die sich selbst 
scherzhaft „Viererbande" nennende 
Gourmet-Vereinigung von Weißwein­
Freunden, die eher harmlose Ge­
sprächsthemen meist auch gemeinsam 
mit Hauff berieten, verkörpern mit ei­
nem Schlag den strangulierenden 
Herrschaftsanspruch der Partei gegen­
über dem sensiblen Kennedy-Ver­
schnitt Volker Hauff. Mit der Königs­
mörderlegende undderpresseträchtigen 
Hetzjagd auf die „Viererbande" gera­
ten andere, eher politische Hintergriin­
de noch mehr in den Hintergrund. ; 

~ Da die Partei in der Öffentlichkeit im-
i mer als „ vorbestraft" gilt, geht die Le-

Das Frankfurter Stadtmagazin ,,Ande­
re Zeitung" sah schon im Februar das 
Ansinnen des rot-grünen Magistrats 
gescheitert, die SPD zum Verpackungs-+- gende zunächst durch. Oberste 

künstler für rot-grüne Rohrkrepierer in 
den Stadtteilen zu degradieren. Zum 
Beispiel der Schlachthof. Ein gerade 
eben neu gebauter Schlachthof soll ab­
gerissen und an die Peripherie verlegt 
werden. An seiner Ste11e sollen Woh­
nungen mit einem Mietpreis von 35,­
DM je Quadratmeter entstehen, uner­

schwinglich für Frankfurter(besonders 
SPD-Wähler). Unbezahlbar aber auch 
für den Stadtkämmerer, wenn sie zu­
mindest teilweise auf Sozialmieten­
niveau (ca. 8,- DM) heruntergefördert 
werden sollen. Das alte Vorurteil gegen 
den CDU-Magistrat, eine Hochglanz­
innenstadt würde auf Kosten der 
Mehrheit der Bevölkerung in den 
Stadtteilen noch weiter aufpoliert, er­
hielt neue Nahrung durch Rot-Grün. 
Weitere spektakuläre Großprojekte im 
Innenstadtbereich sind geplant, wäh­
rend ambulante Pflegeeinrichtungen für 
ältere Bürger vor dem Konkurs stehen 
und Frankfurt soeben zur Notstands­
maßnahmeder ,,Haushaltssperre-20%" 
greifen mußte. Und ein weiteres Bei­
spiel: die Südmole. Hier sollen 
gewerbliche Arbeitsplätze zerstört und 
durch überteuerten Wohnraum ersetzt 
werden. Gegen den entschiedenen 
Widerstand der Gewerkschaften. 

Viererbanden und 
Königsmörder 

Die beiden Hauptströmungen der 
Frankfurter SPD, der ,,Niederkreis" und 
die linke „KOKO" (die sich allerdings 
beide der Parteilinken - Frankfurter 
Kreis - auf SPD-Bundesebene zu­
rechnen), begruben ihre jahrzehnte­
langen Animositäten ob der Harakiri­
Projekte des Planungsdezernenten 
M.Wentz, am eigenen Stammwähler­
Ast noch weiter zu sägen. Gegen die 
Repräsentanten der beiden Kreise 
richtete sich also die in der Öffentlich­
keit inszenierte Treibjagd auf die Hauff­
Gegner, Viererbanden und Königs­
mörder. Ergebnis und Nutznießer: Der 
Nachfolger von Hauff hieß von 
Schoeler. Und der stellte noch Bedin­
gungen.Hauff-Kritiker, Stammwähler­
Fans und Querdenker gegen die City­
Orientierung des M.Wentz dürften in 
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Zukunft keine verantwortlichen Pösi­
tionen mehr in der Frankfurter SPD 
einnehmen. Dies war zunächst ein in­
ternes Verbot für den Vertreter des 
Nieder-Kreises, Fred Gebhardt (,,Die 
Visionen des demokratischen Sozia­
lismus müssen auch in der Frankfurter 
Politik zu spüren sein"), der als 
Schatzmeister kandidieren wollte, und 
ein Kandidaturverbot für den KOKO­
Vertreter Diether Dehm, der als Stell­
vertreter-Kandidat mehr als die Hälfte 
der Ortsvereine hinter sich hatte. Aus 
dem Negativ-Wunsch des OB-Kandi­
daten wurde eine Positiv-Empfehlung 
im Rechts-Links-Proporz von 
Frankfurt: die 67jährige Grete von 
Lösch als Kandidatin des Neuanfangs 
von Rechts sowie der Wentz'sche 
„Kompromißlinke" Grumbach statt 
Dehm und Gebhardt. 
Am Vorabend des Parteitags griffHans­
Jochen Vogel selbst zum Hörer, um 
Fred Gebhardt von der Kandidatur ab­
zuhalten, Radio und Presse trommelten: 
Wenn Dehm und Gebhardt gewählt 
würden, stünde die Frankfurter SPD 
ohne OB-Kandidat dar. Dies bestätigte 
von Schoeler dann in den letzten Minu­
ten vor dem Wahlgang in entsprechend 
drängendem Beisein von Ministerprä­
sident Eichel und Bezirksvorsitzender 
Wieczorek-ZeuL Gebhardt verzichtete 
ganz auf seine Kandidatur. Dehm 
kandidierte nur noch als Beisitzer und 
wurde mit den meisten Stimmen auf 
diesem Parteitag in den Vorstand ge­
wählt. Kratzer hatten alle abbekommen. 
Aber die innerparteiliche Demokratie, 
das passive Wahlrecht wohl am mei­
sten. 

Soziale Kurskorrektur 

Sieger hinter den Kulissen blieben 
Martin Wentz und seine Lieblings­
projekte, für die er - laut Rundschau­
Interview - bereit ist, auch Wahlen zu 
verlieren: Südmole und Osthafen­
Zerstörung, Schlachthof-Verlegung 
usw. Ob die Frankfurter SPD sich aus 
ihrem Tief erholt, hängt aber genau von 
der Korrektur dieser ungeliebten 
Großprojekte ab. Bei den übergroßen 

sozialen Notständen helfen auch nicht 
einzelneErfolge, wiez.B.einpaarmehr 
Kindergartenplätze und das preiswerte 
Umweltticket für den öffentlichen 
Personennahverkehr. Die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger und Langzeit­
arbeitslosen geht nicht zurück. Die 
Verteuenmg von Wohnraum nimmt 
weiter rasant zu - und das auch mit 
städtischer Planung! So soll für 160.000 
hochbezahlte Dienstleister neuer 
Bürorauminder Innenstadt erschlossen 
werden, der weitere Pendler in die Stadt 
ziehen und weiter zur Wohnraum­
verdrängung beitragen wird. So ver­
schärft sich der Verkehrsinfarkt beson­
ders im Frankfurter Osten von Tag zu 
Tag mehr, nehmen Jugendkriminalität 
und Bandenbildung im Frankfurter 
Westen in fatalem Ausmaß zu. 
Bürgerinnen haben dabei den Eindruck, 
ihr Bedürfnis nach Heimat und 
Geborgenheit stößt bei einigen Rot­
Grün-Politikern auf aufgeklärte 
Kaltherzigkeit. Und selbst der 
Kämmerer spricht im vertrauten Kreise 
von seinen Zweifeln, ob die hoch­
verschuldeteStadtdiedringendnötigen 
Sozialinvestitionen demnächst über­
haupt noch vornehmen kann. 

Die Ziele, von denen Volker Hauff in 
seiner Antrittsrede sprach: Rot-Grün 
werde sich dafür stark machen, daß 
„das Wachstum für die Menschen in 
der Stadt nicht zur Bedrohung wird", 
,,daß die Entmischung von Arbeit, 
Wohnen und Freizeit" ( vor allem die 
Umkehrung der Logik Wohnraum­
verdrängung durch Bürobauten in der 
Stadt) aufgehoben wird, daß der ,,Bau 
von Wohnungen mindestens so wich­
tigwird wieder Bau von Bürohäusern'', 
daß es in der Umweltpolitik zu einer 
„tiefgreifenden Wende" kommt und 
daß „die Schattenseiten in dieser rei­
chen Metropole, Obdachlose und 
Langzeitarbeitslose, Thema der Stadt­
politik werden", droht zur Makulatur 
zu werden. Peter Bartelsheimer for­
muliert dies in der „Anderen Zeitung" 
so: ,,Die Stadt will doch letztlich wie­
der nur das Alte: In der Standort­
konkurrenz setzt sie auf das, was sie 
schon hat: ihre Bedeutung als Banken-

und Börsenplatz, als Flughaf\"\"'.W1~, 
Hauptquartier-Standort. Damit. -:;,,l,i~ 
drängt sie alle anderen Nutzung<\11; illb 
sie gleichfalls will." :.,., ., .. 

Die Quittung der beiden vergangenen 
Wahlgänge, in den SPD-Hochburgen 
stark verloren, übergroße Mengen an 
Nichtwählern und übergroße Mengen 
an Rechtsextremen freigesetzt zu haben, 
hatdieZuspitzungdesinnetparteilichen 
Konflikts bewirkt. Der Kasseler 
Wahlsoziologe Eike Hennig und der 
Wiesbadener Meinungs- und Sozial­
forscher Konrad Schacht kommen ge­
meinsam zu dem Ergebnis, daß sich die 
Menschen in den Stadtteilen, die an der 
Peripherie der Innenstadt liegen, ,.sozi­
al abgehängt" fühlen. Wenn Magistrat, 
Partei und Fraktion sich nicht diesen 
grundlegenden Fragen stellen und 
stattdessen nur darauf hoffen, mit ein 
paar neuen Köpfen und einer ge­
schickten Befriedungs- und Ausgren­
zungspolitik von oben, innerhalb der 
Partei "Querdenker" zum Schweigen 
zu bringen, dann sehen die Perspekti­
ven für die Kommunalwahl 1993 und 
damit auch darüberhinaus für das Land 
Hessen eher düster aus. All.Ch. die 
Parteioberen müssen sich ·~,las-

·,1_;1,.1.,,a.·: 
sen, wie sie nun, nach der ~rge-
henden Ruhigstellung der Pllrtcibasis, 
zur sozialen Kurskorrektur der Partei 
beitragen wollen. Ist doch dieser Disput 
nicht nur ein Frankfurter Streitthema, 
sondern rührt als ,,:Modernisierungs­
debatte" die gesamte Partei, vorläufig 
vorwiegend in ihren Großstadtfonna­
tionen. Ohne schonungslose Kurs­
korrektur (und mit dem bloßen Hoffen 
auf Kohl) dürfte ein Projekt Rot-Grün 
jedenfalls nicht über die Runden zu 
bringen sein. 



Andreas Wehr 

Die Ursachen liegen tiefer 
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Zur Diskussion der Wohlniederlage in Berlin 

Am 2. Dezember 1990 wurde in Berlin 
nicht nur die bisher am längsten amtie­
rende rot-grüne Koalition auf Landes­
ebene abgewählt, beendet wurde auch 
die durch die beiden sozialdemokro­
tischen Bürgermeister Momper und 
Schwierzina so werbewirksam darge­
stellte Hegemonie sozialdemokratischer 
Politik in der sich vereinigenden Haupt­
stadt. 

Die SPD erlilt vor allem in Westberlin 
schwere Stimmenverluste. Gegenüber 
der Wahl von l 985 zum Ab­
geordnetenhaus in Berlin-West, wo sie 
37,4% erreichte, erzielte sie jetzt nur 
noch 29,5%, und damit 7,8 Prozent­
punkte weniger. In Ostberlin erreichte 
sie 32, 1 %, und damit l ,9Prozentpunkte 
weniger als bei der Wahl zur Stadt­
verordnetenversammlung im Mai 1990, 
als sie 34% erzielte. Die herbe Nieder­
lage im Westteil war in erster Linie auf 
deurliche Verluste unter sozialdemokrati­
schen Stammwählern in den traditionel­
len Hochburgen der Partei zurückzu­
führen. So Fiel der sozialdemokratische 
Stimmenanteil im Wedding von 44,9% 
auf 31,5%, in Spandau von 44,8% auf 
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32,9%, in Neukölln von 38,3% auf 
28,4% und in Reinickendorfvon 39,9% 
auf 28,5%. 

Im Unterschied zu solchen „süddeutschen 
Ergebnissen" in den Wohngebieten der 
Arbeiter, kleinen Angestellten und Be­
amten verlor die Partei nur leicht in den 
sogenannten bürgerlichen Gebieten, in 
Wilmersdorf, Zehlendorl, Steglitz und 
in Teilen von Charlottenburg. Zwar 
wechselten auch hier zahlreiche Wäh­
ler zur CDU, durch den Rückgewinn von 
Stimmen aus dem Lager der Grünen 
gab es in diesen Stadlteilen jedoch 
keinen katastrophalen Absturz. 

Im Ergebnis dieser beiden gegenläufigen 
Trends gleichen sich die traditionell so 
unterschiedlichen Resultate der Berliner 
SPD im westberliner Stadtgebiet langsam 
an. Doch anders als erhofft schließen 
nicht die bürgerlichen Wohngebiete zu 
den alten Hochburgen im Wedding und 
in Kreuzberg auf, die Novellierung fin­
det viel mehr anders herum statt: Die SPD 
wurde stadtweit zu einer 30o/o-Partei. 

Die Zahlen sprechen eine ernüchternde 
Sprache: Geht man alleine vom Wäh­
ler-Verhalten im Westteil der Stadt aus, 
kann man die CDU schon fast eine 
Arbeiterpartei nennen; selbst unter den 

geschrumpften Republikanern ist der 
Anteil der „kleinen Leute" höher als bei 
uns Sozialdemokraten. 

Wäre die Situation nicht so dramatisch, 
man könnte leichthin spotten, die Partei 
ist am Ende ihres in Godesberg einge­
schlagenen Weges angekommen: Sie 
ist Volkspartei im Sinne von „Allerwelts­
partei", d.h. von aller Welt wählbar 
oder - in diesem Zusammenhang wohl 
naheliegender - nicht wählbar. Den 
Ludergeruch der Arbeiterpartei ist man 
jedenfalls endgültig los. In der Tat ent­
spricht die Zusammensetzung der 
sozialdemokratischen Wählerschaltfast 
exakt der gesamtgesellschaftlichen 
Gliederung; keine Gruppe ist mehr 
überproportional vertreten. 

Die CDU hat umgekehrt durch ihren 
Zuwachs von traditionellen sozialdemo­
kratischen Wählern eine hegemoniale 
Stellung errungen. Ist es ihr doch ge­
lungen, auch ihre klassische Wähler­
klientel zu halten bzw. von den REPs 
zurückzugewinnen. Ändert sich daran 
nichts, so droht die Berliner SPD in eine 
dauerhafte Defensivstellung zu geraten. 
Das verheerende Wahlergebnis er­
zwingtförmlich eine Diskussion über die 
soziale Verankerung der SPD unter ihren 
traditionellen Wählern und über die 
weitere Ausrichtung sozialdemokrati­
scher Politik in der Stadt. Anders als bei 
früheren Wahlniederlagen findet denn 
auch zum ersten Mal eine innerpartei­
liche Auseinandersetzung über den 
weiteren Weg statt. 

Es ist sicher kein Zufall, daß es dabei so 
manche Parallelen zu den jüngsten 
Kontroversen in der Frankfurter SPD gibt. 
Auch in Berlin zeigt sich ein großer 
Abstand zwischen Partei und Gewerk­
schaften. Als bezeichnend für diese 
Distanz kann die Stellungnahme der 
neugewählten Berliner DGB-Vorsitzen­
den Christiane Bretz gewertet werden: 
,,Dabei zeigt das Wahlergebnis mit er­
nüchternder Deuttichkeit: die SPD hat 
die Arbeitnehmer als Wähler weitge­
hend verloren. Die Politik der rot-grünen 
Koalition lief ganz offensichrlich weit­
gehend an den Interessen der Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer in der 
Stadt vorbei. Der DGB Landesbezirk 
Berlin hat darauf nicht nur einmal hin­
gewiesen. Einzelne Gewerkschaften 
haben ebenfalls mehrfach deuttich ge­
macht, daß eine Politik, die sich einsei-

tig an den interpretierten Interessen der 
'neuen Mittelschichten' orientiert und 
die traditionellen Arbeitnehmergruppen 
weitgehend ignoriert, Gefahr läuft, die 
Mehrheit zu verlieren." (aus: PAege 
ideologischer Lustgärten, ChisHane Bretz 
und Klaus Pankau antworten der SPD­
Linken, in: Berliner Stimme vom 9 .März 
1991) 

Diese Bewertung von knapp zwei Jah­
ren rot-grüner Senatsarbeit zeugt von 
nur geringer Kenntnis der tatsächlichen 
Erfalge der Senatsarbeit gerade für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in der Stadt, die Kritik verbleibt vielmehr 
auf der Erscheinungsebene. Das „zu­
rück zu den Wurzeln" der Organisatio­
nen der traditionellen Arbeiterbewegung 
wird unheilvoll mit der rechten Kritik an 
rot-grünen Bündnissen vermengt. Die 
innerparteiliche Diskussion scheint auf 
dem Kopf zu stehen: NichtdieJusos und 
die Parteilinke fardern die stärkere Be­
rücksichtigung der sozialen Frage, der 
Ruf danach kommt vielmehr aus der 
Ecke der Volksparteiapologeten. Die 
Parteilinke droht, in Verteidigungsstellung 
verharrend gegenüber den Angriffen 
auf die neuen sozialdemokratischen In­
halte und auf das rot-grüne Bündnis, in 
die Defensive zu geraten: Sie überläßt 
es anderen, darüber nachzudenken, 
wie die Lohnabhängigen wieder stärker 
für die Sozialdemokratie interessiert 
werden könnten. 

Neun Thesen 
Eine zur Diskussion herausfordernde 
Antwort der Parteilinken sollte dabei 
von folgenden Thesen ausgehen: 

1 Der Stimmenrückgang der Berli-
• ner SPD unter ihren Stamm­

wählern ist keineswegs alleine 
das Ergebnis einer verfehlten Politik der 
vergangenen zweiJahre oder etwa eine 
Reaktton auf die Bildung der rot-grünen 
Koalition. Die Abwanderung zu kon­
servativen Parteien bzw. in die 
Wahlenthaltung ist vielmehr bereits in 
den siebziger Jahren zu beobachten. 
1981 gehen schließlich die großen 
Neubaugebiete am Stadtrand verloren, 
wird die CDU stärkste Partei in Neukölln, 
Reinickendorf und Spandau. 1985 
kommt es schließlich zum dramatischen 

Absturz auf 32,4%. Erst der Unmut über 
die Amtsführung des konservativen Se­
nats und die Spaltung des rechten La­
gers mit dem Aufstieg der Republikaner 
gestalten der SPD die Rückkehr in die 
Stadtregierung. Das Wahlergebnis vom 
2. Dezember knüpft dann wieder an 
dem Trend des kontinuierlichen Abstiegs 
an. 

2 Das Problem der sich lockernden 
• Bindung tradittonellerWähleran 

die Partei ist kein Berliner Pro­
blem allein, es macht vielmehr den Ge­
nossinnen und Genossen in nahezu 
allen Großstädten zu schaffen. In den 
Flächenstaaten können diese Verluste 
teilweise noch durch das Einebnen von 
CDU-Hochburgen (Gewinn ländlicher 
und katholischer Wähler) ausgeglichen 
werden. Inzwischen hat der Erosionspro­
zeß in den Großstädten auch die als 
uneinnehmbar geltenden Ruhrgebiets­
städte erfaßt. Bereits bei den Landtags­
wahlen im Mai l 990gabes hierdurch­
gängig Verluste, bei der Bundestags­
wahl sind sie noch höher ausgefallen. 

3 Nachdem bereits in den fünfziger 
• Jahren die klassische Subkultur 

der Arbeiterbewegung abstarb, 
sich in den sechziger und siebziger 
Jahren schrittweise die Funktionärs- und 
auch Mitgliederstruktur entproletarisierte, 
erreicht dieser Prozeß mit dem jetzt nicht 

. mehr festgelegten Wählerverhalten nun 
auch die Zitadelle der repräsentativen 
Demokratie. Gerade diejenigen, die 
die Partei für bürgerliche Wähler immer 
öffnen wollten, sind zum Umdenken 
gezwungen. Die Leugnung der Existenz 
von Klassen hatte sie ja nicht gehindert, 
daran zu glauben, daß Arbeiter fast 
naturgesetzlich nur sozialdemokratisch 
wählen können, wenigstens in ihrer 
Mehrheit. 

Übrigens scheint die neugegründete 
Sozialdemokratie in der früheren DDR 
bereits als entproletarisierte Partei zu 
beginnen. Dort, wo sie sich eigenständig 
artikuliert, gleicht sie eher den neuen 
Bürgerbewegungen als einer klassischen 
Arbeiterpartei. 

4 Es lockern sich nicht nur die Bin-
• dungen großer Teile der lohnab­

hängigen zur SPD, auch 
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die Gewerkschaften sind längst in die­
sen Strudel geraten. Es ist ein zentraler 
Irrtum von Christiane Bretz und Klaus 
Pankau, wenn sie glauben, diese Pro­
bleme nur bei der SPD erkennen zu 
müssen. Trotz immer noch hoher 
Mitgliederzahlen betrachten die weil­
aus meisten Gewerkschafter ihre Orgo­
n i sation lediglich als soziales 
Diensrleistungs-unternehmen, das auch 
ohne ihr Zutun zu funktionieren hat. 
Selbst in aktiven Gewerkschaftskreisen 
istvon einer um sich greifenden „ADAC­
Mentalität" die Rede. 

Wo einzelne Gruppen noch aktiv sind­
etwa in der politischen Bildungsarbeit 
oder in der Gewerkschaftsjugend- sind 
es nicht selten die Themen der soge­
n~mnten neuen sozialen Bewegungen 
(Okologie, Frieden, Gleichstellung von 
Frauen u.ä.), die aufgegriffen werden. 
Es istdahernichtdamitgetan, wenn sich 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften 
wechselseitig Versagen vorwerfen. 
Weiterreichende Lösungen können nur 
gemeinsam entwickelt werden. 

5 Auf der Suche nach Ersatz für die 
• sich auflösenden sozialen Bin­

dungen zu einem wichtigen Teil 
ihrer angestammten Wählerschaft nahm 
die Partei Zuflucht zu einer popu­
listischen, oft landsmannschaftlich ge­
färbten Orientierung. Sie ist damit -
verbunden mit einer Zuspitzung der 
Wahlkämpfe auf „große Persönlichkei­
ten" - in NRW (,,Wir in ... ") und im 
Saarland auf's erste erfolgreich gewe­
sen. Die krachledernde blauweiße 
Sozialdemokratie in Bayern blieb hin­
gegen nur peinlich. 

Der Versuch eines Teils der Enkel­
generation - unter der Führung von 
Lofontaine - Ende der achtziger Jahre1 

aus der Not eine Tugend zu machen1 

und mit dem Postulat des „Endes der 
Arbeitsgesellschaft" die soziale Frage 
selbst aus dem Zentrum der 
sozialdemokratischen Politik zu nehmen, 
wurde abgebrochen. Angesichts der 
enormen sozialen Probleme im Zusam­
menhang mit dem Vereinigungsprozeß 
verlor diese Position erst einmal ihre 
Anziehungskraft. Lafontaine selbst sie!~ 
te sich nach einer rasanten Kehrtwende 
an die Spitze derer, die die Um­
verteilungsfrage für sich wiederentdeckt 
haben. 

r 
6 Die politische Linke istgegenwär-

• tig wohl noch in der Lage, gra­
vierende Mängel der kapitalisti­

schen Wirtschafts. und Gesellschafts. 
ordnung zu benennen ( z.B. die 
ökologische Katastrophe, Massen­
arbeitslosigkeit, Verelendung der 3. Welt, 
Benachteiligung von Frauen, Verkehrs­
chaos in den Großstädten, um nur eini­
ge Stichworte zu nennen), sie besitzt 
aber nur sehr undeutliche Vorstellungen 
über das soziale Subjekt1 das zum Trä­
ger einer neuen Reformpolitik werden 
könnte. 

Parallel zu dem Anwachsen der absolu­
ten Zahl der Lohnabhängigen hat die 
Sphäre der maleriellen Produktion, der 
Betrieb, seine ehemals zentrale Rolle als 
wichtigster Ort des sozialen Widerstan­
des verloren. Jenseits der Arbeit ist ein 
„Reich der Nichtarbeit" entstanden, ohne 
daß jecoch etwa zugleich das Ende der 
Arbeitsgesellschaft gekommen wäre. 
Man spricht bereits vom „Kapitalismus 
ohne Klassen" (Ulrich Beck). 

7 Die traditionelle sozialdemo-
• kretische Ansprache des einze~ 

nen1 gerichtet auf seine soziale 
Stellung im Betrieb, reicht heute nicht 
einmal mehr für die Wahlmobilisierung 
aus. Für den einzelnen sind Habitus und 
kulturelle Lebensform oft wichtiger als 
seine soziale Stellung. Die abhängig 
Beschäftiglen definieren sich selbst als 
Angehörige unterschiedlichster Lebens­
welten. Man ist „in erster Linie" Hedonist; 
Umweltfreak, Punk, Ted, Marlboro-Typ, 
Vereinigungsverlierer, Schwuler, Lesbe, 
Mutter, Familienvater, Feministin, Durch­
schnittsbürger, Aussteiger, mitunter auch 
nur Mantafahrer oder schlicht Deutscher, 
nur nicht Lohnabhängiger, dann schon 
eher „Prolet" - im negativen Sinne aller­
dings. All diese hier nur beispielhaft 
genannten Haltungen treten selten in 
reiner Form auf, sie gehen Aießend 
ineinander über, meist sind mehrere von 
ihnen widerspruchsvoll in einer Person 
vereinigt. Natürlich wechseln die Men­
schen im laufe Ihres Lebens ihre kultu­
rellen Einstellungen. An Sprache, Mode, 
Konsum und Bildungsverhalten erkennt 
man ihre jeweilige Haltung. 

So differenziert sich das Bild auf der 
Erscheinungsebene auch darstellt, es 
bleibt den Bestimmungen der kapitalisti­
schen Gesellschaftsordnung verhaltet. 

Vor allem die unterschiedlichen 
Bildungschancen und die sehr ungleich 
verteilten materiellen Möglichkeiten, ein 
selbstbestimmtes Leben gestalten zu 
können, strukturieren und trennen die 
unterschiedlichen Kulturen. 

8 Populistische oder gar lands-
• mannschaftliche Orientierungen 

können auf Dauer ebensowenig 
wie die bürgerliche Fixierung auf „gro­
ße Persönlichkeiten" Ersatz für strategi­
sches Handeln sein. Will die Sozia~ 
demokratie sich nicht selbst aufgeben, 
werden im Zentrum ihres strategischen 
Handelns die soziale Frage und damit 
letztlich die Machtverhältnisse zu stehen 
haben. Allerdings wird dies in einer sehr 
anderen Form geschehen als etwa noch 
in den fünfziger Jahren. Ein Zurück hin­
ter Godesberg kann es in diesem Sinne 
nicht geben. Wir werden uns vielmehr 
auf die Ausdifferenzierung der Lohn­
arbeit, auf die Entstehung einer Sphäre 
immaterieller Produktion, auf das „Reich 
der Nichtarbeit", so einzulassen haben, 
daß wir in der Lage sind, die verborge­
nen inneren Zusammenhänge der ver­
schiecenen kulturellen Haltungen offen­
zulegen und ihre Abhängigkeilen von 
den gesellschaftlichen Strukturen im ent­
wickelten Kapitalismus darzustellen. Nur 
dann lassen sich mehrheitsfähige Reform­
bündnisse zusammenbringen. 

9 Gefordert ist das sich Einmischen 
• in die Herausbildung kultureller 

Identitäten, mit dem Aufslellen 
richtiger Programme ist es noch lange 
nicht getan. Die Fähigkeit, Bündnisse 
herzustellen, besteht im Ansprechen ver­
allgemeinerbarer Haltungen und An­
sichten. Für eine Partei, die gesell­
schaftlichen Fortschritt erreichen will, 
stehen dabei natürlich Wünsche nach 
Emanzipation, nach Teilnahme am ge­
sellschaftlichen Leben, nach Sicherung 
der materiellen Existenz, nach einer 
befriedigenden beruflichen Tätigkeit, 
nach einem besseren Leben schlechthin, 
im Mittelpunkt. Und solche Bedürfnisse 
finden sich überall. Sie finden nur ge­
genwärtig so schwer zusammen! 

Die Kulturen der Linken sind sich einan­
der fremder als vergleichsweise die der 
Rechten. So hatte es die CDU bei der 
Berliner Abgeordnetenhauswahl ge­
schafft, sowohl die kleine Rentnerin als 

auch den mit ihrer Wohnung Spekulie­
renden, sowohl den Bauarbeiter als 
auch den von seiner Arbeit Lebenden, 
fast widerspruchsfrei in ihre Wähler­
schaft zu integrieren. Ganz anders auf 
der Linken: Hier stehen sich die Lebens­
weisen oft unversöhnlich gegenüber. 
Der ökologisch orientierte Radfahrer 
verachtet den arbeitslosen Mantafahrer, 
die von Sozialhilfe lebende Rentnerin 
will mit den „emanzipierten Weibern" 
im Senat nichts zu tun haben, der 
frühinvalide Busfahrer will sich nicht von 
Akademikern regieren lassen. Jeder 
kennt diese Beispiele, es lassen sich 
noch viele ähnliche aufzählen. Die Tra­
gik der rot-grünen Koalition bestand 
auch darin, daß sich diese Lebens­
haltungen nicht alleine nur fremd, son­
dern oft genug auch noch feindlich 
gegenüberstanden. 

Nun haben nicht wenige Sozialdemo­
kraten aus diesem Dilemma den Schluß 
gezogen, daß die Partei Verständnis 
und Platz für fast jede Haltung - und sei 
sie noch so dümmlich - bieten müsse. 
Darum geht es aber ebensowenig wie 
um die vorherige Austreibung aller 
Vorurleile. Entscheidend ist, daß wir 
den kulturellen Zugang zu den unter­
schiedlichsten Menschen mit Themen 
finden, die sie gleicher~i}r!eres-

sieren. Eine nachvollzieh~.· :_ .......... :_._,:::::· iche 
Beschäftigungspolitik, ein' ":.' .... :·· · · bares 
Konzept einer wirksameri··'Mietpreis­
begrenzung, eine umfasseiide Steuer­
reform und die gesellschaftliche Siche­
rung der Kindererziehung könnten sol­
che Themen sein. Es handelt sich um 
Reformvorschläge, die das Bedürfnis 
nach materieller Sicherung als Voraus­
setzung des entwickelten Individuums 
und entsprechenden privaten Lebens­
formen ansprechen. Erst sokhe Siche­
rungen schaffen die Voraussetzungen 
für größere Selbständigkeiten sowohl 
im Arbeitsleben als auch im „Reich der 
Nichtarbeit". 



BILDUNG 

Abwicklung 
Neu''ordnung'' des 
Bildungssystems in den 
neuen Bundesländern 
Ein Interview mtt Brigitte Speth, Mdl-NRW, SPD 

spw: Der Umbau der Schulsystems in 
den FNL ist zur Zeit in vollem Gange; es 
gibt ie nachdem Vorschaltgesetze, Ent­
würfe für eben solche und bereits 
Referentenentwürfe für Schulgesetze. 
Wie ist insgesamt der Stand der Um­
wandlung? 
Speth: Es gibt in keinem der neuen 
Länder eine Gesetzgebung, es gibt nur 
Entw-ürfe. Diese sind schon von der 
Terminologie her grundsätzlich unter­
schiedlich und vom Ansatz her natürlich 

ebenfalls. Wenn man z.B. Sachsen und 
Brandenburg gegenüberstellt, dann gibt 
es im sächsischen Entwurf überhaupt 
keine Gesamtschulen, in Brandenburg 
ist sie drin, dort waren im Referenten­
entwurf übrigens zunächst nur die Ge­
samtschule und das Gymnasium vorge­
sehen. Nun gibt es dort ja die Ampel­
koalition und die FDP hat gefordert, die 
Realschule reinzunehmen und sich da­
mit durchgesetzt ... 

spw: ... und damit die Gesamtschule zur 
Ersatzhauptschule gemacht. 
Speth:Ja, wobei ich immer sage, daß es 
darauf ankommt, wo dann die Ge­
samtschule steht. Heißt es Realschule, 
Gesamtschule, Gymnasium, oder heißt 
es Gesamtschule, Realschule, Gymna­
sium? Daß die Gesamtschule die Er­
satzhauptschulfunktion übernimmt, 
könnte damit möglich sein. 
In Sachsen haben wir eine CDU­
Bildungsministerin aber einen SPD­
Staatssekretär, WolfgangNowack, und 
der hat in der Presse erklärt, die Ge­
samtschule wesrlicher Prägung sei über­
holt. Er sieht als Alternative die 
Zweigliedrigkeit in Form von Gymnasi­
um und Realschule, wobei die Real­
schule nach der sechsten Klasse aufge­
teilt werden soll, in a) einen sog. Zweig 
mit beruflicher Bildung und b) einen sog. 
Sprachlichen Zweig. folgerichtig ha­
ben wir auch hier eine im System ange­
legte Dreigliedrigkeit. 
Dagegen wehrt sich interessanterweise 
der Verband Erziehung und Bildung hier 
in NRW; er findet den Ansatz der 
Zweigliedrigkeit gut, lehnt aber die 
Aufgliederung der Realschule bzw. 
„Mittelschule" in zwei Zweige als falsch 
ab, weil es das alte System der Realschule 
und Hauptschule widerspiegelt. Das sind 
die Trends der Entwicklung 
Daneben gibt es allerdings auch in 
Sachsen eine sehr starke Gesamtschu~ 
bewegung von unten. Viele Eltern wol­
len Gesamtschulen. So haben sich in 
Brandenburg und Sachsen viele 
Gesamtschulinitiativen gegründet und 
auch Anträge auf die Umwandlung von 
POS oder EOS in Gesamtschulen gestellt. 
Ob diese allerdings genehmigtwerden, 
steht völlig in den Sternen. 

spw: Ist diese doch recht schwache 
Position der Gesamtschule v.a zu erklä­
ren durch die auch in anderen Berei­
chen zu beobachtende undifferenzierte 
Ablehnung aller Strukturen des alten 
Staates, oder liegen hier die Ursachen 
noch woanders? 
Speth: Hauptgrund ist sicher, daß alles, 
was aus der DDR kommt- und zwar vom 
Joghurt bis zu Schulsystem -als schlecht 
gilt. Dazu zählt v.a. das Einheitsschul­
system mit seiner Kommandopädagogik. 
An letzterem Vorwurf ist ja in der Tat viel 
dran. Hinzu kommt, daß nach der 
Wende Verbände wie der Philologen­
verband als auch die CDU hingegangen 
sind und unser Schulsystem als das 

einzig Wahre angepriesen haben. Dies 
traf sich mit dem Wunsch der Eltern nach 
hochwertigen Abschlüssen für ihre Kin­
der, und das ist nunmal das Abitur, und 
mit dem Abitur wird v.a. das Gymnasi­
um assoziiert, weil von der Gesamtschu­
le zuwenig bekannt ist und zudem von 
den genannten Verbänden die Gesamt­
schule als Einheitsschule diskreditiert 
wird. 

spw: Woher kommt denn dann diese 
Gesamtschulbewegung von unten? 
Speth: In der Ex-DDR gab und gibt es 
eine Reihe von sehr ernstzunehmenden 
Bildungspolitikerinnen und Eltern, die 
von vornherein gesagt haben, die 
Struktur, die wir haben, ist gar nicht so 
falsch, wenn man sich pädagogisch 
anders orientiert. Dann könnten wir ei­
genrlich die Struktur so lassen, weil sie 
Chancengleichheit für alle eröffnet. Ei­
ner der Vertreter dieser Position ist der 
jetzige Landtagspräsident von 
Brandenburg, Knablich, der immer für 
eine Orientierung Brandenburgs auf die 
Gesamtschule gekämpft hat. Außerdem 
haben sie sich natürlich auch Unterstüt­
zung aus den alten Ländern geholt. 
Kontakte existieren u.a. zur GGG, die 
vor allem in Sachsen und Brandenburg 
arbeitet, aber auch in den drei anderen 
Ländern über Landesverbände verfügt, 
und v.a. versucht, die Elterninitiativen 
von unten zu stützen. 
Ich behaupte, daß diese Initiativen eine 
realistische und gute Chance haben, 
Gesamtschule in den neuen Ländern . 
durchzusetzen. 

spw: Diesselzfnatürlichhandlungsföhige 
Strukturen von bildungspolitisch fort­
schrittlichen Verbänden wie GGG, GEW 
und auch AFB voraus. Sind diese denn 
überhaupt im dafür notwendigen Maße 
vorhanden? 
Speth: Sowohl GGG wie GEW und AfB 
verfügen in allen neuen Ländern über 
Landesverbände. Aber dies ist natürlich 
nur die eine Seite der Medaille. Die 
andere ist die Frage nach der Zahl der 
Mitglieder und Aktiven. Hier kann ich 
keine Zahlen nennen, und wenn, dann 
wären sie genauso spekulativ wie vor 
einiger Zeit bei den Mitgliederzahlen 
der SPD, die man ja auch hoffnungslos 
überschätzt hat. Die Unterstützung der 
Strukturen von unten ist das eigentliche 
Problem. 

spw: Zur Zeit werden die wesentlichen 
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Entscheidungen über Schulgesetz­
gebung und Schulstruktur getroffen und 
damit wird der Einfluß der genannten 
Verbände jetzt am dringendsten benö­
tigt. 
Speth: Wir haben ja auch immer ge­
sagt, daß das alles zu schnell geht. Die 
neue Freiheit für die Menschen in der Ex­
DDR bedeutet auch, daß sie lernen 
müssen, was Demokratieeigenflich heißt. 
Das ist bekanntlich keine einfache Sache, 
und hat v.a. damit zu tun, selbst Verant­
wortung zu übernehmen, in Diskussion­
sprozesse einzugreifen und aus diesen 
heraus Entscheidungen zu treffen. Selbst 
Entscheidungen zu treffen heißt, nicht 
alles schlicht von uns zu übernehmen. 
Ein eigener Weg braucht Zeit. Gleich­
zeitig haben aber bestimmte Verbände 
und Organisationen die neuen Länder 
überrollt. Dadurch besteht die Gefahr, 
die Entwicklung der eigenen Identität zu 
verhindern. Für mich gibt es keine 
schnelle Lösung des Problems. 

spw: Es gibt in den FNL drei Linien, die 
gemeinsame Schnittpunkte aufweisen. 
Nämlich a) die existierenden - mit Aus­
nahme Brandenburgs - konservativen 
politischen Mehrheiten; damit eine star­
ke konservative Hegemonie; b} die Su­
che vieler Eltern nach hochwertigen 
Qualifikationen für ihre Kinder sowie 
ein gewisses Beharrungs-vermögen be­
züglich alter Strukturen; und c} alte Struk­
turen, auf deren prinzipiellen Ideen und 
Ansätzen sich aus unserer Sicht aufbau­
en ließe, wie z.B. gemeinsame Unter­
richtung aller Schülerinnen bis zur zehn­
ten Klasse, Polytechnischer Unterricht 
sowie auch Ausbildungsgänge wie „Be­
rufsausbildung mit Abitur". Die Frage ist 
nun, wo es dort Zugriffsmöglichkeiten 
für eine progressive Bildungspolitik gibt, 
um z.B. Positives zu erhalten oder neue 
Dinge auszuprobieren.? 
Speth: Ich fange mal bei den Strukturen 
an. Die Struktur des Systems mit POS 
und EOS hat neben dem Aspekt der 
Integration noch eine weitere Dimensi­
on: in der Ex-DDR sind erstens die Städte 
und Gemeinden wesentlich kleiner als 
bei uns, und zweitens handelt es sich vor 
allem bei den POS in erster Linie um ein­
bis zweizügige und damit sehr kleine 
Schulen, die allerdings überall vorhan­
den sind. Dadurch ist eine sehr große 
Ortsnähe gewährleistet. Wollte man 
überall in den neuen Ländern eine 
Dreigliedrigkeit-wie auch immer- prak­
tizieren, kommt man mit diesen System-

größen überhaupt nicht zurecht. Damit 
stellt sich ein Problem, das für mich ein 
möglicher Hebel ist: nämlich das 
finanzpolitische Problem. Um eine 
Dreigliedrigkeit ernsthaft in finanzier­
baren Größen aufzubauen, kommst Du 
sofort zur Frage nach der notwendigen 
Größe einer Schule. Unser politischer 
Ansatz muß deshalb sein, mit unseren 
Fraktionen diese Finanzierungsfrage in 
den neuen Ländern immer wieder auf 
den Punkt zu bringen; in der Hoffnung, 
daß sich dann am Ende die Vernunft 
durchsetzt. 
Der andere Hebel ist der schon ange­
sprochene Weg von unten. Du mußt die 
Elterninitiativen organisatorisch und in­
haltlich stärken, die integrierte Schulen 
im Interesse der Chancengleichheit for­
dern. 
Dann gibt's nach einen dritten Hebel, 
der allerdings wesenrlich schwieriger 
zu nutzen ist. Wenn man sich die Anträ­
ge, die von POS und EOS auf Umwand­
lung in Gymnasium gestellt werden, 
anschaut,erkenntmonbei der Durchsicht 
der Beschreibung des geplanten Kon­
zepts der Schule, daß die Vorstellungen 
vom Gymnasium eine Spannbreite auf­
weisen von der Integrierten Gesamt­
schule mit Team-KleingruppenModell bis 
hin zum alten Typengymnasiurry_.paraus 
folgt, daß die Vorstellungen votj;..;,.erem 
Schulsystem völlig falsch sini;f{Cler Ge­
danke, über Information et,iiiis zu be­
wegen liegt also nahe. Da liegen auch 
die Möglichkeiten für SPD, GGG und 
GEW. 

spw: Der Aspekt der Gemeindegröße ist 
;a auch hier aus den alten Ländern nicht 
unbekannt, wo auch konservativ regier­
te Flächengemeinden das Prinzip der 
Ortsnähe dem der DreiglitH!rigkeit vor­
angestellt haben. 
Speth: Dies hängt in der Tat oft nicht von 
den politischen Mehrheiten ab. Und 
wenn die neuen Länder mit einer 
Schulentwicklungsplanung beginnen, 
dann kommen sie auch schnell zu dieser 
Konsequenz. 

spw: Die von Dir genannten Anträge 
von Elterninitiativen auf Umwandlung 
von POS oder EOS in Gesamtschule 
sind ;a an sich gut und schön, aber nur 
dann realistisch, wenn eine Schul­
gesetzgebung vorliegt, die überhaupt 
Raum für Gesomlschulen bietet. Wenn 
keine Gesamtschulen im Gesetz vorge­
sehen sind, können solche Anträge auch 
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nicht genehmigt werden. Deshalb kön­
nen dach solche Initiativen die /eh/ende 
Steuerung von unserer Seite aus bezüg­
lich der Gesetzgebungsverfahren in 
keiner Weise kompensieren. 
Speth: Richtig, aber so eine Situation 
kennen wir auch aus den alten Bundes­
ländern wie Bayern, Baden-Württem­
berg und Rheinland-Pfalz. Wir können 
dieses Problem in der Tat nicht lösen, 
wenn die Gesetzgebung einer Ge­
samtschule entgegensteht. In Sach­
sen kann man der SPD-Fraktion eigent­
lich nur empfehlen, die Gesamtschule 
ins Gesetz reinzubringen. Meinetwegen 
auch als Versuchsschule, damit über­
haupt Gesamtschulen genehmigt wer­
den können. Das hört sich jetzt zwar 
sehr kompromißmäßig an, aber wenn 
Du den Hebel Gesamtschule nicht hast, 
dann ist es möglicherweise für Jahre 
vorbei. 

spw: Welchen Stellenwert haben denn 
z.B. Varianten wie sechsjäh-rige Grund­
schulen? 
Speth: Das ist das Modell West-Berlin. 
Ich wage keine Prognose, denn es ist ja 
noch so viel in der Diskussion, z.B. die 
fünfjährige Grundschule. Aber die Ge­
fahr bei verlängerten Grundschulen ist 
natürlich, daß Du die Orientierungsstufe 
in den weiterführenden Schulen verlierst. 
Ich könnte mir vorstellen, daß es letzrlich 
doch auf die vier-jährige Grundschule 
hinausläuft, mit den „Ausreißern" Berlin 
und Brandenburg. 

spw: Im Zusammenhang mit möglichen 
Ausstrahlungen des Umbaus der Schule 
in den FNL stellt sich ja immer wieder die 
Frage nach dem Thema Schulzeit­
verkürzung. Im Prinzip die Gleichung: 
,,FNL plus Europäische Einigung gleich 
Zwölf Jahre" als Vehikel für z. T. ganz 
anders motivierte konservative Konzep­
te der Elitebildung. Wie stellt sich hierzu 

! i dieAfß? 
Speth: Die Debatte um die Verkürzung 

i i der Schulzeit findet überall statt. Wir 
' ~ hoben z.B. im Landtag NW auf Antrag 
i der CDU im Juli eine Anhörung zum 
~ achtjährigenGymnasium. lnteressontan 

i S diesem Thema ist allein schon, daß sich 
1 ~ diese Debatte v.a. auf das Gymnasium 
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1
hth. Wohgekhürzktl werbden sholl, ist 

~ nafür 1c noc nie t ar, a er ic sage 
1 ~ voraus, daß der Trend zur Kürzung in 

U
=- ___ der Sekundarstufe I stattfinden wird, und 

das würde bedeuten, daß wir ein Gym­
nasium haben, das fünf Jahre in der SEK 
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1 hat, und zwei andere Schulformen (die 
Gesamtschule nehme ich mal aus), die 
sechs Jahre haben. Damit sind die 
Übergänge zum Gymnasium unmöglich 
gemacht oder zumindest erheblich er­
schwert. Woran man aber sieht, daß 
die Diskussion um eine Verkürzung der 
Bildungszeit sich vonseiten der CDU vor 
allem auf die Schaffung einer neuen 
Elite im Gymnasium bezieht. 
Wir werden diese Diskussion führen 
müssen, und zwor offensiv. Die AfB auf 
Bundesebene hat hierzu bereits eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, um bis Ende 
des Jahres die Grundlage für eine Posi­
tion zu erarbeiten. Wobei wir gesagt 
haben, daß man die Diskussion um eine 
Verkürzung der Schulzeit nur führen 
kann, wenn wir bestimmte Bedingungen 
setzen: 1. Die Durchlässigkeit des 
Bildungssystems darf unter gar keinen 
Umständen zerstört werden. 2. Es darf 
nicht zu Lasten der Schülerlnnen gehen. 
Keine Komprimierung des Stoffes auf 
Teufel komm raus, nur um ein Jahr zu 
streichen. 3. Es dorf nicht sein, daß 
neben dem normalen Durchgang durch 
die Schule eine Art elitärer verkürzter 
Zug entsteht. Dies sind unbedingte 
Grundbedingungen. 
Totschlagsargumenl aus den alten Län­
dern ist ja immerdievermeintlich kürzere 
Ausbildung in den anderen EG-Staaten. 
Wenn man die EG aber analysiert, 
dann stimmt das nicht: 1. Es gibt völlig 
unterschiedliche Modelle; 2. Die allge­
meine Hochschulreife, die hier nach 
dreizehn Jahren vergeben wird, wird in 
manchen europäischen Ländern zwar 
nach zwölf Jahren vergeben, aber die 
Leute müssen dann, um tatsächlich die 
allgemeine Zugangsberechtigung zu 
haben, Zusatzprüfungen machen, Auf­
lagen erfüllen, etc. Ich bin gespannt, 
was bei unserer Diskussion in der AfB 
herauskommt. Ich gehe davon aus, daß 
die AIB eine Entscheidung fällen wird 
gegen eine Schulzeitverkürzung 

spw: Die AIB hat also noch keine endgü/. 
tige Position? 
Speth: Nein, wir haben diese 
Expertengruppe, und Ende des Jahres 
werden wir der Öffentlichkeit unsere 
Position vorstellen. Ich habe immer ge­
sagt, daß wir nicht den anderen nach­
laufen, wir müssen unsere eigene Posi­
tionen definieren. Sollte es wirklich so 
sein, daß es Freiräume in der schulischen 
Ausbildung gibt, muß daraus nicht gleich 
die Forderung nach der Verkürzung von 

Schulzeit resultieren. Sondern diese 
Freiräume könnten ia anders genutzt 
werden. 
Wichtig ist, die Diskussion um Bildung­
szeitverkürzung mit einer Diskussion um 
Inhalte von Schule zu verbinden. Berei­
che wie soziales Miteinander, Projekte, 
allgemeines soziales Lernen, wie Inhal­
te, die z.Z. zuwenig in der Schule be­
handelt werden, siehe hier auch Stich­
wort Mädchenbildung, spielen dabei 
eine Rolle. Eine Menge von Punkten, die 
für die Schülerinnen wichtig sind, und 
für die etwaige freie Zeitgenutztwerden 
könnte. 

spw: Hinzu kommt noch, daß z.B. bei 
uns Jusos wenig Bereitschaft existiert, 
einer wie auch immer gearteten Verkür­
zung der lange erkämpften eigen­
ständigen Jugendphase zuzustimmen. 
Speth: Sehe ich genauso. Darüberhin­
aus gestalten Jugendliche ihre Freizeit 
heute wesen~ich individueller als noch 
vor zehnJahren, und dafür brauchen sie 
Zeil, genauso wie zur Entwicklung de­
mokratischer Grundorientierungen. Au­
ßerdem geht der Trend heute verstärkt 
zur Ganztagsschule, aus ganz unter­
schiedlichen Gründen. Aus der Sicht 
der Schülerinnen ist es v.a. auch so, daß 
es immer mehr Einzelkinder gibt, daß 
immer mehr Ei 11-Eltern-Fam ilien existieren 
und daß immer öfter beide Eltern be­
rufstätig sind. Konfliktlösungen, die frü­
her in Familie oder Nachbarschaft (und 
auch die verliert angesichts der höheren 
Mobilität von Jugendlichen immer mehr 
an Bedeutung) stattfanden, finden dort 
überhaupt nicht mehr statt und werden 
folgerichtig in die Schule verlagert. Dafür 
brauchst Du einfach mehr 
außerunterrichtliche Zeit in der Schule. 
Und dies widerspricht allen Überlegun­
gen zur Schulzeitverkürzung. 
spw: Brigitte, wir danken Dir für dieses 
Gespräch. 

Für spwführten dasGesprächJadranka 
Thiel und Cor Leendertse 
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Pl&ne wurden niedergeschrieben, Komitees versammelten 
sith; urohe Einiichtungen wurden beim Namen genannt, 
als existierten sie noch, Gulochten kursierten zwischen den 

··· lr1Stdnzen, ohne iemals gelesen zu werden, kurz gesagt: 
hinter hohen Opernkulissen wirkte eisern die gleiche 
unsichtbare, zentralistische Hand wie auf so vielen ande­
ren gesellschaftspolitischen Gebieten, hier jedoch mit 
größer~r Konsequenz, mit einer grandioseren Diskrepanz 
zwischen Wort und Wirklichkeit, zwischen der Konnotation 
der Wörter und ihrer Denotation, zwischen · Sinn und 
Bedeutung als auf irgendeinem anderen sozialpolitischen 
Sektor. 

Glücklich versank ich in einer Welt, in der es keine 
Universitätsreformen gab, in der kein Vertrauen enttäuscht 
werden konnte: warme Dunkelheit und die goldenen 
Wellen des Madrigals: Dunkelheit, Wehmut und die go~ 
dene Schlinge eines Haares. 

Ich erklärte , daß meine Erfahrungen mit kontinuierlicher, 
langfristiger Planung begrenzt seien, und das ich gerade 
deshalb den eben vorgetragenen, hervorragenden Aus­
führungen mit großem Gewinn gelauscht hätte. Ich wies 
auf die Gefahr hin, die in jeder prognostischen Tätigkeit 
liegt: daß die Prognose nämlich, all ihrem Anspruch auf 
empirischen Unterbau und auf größtmögliche Objektivität 
zum Trotz, in -Wirklichkeit zu etwas anderem, etwas 
Subjektivem werde, zu einem Instrument in der Hand der 
beschlußfassenden Behörden. Die möglichen Folgen: 
mangelnder Realismus, eine Kluft zwischen Wirklichkeit 
und Plan, zwischen dem Begriffsapparat der Prognosen 
und der historischen Entwicklung, stellten eine nicht zu 
unterschälzende Gefahr dar. 

Auf einen Punkt wollte · ich die Aufmerksamkeit ganz 
besonders lenken: im Kanzleramt beschäftige man sich in 
außerordenrlich großem Umfang mit der Einrichtung, be­
ziehungsweise Abschaffung von Planstellen an den 
Hochschulen. Wesenrlicherals diese Planstellen seien aber 
vielmehr die Funktionen, die diese Planstellen erfüllen 
sollten. Kein Plan könne lelzrlich von der Frage absehen; 
welches die vernehmlichsten Aufgaben einer Universität 
seien, das heißt, von der frage, was Wissen ist und welche 
Aufgabe es in einer lebendigen Gesellschaft hat.". 

Wir sollten das - als solidarische Kritik - dem Autor 
abnehmen, denn es ist eine Kritik an ·einer ganz speziellen 
sozialdemokratischen Haltung, anders, als die Konserva­
tiven immer gesagt haben, die meinten, die Wissenschaft 
sei nicht demokratisierbar, Ein solcher Satz ist objektiv 
unsinnig. Die Konservativen sagten, die Wissenschaft sei 
diesen Argumenten nicht zugänglich. Dieser Salz ist objektiv 
unsinnig, weil die Wissenschaft die Argumente überhaupt 
erstformulieren kann, die man ja nichtausAlltagsverständnis 
machen .kann. Aber das Entscheidende ist, daß die 
Segmentierung der Wissenschaft nicht zuletzt durch die 
Stµdienrelormkommissionen der genuinen Vorstellung der 

·sozialdemokratie entsprach, man könne solche Reformen 
über den Staat festschreiben. Man ist damals - wirklich 
sozialliberal - nicht davon ausgegangen, daß es jemals 
andere Regierungsmehrheiten geben könnte, die dieses 
Instrument perfekt bis zur Zerstörung wissenschaftlicher 
Diskursformen und Kommunikationskulturen ausnutzen 
würden. 

Antizyklische 
Wissenschaftsfördervng 
Insofern finde ich höchst fatal, daß in Ihrem Papier darauf 
nicht eingegangen wird. Das ist auch ein objektiver 
Widerspruch zu der späteren These, daß Wissenschaft 
nicht die romantische Vorstellung der sogenannten 
Nischenforschung pflegen sollte, daß also dort, woes nicht 
ohnehin einen Markt gibt, die Wissenschaft gefördert 
werden müsse. 

ICH HALTE ES FÜR 
EINEN SKANDAL, DIE 
NICHT BEWEISBARE 
VERBINDUNG ZU 
ARBEITSPLÄTZEN IN 
DER WELTUUM· 
FORSCHUNG UND DEN 
BEREITS WIDERLEGTEN 
SPIN OFF FÜR 
TECHNOLOGISCH SINN· 
VOLLE NEUERUNGEN 
UNTER ,,WISSEN· 
SCHAFTSPOLITIK '' 
ZU VERKAUFEN. 

--Ich kann z.B. nicht verstehen, warum in Fächern wie 
Betriebswirtschaft oder Informatik noch entgegen jeder 
ökonomischen Vernunft unentwegt -zyklische Förderung 

passiert. Informatik oder Betriebswirtschaft sind ja nicht 
schlecht, aber die fördern sich von alleine, da ist der Markt 
da. Aber wir werden eines der Länder sein, wo die Hälfte 
der wissenschaftlichen Archive in den nächsten 20 Jahren 
nicht mehr benutzbar sein werden, weil wir keineausgebi~ 
deten Archiverinnen mehr haben, die mit diesen Archiven 
umgehen können. (Damit meine ich stellvertretend fast alle 
Geistes-, Kultur- und qualitativen Sozialwissenschaften.} 
Man muß sich vorstellen, daß die ganze Kulturleistung von 
Jahrzehnten zum Teil wirklich nicht mehr bearbeitbar ist, 
geschweige denn der ganze Bereich der Alltagskultur. Ich 
finde es richtig, daß es das Kulturwissenschaftliche Institut 
in Essen gibt. Und es ist gut, daß Nordrhein-Westfalen nach 
Berlin so etwas gemacht hat, aber das ist viel zu wenig. Das 
heißt auch, daß wir eine ganze Menge von Spezialistinnen 
und Spezialiste~ brauchen, die ihren Markt noch nicht 
haben, und dieOffentlichkeit, die Gesellschaft, muß sagen, 
daß ihr das viel wert ist. 

Das sind keine hinausgeschmissenen Gelder, und mit · 
einiger wissenschaftlicher Autorität sage ich, daß bloß 
10% dessen, was völlig sinnlos und ohne spin oll in die 
Weltraumforschung hineingepulvert wird, völlig ausrei­
chen würde, um aus diesem Land auf der Ebene von 
Hochschulen wieder eine Kulturnation zu machen. Ich halte 
es für einen Skandal, die nicht beweisbare Verbindung zu 
Arbeitsplätzen in der Weltraumforschung und den bereits 
widerlegten spin oll für technologisch sinnvolle Neuerun­
_gen unter „Wissenschaftspolitik" zu verkaufen. Es ist noch 
nicht einmal Rüstungs- und Industrieförderung, denn eine 
anständige Rüstungsindustrie .braucht vielmehr die theore­
tischen Ergebnisse der Universitäten als das, was in der 
Weltraumforschung gemacht wird. Das ist das letzte Auf­
Aackern einer Nationalitäten-Wissenschaftspolitik, die um 
die Jahrhundertwende in Deutschland schon einmal unter 
dem Begriff „Weltgeltung" zu einer völligen Fehlorientierung 
der Wissenschaftspolitik geführt hat. Wer meint, er könne 
einen technologischen oder wissenschaftlichen Beleg für 
die Sinnhaftigkeit dieser Forschung erbringen, der müßte 
Belege auf den Tisch legen, die hier noch niemand kennt. 
Ich nehme das nur als ein Beispiel, und ich sage nicht, daß 
wir jetzt alles in „Kulturwissenschaften" stecken dürfen. Es 
gibt eine ganze Menge von technologischen Aufgaben, 
die wir dringend brauchen, aber dann bitte definiert über 
Strukturen und Objekte der Wirklichkeit und nicht über ein 
fast religiös hybrides Ausweichen gegenüber den Proble­
men auf dieser Erde. Es ist nämlich absolut gleichgültig für 
alle Leute, ob wir wissen, wie der Jupitermond wirklich 
ausschaut angesichts der Tatsache, daß unsere Kinder 
möglicherweise diesen Jupitermond nicht mehr sehen 
werden. 

Nun sagen Sie selbst, daß Hochschulreform unter stärke­
rem Einbezug der Studierenden jetzt auf der Tagesordnung 
.stünde. Ich findedasrichtig und ich gebe jetzteinigePunkte 
an, von denen ich glaube, daß sie sinnvolle und - daraul 
lege ich großen Wert - praktikable Elemente von Hoch-

•P-~ special 
,·, ::::/: (·. ,:_, .' 

schulreform sind. Zunächst hatte ich das ~rq~lem;i 
Entstaatlichung weiter Bereiche schon angesf'l"oc;heii:, · 
in NRW mit der teilweisen Selbstverwahung; Ö~f 
Selbstbestimmung im finanziellen Sektor versuc~i wird, ist' ' 
ein richtiger Weg. · 

„Der Staat kennt sich 
nichtausu 

In einem zweiten Punkt verstoße ic,h ~g·eg~n ein 
sozialdemokratisches Tabu: Ich finde, primi:ir/~ql!<>h die 
Hochschulen für ihre eigenen Abschlüsse ,·,, " rlich 

sein. E_s_ soll ö_ffen~iche Kontroll-, Begu_~, :Jnd 
Akkred,tterungs,nstrumente geben, aber es;, .. , ,, t der 
Staat sagen, welche Abschlüsse die HochschG: o,~i:hen. 
Man muß dann natürlich komplizierte Anerken~iJ~gs- und 
Vergleichbarkeitsverfahren machen - aber das";geht. Der 
Staat hat verhältnismäßig wenig Verständnis :dafür, daß 
die Wissenschaft nicht nach Studiengängen'."siii'i'<Wri nach 
innerwissenschaftlicher Arbeitsteilung orgaijisi!'f.t. ist. Es 
kann für die Autorität des Staates nicht gut ~ir;;;We~n alle 
Hochschulen der Bundesrepublik tagtäglich:i'f(ii)!,,l;,<,wußt 
alle staarlichen Prüfungs- und Studienord~~~9~.,,,~:p.d mit 
pädagogischer und wissenschaftlicher Glaµ~rdigkeit 

,· . "· ~I;.:·:,; 

unterlaufen. Oder anders gesagt: der Stacif~~i~i,c,h nicht 
lächerlich machen. Das ist auch nicht 9~11 '· ,·,I:· '," · i~s-
strukturen. Mein Gewährsmann ist lmmci'·· · 
aufregend hellsichtig sagt, wenn der Staat; 
Wissenschaft mitbestimmt, schadet er sich', 
den Respekt vor ihm verlieren. Der Staatke': 
da nicht aus. Die Respekrlosigkeitvordem ... 
zu der völlig falschen und unsinnigen. 
vorstellung. Ich bin keineswegs dafür, daß pri Jrd; 
aber ich bin dafür, daß Hochschulen stärket . . . . : n, 
was sie sind, nämlich öffentliche Einrichtu~~;i;~tWi:fnicht 
staatliche. Wenn Sie einen Schritt in die Rith11J{ij\i(,pchen 
würden, daß Wissenschaft aus den hohei~ic~':Funktio­
nen ausgenommen wird, würden Sie uns 0118h;:f~~lfen. 

•,,' : .. , 

Ein weiterer Tabubruch, der mir persönlich· besonders 
wichtig ist: Die „Anti-Elite-Diskussion 11

1 von der ich meine, 
daß auch die Jusos, aber überhaupt die ganz<! Unk_e sie mit 
so schlechten Argumenten geführt hat, daß sie mit Recht auf 
den Bauch gefallen ist, hat eine andere Perspektive verstellt, 
nämlich die des Verhältnisses von Wissenschaft und 
Avantgarde. Ich gebrauche den Begriff Ava~tgarde nun 
wirklich nicht so, wie er in der DDR gebraucht wurde, also 
in Richtung auf Partei, das kommt überhauptnitht infrage. 
Aber die anti-elitäre Diskussen hat immer: gesagt, 
Spezialstudien für eine kleine ausgelesen~ fy\inderheit 
seien ein völliger Skcindal, das würde die. Fun~ti,onseliten 
reproduzieren und für die, Masse käme;; ~lwas ganz 
schlechtes heraus. Das ist ja ein richtiges Argument, hat 
aber mit Eliten nichts zu tun. Zunächst eine Unterocheidung: 



:r,ti~i~~ Avonigorde ist dadurch bestimmt, daß die Mehrheit 
:.;;der Leute sie einholen kann. Der Begriff der Avantgarde 
, "macht keinen Sinn, wenn sie nicht einholbar ist, während 

. :.:-~er Begriff der Elite heißt, es wird immer wieder ausge-
wählt, also mit gleichem Abstand zum tumben Volk. 

Avantgardistische 
Wissenschaft für alle 
Wenn wir nicht die allerbeste avantgardistische Wissen­
schah unter hohen leistungsonforderungen allen zugänglich 
machen, dann brauchen wir anspruchsvolle wissenschaft­
liche Ausbildung an den Hochschulen überhaupt nicht 
weitermachen. Damit will ich sogen, die beste Qualität ist 
gerade gut genug, und wir geraten nicht in den Verdacht, 
es könnten postelitäre Leute sich unzulässig bereichern. 
Das ist natürlich eine schmale Gratwanderung, aber ich 
würde sagen: laßt ein paar konservative Elitisten durch­
rutschen, aber verlangt die allerbeste - jetzt müßte man im 
Sinn der bürgerlich-demokratischen Tradition sogen - die 
allerbeste bürgerliche Wissenschoh, die es gibt. Wenn die 
nicht gepflegt und gefördert wird, dann kann man darauf 
nicht die zuerst angesprochene Vision verwirklichen. Ich 
persönlich bin der Meinung, daß man z.B. das Institut der 
Graduiertenkollegs nutzen soll. Es hat überhaupt keinen 
Sinn, gegen etwas, was es bereits ohnehin gibt, hier laut 
anzustinken, sondern es ist wichtig, daß das mit Inhalten 
gefüllt wird, die den Leuten klarmachen, über solche Wege 
zu promovieren oder zu habilitieren, kann auch etwas mit 
dem Erneuerungsprozeß in derWissenschohzu tun hoben, 
weil eine masssenhafte interdisziplinäre Vernetzung ohne 
Alternativen, ohne parallel laufende Qualifikation nicht 
geht. Deshalb hielte ich es für falsch, ganz darauf zu 
verzichten. 

Ein weiteres ist die Öffnung zur Lebenswelt. Universitäten 
sind heute Lebenswelten, und sie sind keine Ausbildungs­
anstalten. Natürlich wird an den Universitäten auch aus­
gebildet. Es sind Orte, wo Menschen relativ große 
Prozentanteile ihres erwachsenen Lebens verbringen. Sie 

i ~ brauchen dort eine bestimmte Kultur, und sie haben 
m m Anspruch, die von ihnen dort produzierte Zivilisation a·uch 
!E !ii auf die Gesellschah ausstrahlen zu lassen. Aber was heißt 
~ das? Die künstliche Trennung zwischen dem Denken auf 
t,: I i dem Campus und dem Denken in .der Stadt oder in der 
~ ~ Hochschulumgebung hat ganz negative Konsequenzen. 
- a: Ich würde darüber nachdenken, ob nicht Modelle einer 

" ~ ;::: Integration von Grundbildung, Weiterbildung und alltäg-
~ ~ lichem Stadtleben, d.h. also nicht das simulierte Proiekt, 
~ ~ sondern die Stadt oder der Hochschulort, als reales Projekt_ 
~_!;l il für das, was studiert wird, denkbar sind. Es gibt z.B. in 
,;;; . ~ Minneapolis die Metropoliton-University, die so etwas 
,i~!i .,~ xer$ucht,_ eine gute Universität mit sozusagen städtisch 
;~;: !,!§; , jUgegenwärtigem Campus. Wissenschah und Hochschu­

l! · :i i•(, (-_,~n =~en immer mehr konstitutive Bestandteile der kultu-

rellen Basis-Strukturen ihrer Umgebung. Öffentliche Mitwir- • · 
kung an ihnen und Ausstrahlung von ihnen sind Elemente 
von Hochschulpolitik . 

Wissenschohsgeschichte müßte meines Erachtens zur- · 
Propädeutik aller Studierenden gehören. Jetzt kann notür' 
lieh jemand sagen, da kommt ein anderer und sogt 
,,Philosophie" und ein dritter sagt „Allgemeine. 
Staatsbürgerkunde". Ich sage Wissenschohsgeschichte 
deshalb, weil es die einzige Möglichkeit ist, sich mit dem 
eigenen Fach zu einem Zeitpunkt auseinanderzusetzen, 
wo man nach nicht alles weiß. Es ist natürlich klar, daß 
Erstsemestrige nicht alles das wissen können, was sie im 8. 
Semester wissen, ober sie können nachvollziehen, wie es 
zu ihrer eigenen Wissenschaft gekommen ist, und nur1 wer 
das weiß, kann kompetent die logischen Strukturen und die 
Differenzierungen zwischen den einzelnen Wissenschaf. 
ten überlhaupt abchecken. 

Von Prüfungen 
unbelastetes Studium 
Dann möchte ich zu den Prüfungsreformen kommen. Ich 
bin aus vielen Jahren der Prüfungsforschung in den 70er 
Jahren zu einem entschiedenen Gegner oller studien­
begleitenden Prüfungen geworden. Es istvällig undenkbar, 
Wissenschah zu lernen und zugleich sich unentwegt dem .· · 
sozialen Druck der Leistungs-, nicht Arbeitskontolle zu - ··. 
unterwerfen. Ich würde in Kauf nehmen, die traditionelle 
Form weniger, kommissioneller, punktueller Prüfungen · 
oufzu_nehmen und ansonsten ein von Prüfungen mäglichst ,. 
unbelastetes Studium zu garantieren. Die Lernerfolge wer­
den besser. 

ES IST VÖLLIG 
UNDENKBAR, WISSEN· 
SCHAFT ZU LERNEN. 
UND ZUGLEICH SICH 
UNENTWEGT DEM SO· 
ZIALEN DRUCK DER 
LEISTUNGS·, NICHT 
ARBEITSKONTOLLE ZU 
UNTERWERFEN. 

'·) Es gibt dabei einen großen juristischen Konflikt. Gilt.eher 
'i;der Vergleichbarkeitsgrundsotz, also die Maxime, daß 
;,Leistungen aufgrund vergleichbarer Prozeduren zustande­
•i;gekommen sind; oder gilt der Gleichheitsgrundsatz; der 
\:j~em und jeder Geprüften eine Variation angemessener 
_Lehr- und Kontrollformen zugesteht, weil Gleichheit uns 
zwingt, ungleiche Voraussetzungen zu akzeptieren? 
Während es Mitte der 70er Jahre noch keine prüfungs-

_:rechtliche Literatur gab, denke ich, daß iedes 
Wissenschahsministerium mittlerweile einen hauptamtlichen 
Juristen braucht, der nichts anderes macht, als die laufen­
. den Fälle für das land zu vertreten. Ich bin der Meinung, 

., daß es der Wissenschoh überhaupt nicht schadet, wenn 
'J weniger, aber dafür kompetenter geprüh wird, und wenn 
;:das, was ich die Prüfungsvertragstheorie nenne, von 
'.'beiden Seiten akzeptiert wird, nämlich daß, gerade weil 
\bei uns Studium weitgehend kostenlos ist, die beiden 
·· Partner, nämlich die Offentlichkeit, die die Hochschulen 
:~rhält, und die Studentinnen einen Vertrag eingehen. Zu 
•'.einem bestimmten Zeitpunkt wird diese Geldausgabe 
;.öffentlich legitimiert, und das sind dann die Prüfungen. Ich 
· bin dafür, daß es nur mehr Hochschulprüfungen gibt, aber 
:das Entscheidende ist, daß der Vertrag sogt, wir einigen 
uns über die Regeln, die bei der Prüfung gelten sollen. Die 
:Sind einigermaßen transparent. Es gibt da nur 
kommissionelle Gruppenprüfungen, also van mehr als 

inem Prüfer, und die macht man wirklich an den ent­
heidenden Scheitelpunkten des Studiums, und damit hat 

s sich. Und olles, was dazwischen an prestigefördernden 
, rüfungen ist, kann wegfallen. 

· Jede Hausholtsobteilung im Ministerium weiß natürlich, 
'ciaß die Prüfungsordnung in Wirklichkeit eine Stellungs­
beschaffungsgarantie ist. Denn das, was in der Prüfungs­

cordnung steht, hat Vorrang bei der Stellenanmeldung vor 
dem, was durch einen Fochbereichsbeschluß hinausföllt. 

:pas weiß man, und so kann man über.Haushaltspolitik 
· ·ganz einfach Wissenschahspolitik machen, indem man 
,inmer nur das Prülungsrelevante einsetzt, das a_ndere fällt 

_eg, und irgendwann wird sich niemand mehr daran 
rinnern, daß Wissenschah einmal sehr viel breiter als das 

' rüfungsrelevonte Wissen war. Zugleich sollten die Mini-
·•· rien .ihre Rechtsoulsicht über Professoren und Professo- • 
[i~nen noch sehr viel strenger in eine andere Richtung 
ausüben. Es geht nicht an, daß die Forschungsschwerpunkte 
der Professoren das Lehr- und Prülungsvermägen dieser 

. t;,.Leute bestimmen. Ich finde es unerträglich, daß jemand, 
{der einen schmalen Forschungsschwerpunkt hat, sich 

ii:/eigert, in aller Breite, wie das HRG unddieländergesetze 
' fordern, zu lehren, und natürlich kann man mehr prüfen, 

man in der For~hung vertritt. Wir hoben doch nicht so 
j1.mmerliche Professoren, daß die auf Nachbargebieten 
1'1,es Schwerpunktes nicht Studierende prüfen können. 

:ein Mensch sagt, daß sie auf diesen Nachbargebieten 
·°reJslobelpreisorbeiten schreiben sollen. Damit würde ein 
, eher Druck van den Studierenden genommen, daß die 

i~nbedingungen auch viel zivilisierter wären. 

Ein weiterer Punkt ist schon an9 
die Qualität der Lehre. Ich bin h 
man hochschuldidaktisch im.,;·' 
Formen „GruppenarbeW'

1 
„Pi: '1 

Es ist auch durchaus nicht schl 
im Überblick zu haben. Das isi:i\J'i' 
ich finde, jeder Studierende J;JI' '" · 
Anspruch auf einen persönlicheii 
Studium. Das kann ein houptomtli 
weil das natürlich Arbeit macht 
Personal. Es kostet aber auch 
verpffichtung. Und ietzt will ich . 
älteren Studierenden unter lhneni' 
paßt. Das deutsche Hochschul ·• ,,.., 
angelsächsische, geht von der Fik('' 
berechtigter Erwachsener aus. Dot 
nische sagt von vornherein, '· '!', 

erzieherische Funktion, deshalb· 
schon mit 16, 17 an die Universitäte 
Persönlichkeiten. Das deutsch.;·, 
erzieherische Funktion der Hachse 
bewußte, explizit aus. Es gibt einen, 
Wissenschah, und ansonsten ge ·• .. 
wachsenen um. Aber das istnatü· .·· 
in Wirklichkeit die Studierenden' 
gen nicht wie Erwachsene behon .. 
infantil regredieren. Es tut mir ie@ 
sage. Das wiederum bringt die'Prq · 
soren dazu zu sagen, die sin9JC. 
denen muß man ja alles vorkauen; 
für die ist wichtiger, Prüfungs-Re<:~ 
die ganze Freude an der An 
Wissenschah. 

zusammen11 

Das Problem kann man sehr .. 
Studierende und lehrende enäli · 
zieren, und geht das nicht lreiwif 
zu einer der Dienstaufgabe.n:,:_ · 
und Hochschullehrer erklären.: 
G~setz, aber die Studienbei . 
professionelle Beratung abge,i;° 
fessoren sind nicht mehr in· 
unverkromph zu reden. En •. ,,. 
billiger Hochschulromane oder' · · 
wissenschaftlicher Kompetenz, 
sogen: Das kann doch niclt

0

" 

zusammen. Aber der Comn\: 
1!' 

Das waren einige :varsch(
1 

machen kann. Es isi riatürli.: 
muß man e1wossogerl,:un 



sl'w specia/ 

jeden Fall nutzen. Es wird von den Westländerpolitikern 
·immer so getan, als müßte man mit dem nun in der Tat 
abscheulichen System, das es dort an den Hochschulen 

· gegeben hat-da lasse ich auch kaum ein gutes Haar dran 
·, als müßte man damit auch gleich die Leute und auch 
gleich die Potentiale plattmachen, die durchaus wider­
ständig dort entwickelt wurden. Dagegen wehre ich mich. 
Eines kann doch nicht wahr sein: Da kommt die SPIEGEL­
Erhebung heraus, da gibt es die Demonstrationen von' 88, 
und Politiker aller vier Parteien im Bundestag sogen, unser 
Hochschulwesen ist nun wirklich an x Stellen kaputt oder 
dringend reparaturbedürltig, dann kommt die 
Vereinheittichung der beiden deutschen Staaten, und 
plötzlich ist genau dieses reparaturbedürftige kaputte 
System das, was man den anderen schenken möchte. 
Man kann doch nicht die Cholera mit der Pest heilen, 
sondern sinnvollerweise sucht man ein Antibiotikum, das 
für beides gilt. 

WIR MÜSSEN MIT 
DEM, WAS ICH 
VISIONÄRE DREIHEIT 
GENANNT HABE, MIT .. 
KRITIK, IDENTITAT 
UND SOLIDARITÄT, 
DER ÖFFENTLICHKEIT 
GEWALTIG AUF DEN 
WECKER FALLEN. 

llllonche Hochschulsektionen {ich rede jetzt nicht von 
Okonomie und Marxismus-Leninismus, sondern von ande­
ren Bereichen) haben z.B. nach relativ viel wissenschaftli­
ches Personal. Andererseits können wir im Westen für uns 
beanspruchen, die besseren hochschuldidaktischen Kon­
zepte zu haben. Was liegt eigentlich näher, als dies 
zusammenzulügen? Im Westen fehlt uns das Personal für 
·diese Bereiche, vor allem fehlen Stellen, und den Leuten an 
den ostdeutschen Universitäten fehlen nun wirklich viele 
Vorstellungen von gesellschaftsorientierter Hochschul­
didaktik. Wenn man dies zusammenlügt, dann glaube 

, )eh, ist es mehr wert als jeder zynisch geheuchelte 
':Reeducationsonsalz. Wie müssen sich denn diese Leute im 
/Osten vorkommen? Der Prorektor einer ehemaligen DDR-
',*' 

Universität hat mir vor kurzem gesagt: ,,Wir halten es nicht 
mehr aus, von euch immer nur als dumm bezeichnet zu 
werden. Wir sind nicht dumm, sondern wir brauchen was 
Materielles". Die Hochschuldidaktik wäre so ein Bereich. 

Ich denke, daß hier der Vorsitzende des Wissenschafts. 
rats, Herr Simon, ziemlich richtig liegt in seiner Ein* 
schätzung, daß jetzt alle aggressiven Ablenkungsmanöver 
von der eigenen wissenschaftlichen Geschichte nichts 
taugen. Wir kännen damit umgehen, und die Zeit für 
Hochschulreform war noch nie so gut. Als Österreicher 
kann ich mir leisten zu sagen: Es darf nach dem 2. 
Dezember nicht so schlimm werden, wie sich das jetzt 
abzeichnet. Denn es ist möglich, daß dann etwas ge­
schieht, was wir olle nicht wollen können, was im übrigen 
auch die CDU nicht wollen kann. Daß eines der noch 
immerreformlähigsten Wissenschaltssystemederwesttichen 
Welt, das nach immer im Vergleich zu anderen Ländern 
ungeheuer gut materiell abstützbar ist, innerhalb kürzester 
Zeit kollabiert. Dann hätten natürlich alle die Leute, die 
wirklich englische Verhältnisse wollen, Auftrieb. 

Das setzt aber voraus, daß diese Diskussion in den 
, Hochschulen geführt wird. Solange sie nur zwischen den 
Hochschulen und der Politik geführt wird, ist es zu wenig. 
Das geht nur, wenn aus der Betroffenheit so etwas wie 
Beteiligung wird. Ich nenne das immer die republikanische 
Option, denr:i wir sind ja nicht nur eine Demokratie, 
sondern ich hoffe, auch eine Republik. Und zum. Republi­
kanischen gehärt, daß wichtige Angelegenheiten res 
publica, also öffenttiche Sache werden. Was bei uns in 
den Hochschulen passiert, das g~ht nicht nur die Hoch­
schulen an, sondern es geht die-Offentlichkeit etwas an, 
und wir müssen Wissenschaft hinaustragen und haben 
dann auch ein Recht, gehört zu werden. Wir müssen mit 
dem, was ich visionäre Dreihe!J genannt habe, mit Kritik, 
Identität und Solidarität, der Offenttichkeit gewaltig auf 
den Wecker lallen. Sie muß sich unsere Warnungen und 
unsere Perspektiven anhören, weil es sonst niemanden 
gibt, der dies formulieren kann. 

Die Mittelrheiner „Thesen" 
können bei: 

SPD-Bezirk Mittelrhein 
Albertusstr. 40/ 46 
5000 Köln 1 

bezogen werden. 
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BILDUNG 

Petra Fronttioch/Heiko Kre1schmer 

Bildung für die Zukunft 

a ,, \: 

Die öffenttiche Diskussion um Bildung'uiid gen der.halbherzigen Politik, die SPD 
Bildungspolitik erlebt in letzter Z~it:ihre ;, , und GRUNE in den Ländern· betreiben, 
Renaissance. Nicht erst nach.qer:p(,t}lr:-:: ,konstati_ertdieMis1de,rhejtinderEnquete­
schluß der DDR ist dieses PolitiRfeld''a"uf Kommission auch, daß .·eir( neuer 
immer mehr lnteressegestoßen.{lieÜÜ'~"; ... Relorn\schub notwendig- ist;u~d dafür 
haben 1988/89 nach. l 6jährigerik:bsti: . dringend Finanzmittel ber~lt. gestellt 
nenz mit dem Bundeskorigreß-Beschluß werden müssen. 
,,Bildung 2000" sich endlich wieder ei-
nen inhaltlichen Grundstock erarbeitet. 
Der deutsche Bundestag schließlich setz-
te 1988 eine Enquete-Kommission „Zu- -
künftige Bildungspolitik· Bildung 2000" 
ein. Diese Kommission legte ihren fast 
800 Seiten starken Schlußbericht wenige 
Tage nach der deutschen Einheitvor.{') Zu 
diesem Zeitpunkt ging dieser Bericht je­
doch fast unter. Der Bundestag debattierte 
darüber gar nur 30 Minuten. 
Dies hat der Enquete-Bericht nun allerdings 
nicht verdient. In den Minderheitsvoten, 
die SPD und GRÜNE gemeinsam vor­
legten, sind einige interessante und auch 
neue Gesichtspunkte für eine zukunfts­
orientierte Bildungspolitik benannt. So 
wird dort ausdrücklich festgestellt, daß 
das „Menschenrecht Bildung als ein 
Grundrecht" in der neuen Verfassung der 
Bundesrepublik zu verankern sei. Entge-

Petra Frantzioch, Hamburg, 
Heiko Kretschmer, Marburg 

Die Wissenschaftlich-Technische 
Revolution und ihre Folgen 

Milte der 80er Jahre begann die Diskus­
sion darüber, wie das Bildungssystem 
auf neue gesellschaftliche Entwicklungen 
und den Einsatz der neuen Technologi­
en reagieren soll. Das Tempo der Wis· 
senschaftlich-Technischen Revolution und 
ihre Bedeutung für fast olle gesellschaft­
lichen Bereiche stellen immer neue An­
forderungen an jedes einzelne Indivi­
duum. Dementsprechend muß das 
Bildungssystem lebenslanges Lernen er­
möglichen. 

Der Prozeß der Wissenschaftlich-Techni­
schen Revolution verläuft widersprüch­
lich. Die Demokratisierung und Mitbe­
stimmung am Arbeitsplatz ist Vorousset* 
zung, um beim Einsatz Neuer Techno­
logien diesen Widersprüchen zu be­
gegnen. Gestaltungskompetenzen der 

'''''il"'"'!!F:·1:1!1t\i)'!f!l!i,l~f.,Ojiff!i\Pt~··:: .. 
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Betroffenen umfassen dahe; .ni~ht nur 
den Umgang und die kritisc~:~·'Ays_ein­
andersetzung mit diesen Tecliribl?9ien, 
sondern auch demokratisd~ ~cteln 
und Vertretung der eigei:i~DMe:· 

Mit der Computerisiii···' .· ... 'l.'.
1
,:~r{d 

Roboterisierung der AfM .. ·· Jft 
Anfang der BOer Jahre trin-:~roi· 'rieue 
Phase der Arbeits-und Produktionsweise 
ein. Bereits Mitte der 80er Jahre wurde 
in etlichen Studien darauf hingeV{iesen, 
daß ein Ende des Taylorimus · in der 
Arbeitsweise möglich sei.(2

) So kann in 
etlichen Produktionsbereichen festgestellt 
werden, daß Arbeitsprozesse verstärkt 
wieder zusammen gefaßt werden und 
die Monotonie ewig gleicher Handlun­
gen oftmals entfällt. Es boten sich u.a. für 
Kern/Schumann zwei Entwicklungs­
varianten der Veränderung der Arbeit­
sweise an.(3) Eine mögliche Variante 
wäre die des dezentralen Einsatzes 
Neuer Technologien gewesen !und ist 
dies noch immer]. Hierbei ist zumindest 
eine Gestaltung der eigenen Arbeit durch 
die Betroffenen möglich !z.B. durch 
Programmierung am Arbeitsplatz). Diese 
vielfach kostengünstigere Variante setz­
te sich allerdings kaum durch, denn sie 
ließ zumindest die Möglichkeit demo­
kratischer Eingriffe der abhängig Be­
schäftigten verstärkt zu.{4

) Dieser Weg 
erfordert höher qualifizierte Arbeitneh­
merinnen. Der Weg der Oequalifizierung 



von breiten Arbeitnehmerinnenschichten 
durch zentrale Programmier-Einheiten, 
die am Arbeitsplatz nur noch Zuarbeit 
erforderlich machen, war dagegen die 
Alternative, auf die die Konservativen 
setzten. Lothar Späth stellt damals die 
These auf, die breite Masse werde nur 
einen Computer-"Führerschein" benöti­
gen. Hochqualifizierte Facharbeite­
rinnen stellten nur eine Minderheit dar. 
Die offizielle Politik ging meistenteils 
diesen Weg. Die Neuordnung der Aus­
bildungsberufe kam nur schleppend oder 
vielfach gar nicht voran. Die 
Kultusministerlnnen hielten mit der Abi­
Deform 1987 an der Trennung der 
allgemeinen und beruflichen Bildung 
fest. Gerade in der Auseinandersetzung 
um das Abi-Deform-Papierl'J wurde 
deutlich, daß die konservativ~iberalen 
Kräfte in der Kultusministerkonferenz 
IKMKJ massiv auf Elitebildung und 
Dequalifizierung breiterer Schichten im 
Bildungssystem setzten.16) Sie führten 
damit nur konsequent den Weg fort, der 
1983 mit der Streichung des 
Schülerinnen-Bafögs eingeschlagen 
worden war.!7) In den CDU-regierten 

TROTZ 
GLOBALER 

PROBLEMlAGEN 
IST DAS DENKEN 
IN ZUSAMMEN-

HÄNGEN .. 
UNERWUNSCHT. 

Bundesländern wurde bis Endeder80er 
Jahre der Versuch unternommen, 
Schülerlnnen wieder stärker auf die 
Hauptschulen abzudrängen. V.a. die 
Kultusminister a.D. Mayer-Vorfelder in 
Baden-Württemberg und Wagner in 
Hessen propagierten diese „Aufwer­
tung" der Hauptschulen. 

Das Scheitern dieser Politik ist daran 
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ersichttich, daß Eltern und Schülerinnen 
ungeachtet dessen immer mehr nach 
höheren Abschlüssen streben, und 
mehrnoch an dem massiven Focharbei­
terlnnenmongel in der Bundesrepublik. 
Heute sind auch Konservative darauf 
bedacht, genügend mittlere Qualifika­
tionen zur Verfügung zu stellen. Die 
Bafög-Novelle von 1990 war ein Schritt 
dahingehend, bestimmte Qualifikatio­
nen auch wieder breiteren sozialen 
Schichten zugänglich zu machen. Of­
fensichttich waren Politik und Kapital 
nicht in der Lage, den Bedarf an 
Facharbeiterinnen und an entsprechen­
den Qualifikationen bei der gewählten 
Entwicklungsvariante richtig einzu­
schätzen. 

Daher gehen heute oftmals die Bestre­
bungen kapitalorientierter Kräfte dahin, 
inhaltliche Segmentierungen im 
Bildungssystem vorzunehmen. Wissen 
soll auf bestimmte Fachgebiete be­
schränkt und nicht umfassend vermittelt 
werden. Trotz globaler Problemlagen ist 
das Denken in Zusammenhängen uner­
wünscht. Deutlich wurde dies in den 
Lehrplan-Debatte der ehemaligen hessi­
schen Landesregierung. 

Dem in der beruAichen Ausbildung 
entgegenzutreten war das Ziel der 
Neuordnung der Berufsbildung. Die 
Ausbildung sollte breiter angelegt wer­
den. Spezialisierungen sollten erst am 
Ende erfolgen, Neue Technologien ver­
stärkt berücksichtigt werden. Doch nach 
den ersten Vereinbarungen im Bereich 
der IG Metall kam es nur zögerlich oder 
gar nicht zu weiteren. Da die beruAiche 
Bildung auch im dualen Ausbildungs­
system unmittelbar in die Verwertungs­
interessen des Kapitals eingebunden ist, 
gibt es kaum Versuche, entsprechende 
Vorstöße in der schulischen {und staat­
lich organisierten) Ausbildung zu unter­
nehmen. Der vorhandene Spielraum für 
Eingriffe wird so fast überhaupt nicht 
genutzt. 

Die Weiterbildung dagegen ist in der 
BRD zum größten Teil privat organisiert. 
Da mit der Notwendigkeit des lebens­
langen Lernens die Bedeutung und der 
Umfang der Weiterbildung erheblich 
steigen wird, stellt dies eine erhebliche 
Gefährdung für jegliche Form der 
Chancengleichheit dar. 

Neue Fragestellungen 

In die bildungspolitische Debatte haben 
inzwischen auch die globalen Frage­
stellungen Einzug erhalten. Zeichnen 
sich diese durch ihre überkomplexen 
Strukturen aus, so erfordert dies einen 
neuen Typus des Lernens und Arbeitens. 
Vor diesem Hintergrund stellte sogar 
eine Arbeitsgruppe des Bundes­
ministeriums für Bildung und Wissen­
scha~ (BMBWJ fest, daß der Fach­
unterricht überholt und fachüber­
greifender, projektorientierter Unterricht 
erforderlich sei.l'J Auch wird dort die 
Erkenntnis formuliert, daß der schulische 
Notendruck einem solchen neuen Lernen 
und Arbeiten entgegensteht. 

Obwohl Frauen inzwischen die höhe­
ren und besseren Bildungsabschlüse er­
reichen, ist Schule und Ausbildung im­
mer noch nach den Bedürfnissen der 
Männer organisiert. Unterrichtsformen 
und-inholtelassen Frauen keinen Raum. 
Der Unterricht wird von Männern aus­
gestaltet und dominiert jsiehe z.B. die 
Unterrichtsbeteiligung). Besonders gilt 
dies in den naturwissenschaftlichen Fä­
chern. Gerade mit der zunehmenden 
Bedeutung der lnformati k für den „beruf­
lichen Alltag' und der eindeutig männ­
lich-orientierten Lehrweise in diesem Fach 
wird die beruAiche Benachteiligung der 
Frauen schon in der Schule fest­
geschrieben. So belegen einschlägige 
Studien in letzter Zeit, daß Schülerinnen 
nach dem Abitur viel eher Informatik 
studieren, wenn sie eine Mädchenschule 
und nicht eine koedukative Schule be­
sucht haben. 

Mit dem Anschluß der DDR ist auch die 
Debatte um die zukünftige Bildungs­
struktur in der BRD neu entbrannt. Kon­
servative versuchen, die gegenwärtige 
Situation zum schulpolitischen Rollbock 
zu nutzen. 

Konservative und liberale unternehmen 
jetzt nochmals den Angriff auf die 13-
jährigeSchulzeit-gegenden Widerstand 
Wertkonservativer und fortschrittlicher 
Sozialdemokrattnnen. Dies geschieht in 
Anbetracht der 12-jährigen Schulzeit in 
der ehemaligen DDR und dem bevor­
stehenden EG-Binnenmarkt. 
Die Diskussion, daß die anderen euro­
päischen Staaten integrierte Schul­
systeme und meistens auch die Ganz­
tagsschulen haben, wird hingegen nicht 

geführt. Aller Voraussicht nach werden 
sich die Auswirkungen des Binnen­
marktes in erster Linie auf die akademi­
sche Ausbildung beschränken. Die Fra­
ge einer umfassenden Hochschu~eform 
wird so zunehmend auch unter reform­
orientierten Bildungsexpertinnen wieder 

gestellt. 

Grundwerte der Bildung 

Die veränderte gesellschaftliche Lage 
macht heute eine Neuformulierung 
grundlegender Ziele reformorientierter 
Bildungspolitik notwendig. Dabei sind 
die folgenden drei Prinzipien als zentrale 
Orientierungspunkte zu benennen.(9J 

Wissenschaftsorientierung 

Im Zug der Wissenschaftlich-Technischen 
Revolution hat sich die Bedeutung der 
Wissenschaft in den Industrie­
gesellschaften noch einmal verstärkt. 
Wissen wird mit den zunehmenden 
technischen Möglichkeiten weniger 
durch eigenes Erleben als vielmehr durch 
wissenschaftliches Forschen gewonnen. 
Für ein zukunftsfähiges Bildungssystem 
muß daher eine Orientierung auf die 
,,die Welt aufschließenden, vermitteln­
den, beherrschenden Wissenschaften"!'-! 
eine zentrale Rolle einnehmen. 
Wissenschaftsorientierung darf aller­
dings nicht heißen, daß die wissen­
schaftlichen Erkenntnisse kritiklos ver­
mitteltund angewandtwerden. Vielmehr 
geht es darum, die Wissenschaft als 
,,gesellschaftlichen Motor"(9l zu verste­
hen. Die Entstehung und der Zweck der 
Wissenschaft müssen durchschaubar 
werden. Wissenschatt darf nicht als 
Selbstzweck rangieren, sondern sollte 
der gesellschaftlichen Entwicklung die­
nen und ihr dementsprechend auch 
untergeordnet sein. 
Im Schulalltag muß deshalb eine Reform 
weg von der wirklichkeitsfernen 
Fächertrennung stattfinden. Ein Arbeiten 
in und an gesellschaftlichen Zusam­
menhängen, an konkreten Projekten ist 
nötig, um Schülerlnnen zu eigen­
ständigem Handeln zu befähigen. 

Demokratie 

Um einer demokratischen Gesellschatt 
den Boden zu bereiten, ist „gleiche 
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Bildung für alle" unerläßlich. Dies er­
fordert auf der einen Seite eine Abkehr 
von den Differenzierungen,. im jetzigen 
Schulsystem. Gleiche Abschlüsse und 
Lernziel für alle, sowie gleiche Lehrpläne 
sind unumgänglich, um gleichberech­
tigtes Handeln zu ermöglichen. 

Auf der anderen Seite muß Schule ein 
Bewußtsein von Eigenständigkeit und 
Gleichwertigkeit vermitteln. In den 
Schulalltag muß die unterschiedliche 
Lebensgestaltung verschiedener Kultu­
ren und sozialer Schichten einziehen. 
Insbesondere hat die Erfahrungsweltder 
Frauen eine gleichberechtigte Stellung 
zu erhalten. 

DIE WISSEN­
SCHAnLICH­
TECHNISCHE 
REVOLUTION 
HAT ALTE 
SPALTUNGS- UND 
SEGMENTIE­
RUNGS­
PROZESSE IN DER 
GESELLSCHAn 
DURCH NEUE 
ABGELÖST. 

Mitgestaltung und Demokratie sollten 
bereits im Schulalltag erlernt werden. 
Möglichst weitgehende Mitbestimmung 
und Selbstgestoltung im Unterricht sind 
zentral für das Erlernen demokratischen 
Handelns. Der gesamte Schulbetrieb 
braucht eine radikale Reform, die den 
Schülerinnen die Gestaltung ihres eige­
nen Lebensraums wirklich ermöglicht. 
Demokratie kann daher nicht auf die 
Unterrichtsgestaltung beschränkt blei­
ben. Sie muß die Mit- und Selbst­
bestimmung der Jugendlichen in der 
Schule beinhalten. 

Humanität 

Das Bildungssystem muß di~'/>,le~schen 
befähigen, gesellschaftliche Auswirkun­
gen technologischer Projekte zu erfragen 
und Technik in den Dienst des „sozialen 
Fortschritts"l9 I zu stellen. Die Wissen­
schaftlich-Technische Revolution hat alte 
Spaltungs- und Segmentierungsprozesse 
in derGesellschattdurch neue abgelöst. 
Dieser Trennung in „Kopf- und Handar­
beit" muß das Bildungssystem entge­
genwirken, statt sie weiter zu reprodu­
zieren. Eine umfassende Reform ist er­
forderlich, um den fortschreitenden Zer­
fall in die 2

/ 3-Gesellschatt stoppen und 
umkehren zu können. 
Deshalb darf Schule nicht nur Lernan­
stalt sein, sondern ist zu einem Lebens­
raum zu entw"ickeln, in dem Jugendliche 
lernen, miteinander zu arbeiten und sich 
gegenseitig in ihrer Entw-icklung zu un­
terstützen. 

1 siehe gleichnamiger Schlußbericht der 
Enquete-Kommission (Zur Sache 20/90) 

2 siehe z.B. M.Baethge, H.Oberbeck: Berufs­
bildungspolitische Folgerungen aus Entwick­
lungen im Angestelltenbereich1:; .Göttingen 
1983 

J H.Kern, M.Schumann: Das Endecler Arbeits­
teilung?, München 1984 

' siehe hier auch die Ausführungen in K.Klemm, 
H.G. Rolff, KJ. Tillmann: Bildung für das Jahr 
2000, rororo 1985 

5 gemeint ist eine Vorlage der CDU/CSU­
Kultusminister zur KMK am 5./6.Februar 
1987 

6 siehe auch M.Brüggmann, H.Burmester, 
A.v.Dülmen, S.Gillessen, S.tennardt und 
F.Welti: Abi-Deform -Schüler aktiv für Ansprü­
che an leben und Zukunft, SPW 37 

7 Es sei hier nochmals daran erinnert, daß 
diese Entscheidung vom Bundeskanzler Hel­
mut Schmidt [SPD! vorbereitet worden war. 

8 Diese Arbeitsgruppe „Schutz der Erdatmos­
phäre . eine Herausforderung an die Bil­
dung" wurde vom BMBW auf Bitte der 
Enquete-Kommission „Schutz der 
Erdatmosphäre" des deutschen Bundestages 
eingerichtet. 
Wir beziehen uns hier auf die Minderheiten­
auffassung der Enquete-Kommission zum Ab. 
schnitt ,,III. Grundherausforderungen und 
Orientierungen für die zukünftige Bildungs­
politik". Bleibt das Votum im bil~ung.s­
theoretischen Teil oftmals vage und folh die 
teilweise schon krampfhafte Beschränkung 
auf Bundeskompetenzen negativ auf, so wird 
doch in 11!.2."Bildung ist mehr als 
Qualifikationh gerade der Begriff der 
Wissenschaftsorientierung wesentlich weiter­
entv,.,ickelt. Die angeführten Zitate stammen 
aus diesem Teil. 
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MARKTIDEOLOGIE 

(amen Sieling 

Neuorientierung in der 
Wirtschaftspolitik? 
88 Prozentderwestdeufschen Führungs­
kräfte befürworten nach einer Umfrage 

des Wirtschaftsmagazins" Capifal" eine 

Neuauflage der konzertierten Aktion. 
Wirlschaftsminisler Möllemann kommt 
der gewerkschaftlichen Forderung nach 
Strukturbeirälen in Ostdeutschland durch 

die Einrichtung regionaler Aufbaustäbe 
entgegen und gibt der Politik der Bun­
desregierung seit Jahresanfang vor a~ 

lem durch seine „Strategie Aufschwung 
Ost" eine neue Richtung. Spielt sich eine 
neue „ Wende" vor unseren Augen ob? 
Die politisch motivierte Währungsunion 
vom Juli 1990 hat den faktischen Zu­
sammenbruch der Wirlschalt der ehe­
maligen DDR unausweichlich gemacht. 

Die Unternehmen konnten den 

Wettbewerbsschock nicht durchstehen, 
die Produktionszahlen und Umsätze 

gingen schlagartig zurück und eine so­
fortigeMassenarbeiislosigkeitkonnlenur 

durch Operationen wie die 11 Kurzarbeit 
null" verhindert werden. Doch trotz die­

ser Entwicklungen verlangen auch heu­
te noch neoklassische Ökonomen, wie 

sie beispielsweise im Sochverstän­
digenrat oder beim Institut der Deut­
schen Wirlschalt in Köln sitzen, die volle 
Entfaltung der Marktkräfte. Kein Wun­

der, denn in deren Model/weit spielt 
eine funktionsfähige äl!en#iche Verwa~ 

tung keine Rolle und der Standortnach­
teil einer schwachen Produktivität kann 
mittels niedriger Löhne ausgeglichen 

werden. 

Carsten Sieling1 Ökonom, Referent für 
regionale und sektorale Wirtschafts­
politik bei der Arbeiterkammer Bremen 

Strukturpolitik ist 
wieder ein positiver 

Begriff 

Mit dem Amtsantritt Möllemanns aber, 
so scheint es, sind diese schlichten 
Logiken ins Hintertreffen geraten. 
Strukturpolitik ist wieder ein positiver 
Begriff und gewerkschallliche Forderun­
gen, beispielsweise nach Ausweitung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 
den neuen Ländern, werden plötzlich 
von den Maßnahmen der Bundesregie­
rung übertroffen. Keine Frage, die Bun­
desregierung stand politisch unter Druck 
und mußte Handeln. Ist das nun 
Möllemannscher Aktionismusoder steckt 
ein strukturpolitisches Konzept dahinter, 
das gar den Vorstellungen der linken 
und der Gewerkschaften entspricht? 

Spätestens im Herbst 1988 war eine 
Kontroverse im Unternehmenslager auf­
gebrochen, bei der es um die Frage 

a k ti -
ver In-
dustriepolitik 
ging. In der 
,, Wirtschaftswoche" 
setzte sich der damalige 
AEGChef Dürr für ein deut-
sches MITI und eine Industriepolitik 
nach japanischem Vorbild ein, 
Arbeitgeberpräsident Murmann hielt 
dagegen. Die Debatte flammte 
zwischenzeitlich immer wieder auf, ge­
wann jedoch erst mit der deutlich wer­
denden Krise Ostdeutschlands an real­
politischer Bedeutung. Angesichts. des­
sen spricht „Capital" nun von einem 
Waterloo der herrschenden ökonom i­
sc h e n Denkschule. ,,Dank ihres 
Wahrnehmungsrasters", so das Maga­
zin über die Marktwirtschaftsökonomen, 
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,,blenden sie die komplexen Wechsel­
wirkungen zwischen Wirtschaftswelt und 
funktionierenderöffenNicherVerwaltung 
ebenso aus wie Fragen der Infrastruktur, 
der Mentalität der Bevölkerung oder des 
Zeitbedarfs. Daher wirken die Rezepte 
nicht, und die Prognosen laufen fehl". 
„Ideologische Blindheit" und „schlichte 
handwerkliche Fehler" wirft der Artikel 
der ganzen Reihe bekannter konservo­
tiver Ökonomen, angefangen von Her­
bert Giersch vom weltwirtschaftlichen 
Institut in Kiel über die „Sachverständi­
gen" Streit und Sievert bis hin zu den 
Bankern Norbert Walter und Ernst-Mo­
ritz Lipp, vor. 

Die ostdeutsche 
Wirtschaft als 
,,Paradefall" 

der kurzfristigen 
Globalsteuerung 

Durchgesetzt hat sich in dieser Ausein­
andersetzung um die Strategie für den 
Osten zur Zeit die 'Interventionsrechte'. 
So hat Anfang April selbstülto Schlecht, 
bekannt als ordnungspolitischer 
Gralshüter im Bundeswirtschafts­
ministerium, im Handelsblatt „Program­
me in durchaus keynesianischem Sinne 
der Nachfrage" für dringend nötig erklärt 
und die ostdeutsche Wirtschaft als 
„Porodefall" für die kurzfristige 
Globalsteuerung bezeichnet. Und mit 
dem „Gemeinschaftswerk Aufschwung­
Ost", den verschiedenen arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen und der 
Aktivierung der lnvestitionsfinanzierungs­
progra mme der Kreditanstalt Für Wie­
deraufbau sowie den sonstigen 
Transferleistungen gen Osten wird die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage - so­
wohl hinsichtlich der Investitionen als 
auch des Konsums -auch in der Praxis in 
erheblichem Maße angeschoben. 

Die genannten Maßnahmen sind ein 
Schritt in die richtige Richtung und werden 
auch im jüngsten „Memorandum" der 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­
politik ols „wichtige finanzpolitische 
Kurskorrektur" bewertet. Während al­
lerdings die Gewerkschaften und die 
Memorandumgruppe einen deu~ichen 

Akzent zugunsten staatlicher lnfra­
strukturprogramme sowie ein größeres 
finanzielles Volumen-500 Mrd. DM bis 
1995 fordert das Memorandum - ver­
langen, setzt die andere Seite stärker 
auf direkte Maßnahmen zur Verbesse­
rung der privaten Investitionsbedingun­
gen. Obwohl auch hier gilt, daß die 
Investitionsförderungen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", die 
Möglichkeit kumulativer Nutzung öffent­
licher Zulagen u.a.m. unbestritten not­
wendig sind, hoben die Überlegungen 
der Bundesregierung doch eher einen 
angebotsorientierten Schwerpunkt: Die 
Diskussion um ein Niedrigsteuergebiet 
zeigt dies ebenso wie die herabgesetzte 
Gewerbekapitalsteuer und die Sympa­
th ie mit Maggi Thatcher' s enterprise­
zones sowie mit einer weiteren Senkung 
von Unternehmenssteuern. 

Ostdeutschland als 
neues „Süd-Italien"? 

Wie weit eine solche Aufschwung­
strategie trägt, steht allerdings sehr in 
Frage. Abgesehen von der Fortsetzung 
eines verteilungspolitischen Kurses zu 
lasten der Lohn-, Gehalts- und 
Transfereinkommensempfängerinnen 
werden damit vor allem Investoren an­
gesprochen, die entweder unter Nutzung 
der niedrigen Lohnkosten - nach Anga­
ben des Statistischen Bundesamtes nur 
37 % des Westniveaus - verlängerte 
Werkbänke aufbauen wollen oder die 
lediglich Verkaufs- und Handels­
niederlassungen gründen. Die Gefahr 
einer solchen Strategie liegt in der Fest­
schreibung eines niedrigen Ein­
kommensniveaus und der Entwicklung 
einer abhängigen Industrialisierung, so 
wie wir es aus dem Süden Italiens ken­
nen. Von ökonomischen Krisen werden 
solche Regionen als erste getroffen, von 
Aufschwüngen profitieren sie als letzte. 
Wenn die Pferde nicht nur, wie Karl 
Schiller es formulierte, zur Tränke geführt 
werden sollen, sondern wenn es sich 
möglichst um ostdeutsche Pferde handeln 
soll, reicht eine globale, angebots­
orientierte Unterstützung für den Osten 
nicht aus. Was nützt es, wenn die Auf­
träge zur Restaurierung der Städte und 

!!"''' . 

zum Bau von Wohnungen von 
westdeutschen Firmen ausgeführt wer­
den, wenn der Weiterbildungsbedarf 
von· schnellen Westanbietern gedeckt 
wird, ohne daß Einrichtungen vor Ort 
entstehen, wenn es nicht gelingt, die 
Konsumbedürfnisse der ehemaligen 
DDR-Bürgerinnen wenigstens teilweise 
durch eine eigene Verbrauchsgüter­
industrie zu befriedigen. Die Strategie 
der Bundesregierung ist viel zu global, 
um nachhaltige Strukturverbesserungen 

zu erreichen. 

Der Grund für die sich abzeichnenden 
Fehlentwicklungen der Nachfrogeströme 
liegt auf der Hand: Kein Wirtschaftssek­
tor in den neuen Ländern ist aus sich 
heraus national oder gor international 
konkurrenzfähig. Das war ja auch be­
kennt, als im Juli 1990 die ehemalige 
DDR-Ökonomie mit der Währungsunion 
über Nacht dem Weltmarkt preisgege­
ben wurde. Dieser Konstruktionsfehler 
der deutschen Vereinigung, der den 
gewaltigen 'Marktschock' ausgelöst hat, 
kann durch angebotsseitige Maßnah­
men allein nicht repariert werden. Die 
ostdeutsche Ökonomie kann nur ent­
wickelt werden, wenn der nachfrage­
seitige Schutz, den vor Juli 1990 die 
Währungssouveränität geboten hat, zum 
Zwecke ·einer selektiven und zei~ich 
befristeten Restrukturierungsstrategie 
mittels politischer AuAogen zumindest 
teilweise wieder hergestellt wird. Nach­
frageströme müssen deshalb auch auf 
Produkte und Dienstleistungen gelenkt 
werden, die derzeit noch an Produktions­
orten in Westdeutschland kosten­
günstiger hergestellt und erbracht wer­
den können. 

Gefordert ist ein 
„Gemeinschaftswerk 

Aufschwung-Ost-plus" 

Die Realisierung derartiger lokaler 
Bindungsklauseln, die sich zu allererst 
auf die öffenttiche Auftragsvergabe, 
partiell aber auch auf öffentlich 
bezuschußte private Bauaufträge und 
bestimmte Verbrauchsgüter richten sol~ 
te, muß im Rahmen eines Sanierungs­
konzeptes flankiert werden von einer 
rigorosen Entschuldung der treuhand-
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verwalteten Betriebe. Entscheidend für 
eine erfolgversprechende Verwirkli­
chung eines solchen „Gemeinschafts­
werk Aufschwung-Ost-plus" Konzeptes 
wird die Arbeit der regionalen Aufbau­
stäbe sein, in denen die Gewerkschaf­
ten und hoffenttich auch die SPD nicht 
nur die benannten Eckpunkte gegen 
Widerstand werden durchzusetzen ho­
ben, sondern die für ihre jeweilige Regi­
on Vorstellungen über die zukünftige 
Branchenstruktur entwickeln müssen. 
Gelingt dies nicht, drohen auch die 
Beschäftigungs- und Qualifizie­
rungsgesellschaften lediglich ols Be­
standteil eines lohnsubventionierten 
'Zweiten Arbeitsmarktes' zu enden. 

Ob sich die optimistische Aussage des 
IG-Metall-Funktionärs Korl-Heinz 
Hiesinger bewahrheitet, mit den ge­
nannten Initiativen der Bundesregierung 
habe sich das gewerkschaftliche Kon­
zept einer aktiven Strukturpolitik „still 
und heimlich" durchgesetzt, wird sich 
vor dem skizzierten Hintergrund erst 
noch zeigen müssen. Auch wenn 
„Marktwirtschaft pur" kurz nach ihrem 
'.~ndsieg' über die planwirtschaftlichen 
Okonomien sehr schnell einen ersten 
Dämpfer erhalten hat, handelt es sich 
bei den eingeleiteten Maßnahmen -
abgesehen von einigen arbeitsmarkt­
politischen Aspekten - doch im wesent­
lichen um Regulierungen der Kapita~ 
und Investitionsströme, wie sie für die 
westdeutsche Ökonomie so ungewöhn­
lich nicht sind. 

Die geforderten konzertierten Aktionen 
und die verwirklichten Aufbaustäbe 
dienen damit vor allem der Schaffung 
der für einen hochvergesellschafteten 
Kapitalismus adäquaten Rahmen­
bedingungen, über den realen Einfluß 
gewerkschaftlicher Vorstellungen sagen 
sie per se noch nichts aus. So dreht sich 
die öffenrliche und auch innergewerk­
schaftliche Debatte heute weniger um 
die Frage, wie es gerade angesichts der 
bescheidenen privaten Investitionstätig­
keit - nach Angeben des lfo-lnstituts nur 
28 Mrd. DM in 1991 - gelingen kann, 
vereinigungsbedingte unternehmerische 
Profite über einen „Solidar~nvestitions­
fonds" in direkterer Weise als durch die 
herkömmliche Wirtschaftsförderung gen 
Osten zu lenken, sondern mehr um 
einen lohnfinanzierten Solidarfonds. 
Verteilungspolitisch zu rechtfertigen aber 
sind solche Lohnfonds gerade angesichts 

der steuerpolitischen Bechlüsse der Bun­
desregierung keineswegs. 

Ob sich die Ansätze der letzten Monate 
zu einem wirklichen Paradigmenwechsel 
in der Wirtschaftspolitik verdichten oder 
ob sie eine Sonderaktion für die neuen 
Länder bleiben, muß sich erst zei9en. 
Ein deutsches MITI zeichnet sich bei der 
bisherigen Politik jedenfalls noch nicht 
ab, und eine einheitliche Neu­
orientierung der Wirtschaftspolitik ist 
auch noch nicht zu erkennen. Im Gegen­
teil darf nicht übersehen werden, doß 
derselbe Möllemann, der im Osten mit 
der Treuhand Industriepolitik betreiben 
möchte, im Westen in industriepolitisch 
verheerender Weise Subventionskahl­
schlag betreiben will, ohne für die Fol­
gen erkennbare Konzepte zu haben. 
Und erst Anfang Mai hat die sogenannte 
Deregulierungskommission ihre Vor­
schläge zur Liberalisierung tarif- und 
arbeitsmarktpolitischer Regelungen vor­
gelegt, noch denen u.o. tarifliche Lei­
stungen durch Betriebsvereinbarungen 
herabsetzbar werden sollen, Langfrist­
arbeitslose zu untertariffichen Einsteige­
vergütungen bei verlängerter Probezeit 
eingestellt werden können und die 
Möglichkeit befristeter Arbeitsverträge 
und der Leiharbeit ausgeweitet werden 
soll. Von den pol_itisch Veran~i;chen 
und der breiten Offenttichkeif siiitlcliese 
Vorschläge erfreulich wenig'1~htet 
worden. Es bleibt zu hoffen, daßclos so 
bleibt und sich die Auffassung von 
„Capitol", die Deregulierer wollten 
h iermitdie Erfolgsgaranten des „Modells 
Deutschland" zerschlagen, durchsetzt. 
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Stefon Heimlich, Andreas Wöllersdorf 

Gewerk· 
schaftsarbeit 
in den fünf neuen 
Ländern 

,,Dann geh doch rüber/" 

... war in der Vergangenheit, als es die 

DDR noch gab, das )etzte • Argument 

des BRD-Bürgers gegenüber jedweder 

linker Kritik an den bestehenden Verhält-

nissen. Als so Gescholtene finden wir 

uns nun /ldrüben" wieder. Nun sind wir 

also da und versuchen, freie 

Gewerkschaftsstrukturen im Wilden 

Osten aufzubauen. Hierbei stoßen wir 

auf zwei prinzipielle Hemmnisse: die 

wirtschaftliche Entwicklung und die 

sozialpsychologische Bewußtseinslage 

unserer Neubürgerinnen. 

Stefan Heimlich, Gewerkschoffssekretär, 
Erfurt, Andreas Wöllersdorf Politologe 
Erfurt ' ' 

Ein Krisens:z:enario -
ohne Anspruch auf 

Vollständigkeit 

Die wirtschaftliche Entwicklung ist kei­
neswegs so homogen, wie sie in den 
~estlichen Medien im~r dargestellt 
wird. Kennzeichnend is(Vielmehr eine 
ausgeprägte Segmentie~ng. 

So stehen die Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst seit l. Januar in der 
Worteschleife. Dies bedleutet, daß sie 
mit 70% ihrer Bezüge bis zum 30.6. dJ. 
(bei über 50-iährigen Arbeitnehmern 
bis zum 30.9. dJ.) formal „arbeitslos" 
sind. Teilweise wurde ihrjen für diesen 
Zeitraum ein befristeterArbeitsverh'ag 
angeboten. Dies heißt konkret, daß die 
Arbeitnehmer unter Umgehung sämtli­
cher Rechtsmittel (Kündigungsschutz­
klage etc.) zu diesem Datum ohne wei­
tere Mitteilung aus ihrem Arbeits­
verhältnis ausscheiden müssen. In der 
Zwischenzeit selektieren die öffentlichen 
Arbeilgeber ihre „Olympiomonnschof­
tenN aus. 

Die Beschäftigten des Einzelhandels sind 
in einer ähnlichen Lage, _denn aufgrund 
der politischen Vorgabe der Treuhand 
(Rückgabe vor Entschädigung) ist die 
Existenz der meisten Einzelhandelsläden 
trotz entsprechender l\lochfrage und 
ausreichenden Umsatzes gefährdet. 
Dieser Umsatz wird fast ausschließlich 
mit Westprodukten erreicht, weil die 
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„Großen Drei" (Edeka, Spor, Rewe) es 
ihren Konzessionsläden-bei Androhung 
eines Konzessionsentzugs - untersagt 
haben, Ostwaren ins Sortiment zu neh­
men. Dieses Verfahren Führt zugleich zu 
einer Zerstörung der regionalen 
Versorgungsstrukturen und aufgrund der 
langen Transportwege zu übermäßigen 
Belastungen der Umwelt. Ferner werden 
dadurch noch nicht einmal die Arbeits­
plätze in den Kraftverkehrsbetrieben 
gesichert, da die „Großen Drei" ihre 
eigene ,,LKW-Flotte" nebst Fahrern gleich 
mitbringen. 

Diese Sortimentspolitik der bestimmen­
den Einzelhandelskonzerne bringt die 
landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften in die ökonomische 
Pleite. An ihren angestammten Plätzen 
werden sie ihre Erzeugnisse nicht mehr 
los. Über Wochenmärkte und Verkaufs­
LKWs versuchen sie, ihre Kundschaft zu 
erreichen. Doch dies genügt natürlich 
nicht, um ökonomisch zu überleben. 
Hinzu kommt, daß sich einige 
Genossenschaftlerlnnen, ermutigt durch 
die Treuhand-Politik, wieder als bäuerli­
che Kleinunternehmer etablieren wol­
len, was zum einen keine Zukunft hat 
und zum anderen der Zerschlagung der 
LPGs Vorschub leistet. 

Auch für die Arbeitnehmer ffl,,metall­
verorbeitenden Industrie konn'&r 30. 
Juni zum Schicksalsdatum werden, do 
zu diesem Zeitpunkt das Kündigungs­
schutzabkommen, über dessen Verlän­
gerung verhandelt wird, ousläuh. Allein 
in diesem Bereich sind mindestens 50% 
der Arbeitsplätze nicht zu retten. Die 
bereits begonnenen Investitionen (durch 
Mercedes und Opel) greifen erst noch 
Fertigstellung der Produktionsanlagen 
und werden den Beschäftigungsverlust 
in keiner Weise kompensieren können. 
Insgesamt wird aus gewerkschaftlicher 
Sicht Für den Sommer mit einer 
Arbeitslosenzahl von rund 4 Millionen 
gerechnet. Bei 7-8 Millionen Erwerbstä­
tigen bedeutet dies eine Arbeitslosen­
quote von mindestens 50%. In der Alt­
Bundesrepublik hot Anfang der 80er 
Jahre schon eine weitaus geringere 
Arbeitslosenquote zu politischen Ver­
schiebungen geführt. Miteiner Besserung 
der wirtschaftlichen Loge für diesesJohr 
rechnet aufgrund der n ichtvorhandene~ 
Konsumtion bei gleichzeitiger Produkti­
on im Westen statt im Osten kein Mensch 
mehr. Der vielzitierte Aufschwung, der 
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sich über Jahre hinziehen wird, müßte 
sich vor dem Hintergrund welt­
wirtschaftlicher Krisenprozesse entwik­
keln. 

Das in den Medien der Alt-BRD immer 
viel diskutierte Schlagwort von der 
„Rückgabe statt Entschädigung", wee 
ches man auf die Fülle stellen müßte, 
beleuchtet nur eine Facette des gesam­
ten Problems: Personell stellt sich die 
Treuhandzentrale in Berlin sowie ihre 
Niederlassungen in den fünf neuen 
Ländern als ein Brückenkopf der 
westdeutschen Industrie dar. Momentan 
sind ca. 160 hochrangige Manager 
zum Ost-Einsatz abkommandiert, um 
die Treuhand zu unterstützen. So ist 
beispielsweise der Abteilungsleiter für 
das private Verkehrswesen bei der 
Treuhandzentrale in Berlin, Dr. Motthies, 
eigentlich Aufsichtsratsvorsitzender des 
Deutschen Paketdienstes jDPD). Ent­
sprechend zerschlägt er die über­
lebensfähigen Strukturen der Kraft­
verkehrsbetriebe, um für seinen sich im 
Aufbau befindlichen DPD keine Kon-

DIE TREUHAND­
ANSTALT 

VERHÄLT SIOI SO, 
ALS OB SIE SELBST 

DEN BESTEN BEWEIS 
FÜR DIE VULGÄRSTE 

FORM DES 
STAMOKAP UEFERN 

WOLLTE 

kurrenz aufkommen zu lassen. Daß dies 
kein Einzelfall ist, belegt die Politik der 
Treuhand auch an einem anderen Punkt: 

~ So werden den der Treuhand unterstell-
~ ten Betrieben keine Investitionskredite 
~ eingeräumt, sondern lediglich Liquida-
~ tionskredite zur Lohnfortzahlung. Vor 

· ~ dem Hintergrund, daß mit einer „zügi-
.. g · gen" Privatisierung der über 8000 Be-
~ triebe nicht gerechnet werden kann, ist 

... :i dies ein probates Mittel, selbst die so-
-~.:.~annten „Filetstücke" so in die Kri-
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se zu führen, daß sie zu einem Spott­
preis dem Markt jsprich West-Firmen) 
übergeben werden. 

Die vielzitierten Seilschaften, die den 
Aufschwung verhindern und die Treu­
hand bei ihren Bemühungen bremsen 
würden, haben unserer Meinung nach 
nicht den Stellenwert, der ihnen in der 
ideologisierten Diskussion zugestanden 
wird. Die Existenz alter Seilschaften ist 
unbestritten; ihren Ausdruck finden sie 
im stattfindenden Personalkarussell, 
sprich: alte Kader wollen untergebracht 
werden. Die neuen Seilschaften aus 
dem Westen dagegen verschieben mit­
tels der Treuhand ganze Betriebe. Die 
Treuhandanstalt verhält sich so, als ob 
sie selbst den besten Beweis für die 
vulgärste Form des Stamokap liefern 
wollte - ein Ansinnen, was vor dem 
Hintergrund einer entwickelten Zivilge­
sellschaft in dieser Form anachronistisch 
ist. Ebenfalls anachronistisch und nur 
noch sozialpsychologisch zu begreifen 
ist die Bewußtseinslage der Neubürger. 
So sensibel und moralisch empört ihre 
Reaktion auf alte personelle Seilschaften 
ist, so fehlt sie gänzlich bei der 
reflektierenden Wahrnehmung der 
neuen Machtstrukturen und deren Aus­
wirkungen. Somit fehlt schlicht und ein­
fach ein der neuen Problemlage 
adäquates Bewußtsein. 

Probleme des 
gewerkschaftlichen 

Neuaufbaus 

Schon früh zeigte sich, daß die neuen 
gesamtdeutschen Gewerkschafts­
strukturen nicht durch einen „Anschluß" 
autonomisierter FDGB-Gewerkschaften 
an die bestehenden Strukturen zu reali­
sieren waren. Dieser anfangs versuchte 
Weg führte nur zu weiterem Zeitverzug 
und hätte zu unabsehbaren Delegitimie­
rungsprozessen geführt. Da die FDGB­
Gewerkschaften nicht als lnteressens­
vertretungsorganisationen, sondern als 
,,ideologische Staatsapparate" fungier­
ten, gab es zu dem Neuaufbau von 
Grund auf keine realistischen Alternati­
ven. Daß dabei plötzlich die im Westen 
bestehenden Strukturen im hellen Licht 
erschienen, als seien diese nicht selbst 
veränderungsbedürftig, und die Mög­
lichkeit einer Organisationsreform 

verspielt wurde, sollte allerdings kritisch 
vermerkt werden. 

Wurde noch in der gewerkschaftlichen 
Zukunttsdiskussion/West auf die Not­
wendigkeit eines stärkeren Zusammen­
gehens der Einzelgewerkschaften und 
eines Funktionszuwachses für den 
Dachverband verwiesen1, um den neu­
en politischen Herausforderungen be­
gegnen zu können, so ist heuer eine 
Verfestigung des subalternen Status des 
DGB zu konstatieren. Denn der Aufbau 
von Strukturen der Einzelgewerkschaften 
schreitet schneller als der des DGB vor­
an und bestimmt so die nun noch weiter 
ausgeprägte Asymmetrie ihres Verhält­
nisses. Am Beispiel der fünf neuen Län­
der kann jetzt studiert werden, welche 
negativen Folgen ein Rückzug des DGB 
aus der Fläche zeitigt. 

Kein Wessi, der noch nicht in den Ge­
nuß eines längeren „Osteinsatzes" ge­
kommen ist, kann sich vorstellen, welchen 
enormen Kraftaufwand es erfordert, 
gewerkschaftliche Strukturen gänzlich 
neu aufzubauen. Ein Arbeitsalltag aus 
,,Feuerwehreinsätzen" blockiert die ei­
gene Gestaltungsphantasie, grundle­
gende lnteressensvertretungsinstrumente 
wie Vertrauensleutekörper fehlen weit­
hin. Und überall vollzieht sich die 
gewerkschaftliche Aktivität vor dem 
Hintergrund des sozialen und ökono­
mischen Niedergangs der Region, der 
zu einer grundlegenden Defensiv­
situation der Gewerkschaftsbewegung 
führt. 

Dennoch haben die Gewerkschaften im 
Osten einen ungeheuren Vertrauens­
bonus, der sich in einem überdurch­
schnitrlichen Organisationsgrad nieder­
schlägt. Sie werden allerdings „häufig 
als Rückversicherungs-Anstaltverstanden 
· als Macht im Hintergrund, die im 
Notfall Hilfe leistet, und kaum als Mittel 
der Entfaltung eigener Forderungen"2• 

Vor dem Hintergrund fehlender tradierter 
Bindungen und der weiteren Verschär­
fung der Massenarbeitslosigkeit ist mit 
einem drastischen Rückgang der 
Mitgliederzahlen • zwischen 20% und 
50% - zu rechnen. Dieser organisatori­
sche Einbruch wird umso drastischer 
ausfallen, je mehr eigene Gestaltungs­
perspektiven fehlen. Weil es keine 
kurzfristigen Lösungen der ökonomischen 
Probleme gibt und diesbezügliche, den 
Gewerkschaftsbeitrilt motivierende Hae 

tungen der Mitglieder illusionär sind, 
bedarf es „Programme mittlerer Reich­
weite", die eine Bindung an die 
Gewerkschattsbewegung über den Tag 
der Arbeitslosigkeit hinaus bewirken 
könnten. 
Doch hier ist mit aller Nüchternheit zu 
konstatieren, daß solche Gestaltungs­
vorschläge weitgehend fehlen. Die 
Konzentration auf Arbeitsbeschaffungs­
und Qualifizierungsmaßnahmen ist in 
keiner Weise ausreichend. Nolwendig 
wäre deren Integration in ein regiona~ 
und strukturpolitisches Konzept, das die 
industrielle Rekonstruktion und den Auf­
bau einer Infrastruktur mit einer durch­
greifenden Ökologisierung verbindet, 
und solche Globalprogramme bis auf 
die Ebene betrieblicher Konversion 
„herunterdekliniert". Davon ausgehend 
wäre dann der krisenverschärfende 
Crash-Kurs der Bonner Rechtsregierung 
ins Visier zu nehmen. 

Bisher schwanken die Gewerkschaften 
jedoch zwischen einer Mobilisierungs­
strategie, die ohne solche Perspektiven 
zunehmend - wie die schwache Beteili­
gung an der IG MetaleDemonstration in 
Berlin zeigt - ins leere laufen wird, und 
einer zahnlosen korporativistischen Po­
litik „konzertierter Aktionen" (neu­
deutsch: Runde Tische) im Rahmen des 
„Aufschwungplans Ost", die in Gefahr 
steht, ein zur Kapitalseite hin verscho­
benes Kräfteverhältnis zu „ratifizieren". 

Die Gewerkschaflen 
ohne Partner? 

Vor diesem Hintergrund entwickelt sich 
ein Klima der Alternativlosigkeit, ein 
„Titanic-Gefühl" mit einem enormen 
Gefahrenpotential für die politische 
Entwicklung. Versagt die „Rückversiche­
rungsanstalt Gewerkschaft" bei der 
Verteidigung der existentiellen Interessen 
und fehlen gleichzeitig linke Refarm­
alternativen, so drohtei ne Kanalisierung 
des sozialen Protests durch den 
Rechtspopulismus a la Schönhuber. 
Solche Varianten rechter Politik können 
in dem weitverbreiteten Autorilarismus 
und Etatismus j„Der starke, fürsorgliche 
Staat") unserer Neubürgerinnen 
Anknüpfungspunkte linden. Der Nie­
dergang der Reps im Zuge des deutschen 
Vereinigungsprozesses, der die 
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Integrationsfähigkeit des Neokonser­
vatismus reaktivierte, könnte sich als ein 
kurzfristiger Abschwungzyklus erweisen, 
wenn unter dem Druck der sozialen 
Probleme der nationalisie[ende Kitt des 
Blocks an der Macht bröckelt. 

Dabei muß in Rechnung gestellt wer­
den, daß auch auf der parteipolitischen 
Ebene die Gestaltungsalternativen feh­
len und insofern den Gewerkschaften 
für eine überbetriebliche Einflußnahme 
auch ein sie unterstützender Partner in 
der „politischen Gesellschaft" fehlt. Sie 
befinden sich in einer Art „Zwangs­
autonomie". Dies führt jedoch keines­
wegs . wie eine linke Mythenbildung 
vielleicht annehmen könnte - zu einer 
erhöhten gewerkschaftlichen Handlungs­
fäh igkeit. 

Der Sozialdemokratie - als originärem 
Partner der Gewerkschaften im Westen 

Heftl 

Sebastian Reinfeld 

Rassismus: 
Die unsichtbare Gewalt 

2. Auflage, 64 Seiten, 
brosch., Einzelpreis: DM 3.-

Heft2 

Manon Tuckfeld/ 
Jens-Christian Müller 

Kritik der Theorie 
eines ökologisc~ 

Kapitau-,:, i, 

80 Seiten, brosch., 
Einzelpreis: DM 5.-

· fehlt im Osten die betriebliche und 
gewerkschaftliche Verankerung. Der 
Geburtsfehler einer Pastorengründung 
hat zu einer sozialstrukturellen 
Minderheitenposition geführt. Es sind 
nicht nur Mitglieder und Ortsvereine, 
die der Sozialdemokratie fehlen. Was 
fehlt, ist eine po5itive programmatische 
Identität, die sich in die wechselvolle 
Geschichte der deutschen Arbeiter­
bewegung einordnet und dadurch auch 
historisches Selbstverständnis und -ver­
trauen gewinnt. Bisher ist sie noch eine 
„Partei alten Typs", d.h. ihre Identität 
bestimmt sich nachwievor durch ihre 
Opposifionshaltung gegenüber den Frü-,' 
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teien wenig geeignet. Gleichwohl kann 
in den ösrlichen Bundesländern auch 
keine andere Parteiformation die Rolle 
der Sozialdemokratie im politischen 
System - und hieraus erwächst ihre Be­
deutung für die Gewerkschafts­
bewegung wie auch für die Gesamrlinke 
· ausfüllen. Insofern zeigt sich hier die 
Schlüsselrolle in negativer Form. 

Die PDS ist im großen und ganzen eine 
absterbende Regionalpartei, die bisher 
nicht in der. Lage war, ihre strukturellen 
Defizite jUberalterung, mangelhafte 
Aufarbeitung _der Vergangenheit elc.) 3 

aufzuheben. Ahnlich konzeptionslos in 
wirtschaftspolitischen Fragen wie die 
anderen Parteien, betreibtsie-fastwäre 
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man versucht, zu sagen: typisch 
sozialdemokratisch - das Geschält laut­
starker Presseverlautbarungen, in de­
nen der „Kolonialisierungsprozeß" 
moralisierend beklagt wird. Die Durch­
führung von eigenen Protestkundgebun­
gen für das eigene Milieu ist nur das 
Spiegelbild ihrer fehlenden Verankerung 

ANGESICHTS 
DER GESELLSCHAFT· 
LICHEN ISOLIERUNG 

DER PDS 
IST EINE REFORM· 

POLITISCHE 
BÜNDNIS· 

KONSTELLATION 
AUF ABSEHBARE ZEIT 

NICHT 
DENKBAR. 

in den gewerkschaftlichen lnteressens­
vertretungsstrukturen und ihrer fehlenden 
Akzeptanz bei Bündnispartnern. SobiHer 
es für „bündnisverwöhnte" Westlinke, 
die Verfasser eingeschlossen, sein mag: 
Angesichts der gesellschaftlichen Isolie­
rung der PDS - bedingt durch einen mit 
realen Negativerfahrungen gespeisten 
und aufgeladenen „Antikommunismus 
von unten"4

, der durch die Widersprü­
che der PDS.Erneuerung jFinonzskondol, 
personelle Kontinuitäten auf unteren 
Parteiebenen etc.} immer wieder 
oktualisiertwird-istei ne reformpolitische 
Bündniskonstellation, die einerseits 
machtpolitisch relevant ist, also die 
Gewerkschaften einschließt, und ande­
rerseits das gesamte plurale Spektrum 
der linken integriert, auf absehbare Zeit 
nicht denkbar. Möglicherweise wird sich 
eine linke Bündniskultur erst nach dem 
Ende der PDS entwickeln lassen. 

Das Bündnis-90-Spektrum hat sicherlich 
als Opposition in der DDR, bei der 
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Einleitung des Demokratisierungsprozes­
ses, eine verdienstvolle Rolle gespielt. 
Aber gleichwohl lebt dieses Spektrum 
von seinen alten Zeiten, die durch neue 
Enthüllungen [Veröffenrlichungvon Stasi­
listen) noch am Leben gehalten werden. 
Der Differenzierungsprozeß an den 
neuen gesellschattspalitischen Konffib­
linien ist erst eingeleitet, wird ober nicht 
zu verhindern sein. Einen strategischen 
Bezug zu gewerkschaftlichen Handlungs­
feldern und eine diese Probleme auf­
greifende linke [vergleichbar dem lin­
ken Forum bei den Grünen/West) gibt 
es allenfalls als Randerscheinung_ 
Durchaus typisch für den main-stream 
dieses Spektrums ist die Position des 
Neuen Forum-Mitbegründers,Jens Reich: 
„Die Bürgerbewegungen stehen also 
auffolgender Position: Im Gegensatz zu 
Parteien halten wir uns aus ordnungs­
politischen und ökonomischen 
lnteressenkonAikten heraus oder neh­
men eine vermittelnde Stellung ein .... 
Die ideale Bürgerbewegung sorgt sich 
um das Wohl des Gemeinwesens, ohne 
'Partei zu ergreifen'"5 • 

So leben alle Parteien, die im politisch­
parlamentarischen Raumgewerkschaft­
liche Forderungen aufgreifen könnten, 
sowohl mental als auch von ihrem poli­
tischen Profil her, noch von ihrerldentität 
unter DDR-Bedingungen_ Die Gewerk­
schaften sind zur Zeit die einzige Kraft, 
die sich mit den neuen ökonomischen 
und politischen Machtstrukturen ausein­
andersetzen, während diese ihren po­
tentiellen Partnern häufig aus dem Blick 
geraten. 

Gewerkschaftliche 
Alternativen 

Wenn verhindert werden soll, daß die 
fünf neuen Länder eine extrem struktur­
schwache Region bleiben, reichen Ap­
pelle an die Unternehmer nicht aus. Die 
Gewerkschatten und die ihr naheste­
henden politischen Kräfte müssen sich 
auf einen „politökonomischen Aufbau­
konsens" verständigen: 

• Angesichts ihrer ökonomischen 
Schlüsselrolle muß die Treuhand-An­
stalt auf eine Politik der ökologischen 
Sanierung und Modernisierung der 
bestehenden Betriebe umprogram-

miert werden. Nur durch eine aktive 
Regiona~ und Strukturpolitik wird der 
Deindustrialisierungsprozeß zu stop­
pen sein. 

• Nachdem selbst der Neokonserva­
tismus zu einer Politik des deficit 
spending übergegangen ist, ist es 
völlig fehl am Platz, wenn jetzt Teile 
der Sozialdemokratie einen anti­
keynesianischen Verschuldungs­
diskurs führen. Vielmehr müßte die 
politische Konstellation genutzt wer­
den, um ein umfangreiches öffentli­
ches Ausgabenprogramm zu 
propagieren, das den ökologischen 
Umbou mitbeschältigungspalitischen 
Initiativen verbindet. Schwerpunkt­
bereiche eines solchen Programms 
liegen im Aufbau der Verwaltungen, 
in der Verbesserung der öffentlichen 
Infrastruktur, der ökologischen Sanie­
rung, der Modernisierung des 
Kommunikationssystems und im 
Wohnungsbau6 . 

Es ist kaum vorstellbar, daß diese 
Eckpunkte eines Alternativprogramms 
im Rahmen einer ausschließlichen 
Dialogpolitik durchgesetzt werden kön­
nen. Die gewerkschaftliche Mobilisie­
rung und Aktion bleibt daher 
unverzichtbar, um den eigenen Forde­
rungen eine Realisierungschance zu las­
sen. Sie ist zudem die einzige Form, in 
der der „rebellische" soziale Protest der 
von Deklassierung Bedrohten sich zivil 
wird artikulieren können. Durch materi­
elle lnteressensvertretung muß dem 
Rechtspopulismus das Terrain genom­
men werden. Auf der Basis einer so~ 
chen Mobilisierungs- und Gestaltungs­
strategie kann dann auch der Druck von 
unten in die „politische Gesellschaft" 
hinein, in institutionalisierte Klassen­
kompromißstrukturen übersetztwerden, 
für deren „linksradikale" Ablehnung kein 
Anlaß besteht. 

Linke Wessis und Ossis 
vereinigt Euch? 

Bisher hat die Linke die Auswirkungen 
der staatlichen Vereinigung auf das in­
nere Gefüge des Reformlagers unter­
schätzt bzw. diese nur staunend zur 
Kenntnis genommen. 
Eine Vereinigung der Grünen mit dem 

gesamten Spektrum der Bürger­
bewegungen würde das Linke Forum 
aus seiner derzeitigen innerparteilichen 
Rolle verdrängen und den Durchmarsch 
des Ökoliberalismus bedeuten. Das Er­
gebnis wäre eine grüne FDP mit einer an 
den Rand gedrängten Parteilinken_ 

Die innere Reformfähigkeit der Ost-SPD 
darf wohl angezweifeltwerden. Gelingt 
es über in den Gewerkschaften ver­
ankerte Sozialdemokraten nicht, eine 
Parteilinke aufzubauen, und verbleibt 
die SPD.Qst in dem Zustand program­
matischer Diffusion, wird dies den gene­
rellen SPD-Trend hin zur amerikanisierten 
Allerweltspartei, die nach allen Seiten 
hin koalitionsfähig ist, verstärken_ Die 
Bereitschaft von Teilen der SPD- und 
DGB-Führung, sich in die Politik des 
_Blocks an der Macht" einbinden zu 
lassen !von gemeinsamen Arbeits­
gruppen bis hin zur ständigen Spekulo­
tion über eine große Koalition ange­
sichts der „nationalen Notlage"), wird 
nur dazu führen, daß die vom 
Neokonservatismus Betrogenen über­
haupt keine Ansprechpartner mehr ho­
ben werden. 
Und die Gewerkschaften? Zurecht hat 
Blessing7 auf die Gefahr hingewiesen, 
daß die in der Zukunftsdiskussion der IG 
Metall bearbeiteten „neuen Fragen" (von 
der Ökologie bis zum Feminismus) wie-

1 Vgl.MartinKempe: OieKroftkommtvonden 
Wurzeln. Perspektiven der Gewerkschafts.. 
bewegung in Deutschland. Frankfurt am 
Main/Wien 1990, S.227ff 

2 Horst Kern/Rainer Land: Zur Mentalität der 
Arbeiterinnen in der Ex-DDR. Abwarten und 
sehen was kommt. In: Die Quelle 3/91, 
S.281. 

3 Vgl. Frank Wilhelmy: PerspektfvealsAlterno­
tive? Gedanken zur Zukunft der POS in 
Deutschland. In: Utopie Konkret Heft l ,S.44.ff. 
spw-Redaktion: Die heimo~ose Linke. In: spw-
Helt 54, S.23ff . 

Es sollte nicht verschwiegen werden, daß der 
größte Teil unserer Neubürgerinnen sich in 
keiner Weise mit ihrem früheren 
opportunistischen Täter -Verhalten auseinan­
dersetzt. Daher spielt bei diesem ..,Anti­
kommunismus von unten· der Schuldtransfer, 
die eigene Selbstgerechtigkeit, eine zentrale 
Rolle. Seine Wirksomkeil resuttiert vor ollem 
daraus, daß er auf selbsterfohrene, von der 
SE.D zu verantwortende Mißslände rekurrieren 
kann. Dies unterscheidet ihn_von einem von 
der Logik der Macht ausgehenden ,.Anti-
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der in den Hintergrund gedrängt wer­
den. Diese Diskussion ist allerdings auch 
im Westen schon zum großen Teil ver­
sickert, so daß Zweifel über deren 
organisationsinterne Breitenwirkung 
angebracht sind_ Eine fatale 
Gleichzeitigkeit: Dem Fehlen einer 
gestalterischen Politik im Osten entspricht 
die Stagnation der ZukunltsdebaHe im 
Westen. 

Es besteht die Gefahr einer wechse~ 
seitigen Blockade: Im Osten kann eine 
troditionalistische Politikvorstellung mit 
ihren althergebrachten Wertorientie­
rungen (verengter lnteressensbegriff, 
Organisationsdisziplin etc.) - sei sie so­
zialpartnerschaftlicher oder altlinker 
Couleur - wieder an Boden gewinnen 
und eine Orientierung der gewerkschal\­
lichen Politik auf Schlüsselgruppen der 
,,modernen Arbeitnehmer" erschweren. 
Umgekehrt besteht im Westen vor lauter 
,,moderner Orientierung" die Neigung, 
den Schutz vor Deklassierung und Margi­
nalisierung als Randbereich gewerk­
schaftlicher Politikerscheinen zu lassen. 
Das alte und aktuelle Problem besteht 
darin, die unterschiedlichen Kulturen, In­
teressen und Zugänge zu gewerkschal\­
licher und linker Politik in einem politi­
schen Projekt der „Klasseneinheit" zu 
bündeln. 

kommunismus von oben". Eine Gegenstrotegie 
sollte diese unterschiedlichen Antikommunis­
men unterscheiden. 

5 JensG. Reich: Bürgerbewegungen und parla­
mentarisches Netzwerk. In: Blätter für deut­
sche und internalionole Politik 1/91, S.43-
50, hier S.46f. 

6 Vgl. Jörg HuffKhmid: Statt warten und 
wursteln: Wirtschaftspolitik für Ost­
deutschland. In: Sozialismus 3/91, S.27ff 

Von Frauen,• 
die auszogen, 
um Angst 
zu erforschen 
Angst gehört so sehr zu den 
Erinnerungen, die bis in die 
Gegenwart hineinreichen, 
daß sie fast ein natürliches 
Befinden zu sein schein~ 
ständig bereit, Leib Und Seele 
in einen Alarmzustand zu ver­
setzen_ 

F. HAUG/K. HAUSER (HG-) 

DIE ANDERE AN(;ST 

Angst vor der 
Angst vor Höhen und\ 
vor Geschwindigkeit. ~ter 
Angst vor Öffentlichkelt, vor 
Fremdheit, vor Veränderimg. 
Angst, vor der geflohen,· Zu­
flucht gesucht, ein Heim gefun­
den wird. So begleitet Angst 
zweckmäßig den Frauenweg in 
die geschützten Räume. Der 
Zustand hindert, Plätze einzu­
nehmen, die es zur wendu')g 
bräuchte. 
Das Aufschreiben wn Angster­
fahrungen - aus der Erinne­
rung an die Kindheit oder auch 
aktuellen - wie Angst im Dun­
keln, Angst, daß es heraus­
kommt und Angst, aus dem 
Haus zu gehen, war die Grund­
lage eines Frauenforschungs­
projektes zum Thema Angst, 
das mit diesem Buch abge­
schtossen und l.'OfQeslelH wird. 
Argument S011dllt1a11d ' 
AS 184, DM 18,50' ' ·! 

Argumf#liJl 
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spw: Es hat Diskussionen über 
die völkerrechrliche Bewer­
tung des Golfkriegs und der 
Rolle von USA und UNO ge-

geben. Wie siehst Du das jetzt im Rück­
blick? 

Paech: Mit Kriegsbeginn am 17. 1 . hat 
UN-Generalsekretär Perez de Cuellar 
gesagt: ,,Dies ist eine Niederlage für die 
UNO". Das meine ich auch, trotz des 
vordergründig siegreichen Krieges. Die 
UNO hat sehr richtig und prompt auf die 
völkerrechtswidrige Annexion Kuwoits 
reagiert, indem sie den Rückzug ver­
langte und sogleich ökonomische 
Sanktionen androhte. Bis in den No­
vember hatte die UNO durchaus die 
Führung der antiirakischen politischen 
Aktion. Im August hatte der Sicherheits­
rat begrenzte militärische Aktionen zur 
Unterstützung des Embargos verfügt. 
Das war alles adöquat. Obwohl die 
Resolution Ende August die militärischen 
US-Akfionen faktisch nachträglich lega­
lisierte, hielt sie sich noch im Rahmen 
der Verfügungsmöglichkeiten der UNO. 
Aber Resolution 678 war schließlich der 
Sündenfall der UNO: Damit hatten die 
Mitglieder des Sicherheitsrats sehenden 
Auges auf US-Druck ihre nach Artikel 42 
UN.Charta nötige Kontrolle und strate­
gische Führung der Aktionen gegen den 
Irak an die USA abgegeben. 

spw: War das von vornher­
ein programmiert oder be­
ruhte das auf Fehlein­
schätzungen? 

Paech: Was ab 15.1. geschah, war 
vorherzusehen. Die US-Regierung hat 
früh genug gesagt, daß ihr Ziel die 
Ausschaltung Iraks als palitischer und 
militärischer Machtfaktor im Nahen 
Osten war. Darin waren sie auch mit 
Israel einig. Und sie haben nie Zweifel 
aufkommen lassen, daß sie sich niemals 
einer kollektiven Führung der UN, z.B. 
durch den Generalstabsausschuß nach 
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Grundgesetzänderung? 
Interview mtt Noonon Poech 

Artikel 47 unterwerfen würden. Das 
Dilemma der Sowjets war, daß sie da­
mals schon politisch und ökonomisch 
nicht in der Lage waren, sich dem Druck 
der Amerikaner zu widersetzen. 

spw: Du hast während des 
Krieges darauf hingewiesen, 
daß Maßnahmen aufgrund 
der UN.Charta verhältnismä-

ßig sein müssen und daß das hier nicht 
der Fall ist. 

Paech: Wir kennen noch gar nicht alle 
Verluste und Schäden. Und obwohl 
dieser Krieg relativ kurz war, war er in 
der Tat unverhältnismäßig. Im Novem­
ber wurde keine erste Bewertung der 

Nonnon Paech, 

53, Professor für öffentli­
ches Recht an der Hoch­
schule für Wimchaft und 
Politik (HWP} in Hamburg 
mit dem Schwe,punlct 
Slaats-, Verfassungs- und 
Vö/kenecht, /ang;ähriger 
Vorsit%ender der Vereini­
gung Demokratischer 
Jurisfen (VDJ}, ist Mither­
ausgeber und veranlwort­
licher Redakteur der Zeit­
schmt Demolcnme und 
Recht und Milglied der 
SPO. 
Paech hat in den vergan­
genen Jahren wiederholt 
an juristischen Beobach­
tungsmissionen im Nahen 
Osten, u.a. in den von 
Israel &e-.. Gebielen 

Embargo-Maßnahmen vorgenommen. 
Sowohl die CIA als auch unabhängige 
Organisationen waren der Meinung, 
daß sie bereits in dieser kurzen Zeit so 
erfolgreich waren, daß sie auf längere 
Frist durchaus gezogen hätten. Im Fall 
Rhodesiens hat die UNO mehr als zehn 
Jahre gewartet, im Falle Südafrikas und 
Namibias unendlich mehr Geduld w­
alten lassen. Aber die USA waren hier 
zum Abwarten nicht bereit. Saddam 
hatte von vornherein damitgedrohtGas 
einzusetzen, Israel anzugreifen. Selbst 
ein Atomangriff schien möglich und eine 
Ausweitung des Konflikts war zu be­
fürchten. Auch die ökologischen Schä­
den, die nun eingetreten sind, waren 
abzusehen. Das waren kalkulierbare 

leilgenommen und hat sich 
während des GoH1crieges 
zu dessen vö/ken-echtli­
cher Einschätzung geäu­
ßert. 

Eine delailliet1we Analyse 
der völkerrechtlichen 
Probleme des GoHlcriegs 
und der Pläne, die Bundes­
wehr auch auBemal& der 
NATO-Gren:ren einzusef­
:ren, hat Paech in: Werner 
Ruf (Hrsg.}: Eine neue 
Wellordnung? Der Go/1-
krieg: Hin/ergründe und 
Perspektiven, Münsler 

1991, veröffentlicht. 

Mit Nonnon Paech spra­
chen W,e&ke Boors und 
Felix Welti Anfang April. 

Risiken, die einen solchen militärischen 
Eingriff nicht rechtfertigten. Das UN­
Instrumentarium des militärischen Ein­
griffs ist in bestimmten Situationen heute 
inadäquat, es gibt keine Alternative zu 
politischen Lösungen. Wir werden se­
hen: Keines der großen Probleme im 
Nahen Osten, sei es das Palästinen­
ser-, das Kurdenproblem oder das der 
willkürlich gezogenen kolonialen Gren­
zen, ist damit gelöst. Weitere Kriege 
dort sind nach wie vor wahrscheinlich. 

spw: Der Krieg war also 
völkerrechtswidrig? 

Paech: Ja. Und es ist interessant, daß 
die herrschende Völkerrechtslehre der 
Bundesrepublik dazu komplett schweigt. 
International, z.B. in USA, Frankreich 
und Japan, gab es sehr kritische Stim­
men zum Ablauf des gesamten 
Sanktionsmechanismus, die mit meiner 
Auffassung übereinstimmen. Es hat auch 
eine internationale Initiative von 
Völkerrechtlern gegeben, die auf ein­
schneidende Mängel hingewiesen hat. 
So muß eine solche Entscheidung nach 
Artikel 27 UN-Charta mit den Stimmen 
aller ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates erfolgen. Die VR China 
hatte sich aber enthalten. 

spw: Der Begriff der 
Erforderlichkeit in Artikel 42. 
ist von UN-Seite noch nicht 
klar definiert. 

Paech: Anders als z.B. beim 
Aggressionsbegriff ist eine solche 
Kodifikation nicht erfolgt. Die 
Verhältnismäßigkeit ist aber Inhalt des 
Staatsrechts vieler UN-Mitglieder und ist 
somit auch Bestandteil des Völkerrechts. 
Im vorliegenden Fall ist die Verhältnis­
mäßigkeit kaum mehr begründbar. Im 
Zusammenhang der Friedensfunktion der 
UNO ist ein Krieg auf solchem techno­
logischen Niveau mit derart großem 
Zerstörungspatential nicht mehr verhäl~ 
nismäßig. 

spw: Zu beleuchten wären 
auch Rolle und Kompetenzen 
des Generalstabsausschusses 
nach Artikel 47. 

Paech: Das ist ein dunkles Kapitel. Die 
Alliiertenvon 1945warenvordieFrage 
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gestellt, wie sie den erfolglos gebliebe­
nen Sanktionsmechanismus des Völker­
bunds besser ausbilden könnten. Eines 
der Mittel war, daß alle Staaten nach 
Artikel 43 verpflichtet wurden, dem 
Sicherheitsrat in Sonderabkommen 
Truppen zur Verfügung zu stellen. Das ist 
aber auf den passiven Widerstand 
sämrlicher Mitglieder gestoßen - es gibt 
keine solchen Sonderabkommen. Dafür 
haben sich außerhalb der UN.Charta 
die Blauhelme entwickelt, um zumindest 
Pufferzonen schaffen zu können. Der 
Generalstabsausschuß nach Artikel 47 
aus Vertetern der ständigen Sicherheits­
rats-Mitglieder ist praktisch leergelaufen, 
die USA konnten sich denn auch seiner 
Kontrolle entziehen. 

Wird eine Macht 
dominant, hat das 

Völkem,cht nicht mehr 
viel zu sagen 

spw: Wie schätzt Du hier die 
Chancen der UN-Reform ein? 
Die USA spielen dort ja mo­
mentan eine Rolle, die ihnen 

aufgrund ihres ökonomischen und poli­
tischen • außermilitärischen - Gewichts 
eigenMich nicht zukommt, nicht nur ge­
genüber den Ländern des Südens, son­
dern auch Wesleuropa und Japan, die 
z.B. in der Produktivitätsentwicklung 
längst vor den USA liegen. 
Paech: Ich bin da sehr skeptisch. Es 
gibt kaum ein Gegengewicht zur USA 
und vor allem zur atlantischen Allianz. 
Die UdSSR ist geschwächt und die 
Staaten Westeuropas sind nicht gewillt, 
eine andere Machtkonstellation zu 
schaffen. Wird eine Macht dominant, 
hat das Völkerrecht nicht mehr viel zu 
sagen. Das gilt für alle histarischen 
Epochen. 

spw: Norbert Gansel argu­
mentiert, durch die Beteiligung 
bundesdeutscher Truppen 
nach einerGrundgesetzande-

rung könne das palitische Gewicht ge­
genüber den USA gesteigert werden. 
Paech: Das halte ich nach 40 Jahren 
arlantischer Geschichte für eine Illusion. 
Keine Bundesregierung, auch die so­
zial-liberale nicht, war je ein Bremsklotz 
Für die imoeriali!.tische Politik der USA. 

Auch die Aufwertung der BRD zum 
1 

ständigen Sicherheitsratsmitglied hielte 
ich für schlecht, man würde den Bock 
zum Hilfsgärtner machen. Das wäre -
wie auch im FalleJapons-eine Stärkung 
der wes~ichen Interessen in der Welt. 
Auch in der Golfkrise hat die Bundesre­
gierung ja keine bremsende, sondern 
eine unterstützende Funktion gehabt. 
Besser wäre, Lateinamerika, Asien und 
Afrika stärker im Sicherheitsrat vertreten 
zu haben. Aber dazu sind die ständigen 
Mitglieder USA, Frankreich und Eng­
land im Augenblick nicht bereit. 

Die USA erledigen die 
Kriege in der „Dritten 

Welt'' wie ein 
geleastes 

Miltärvntemehmen 

spw: Gibt es nicht differieren­
de Interessen zwischen den 
USA einerseits und Deutsch­
land und Japan andererseits. 

nicht weil die letztgenannten aufgrund 
ihrer historischen Erfahrungen friedli­
cher wären, sondern weil biijijpie1Swei­

se das bundesdeutsche '.I an · 
momentan nichtmllitörischer"~- Expansi­
on in Osteuropa und das japanische in 
Asien interessiert ist? 
Paech: Das ist richtig, es hat immer 
zwischen den wichtigsten wes~ichen 
Staaten Machtkämpfe um Kapitalein­
Aüsse gegeben und wird es weiterhin 
geben. Aber in der Frage der Beherr­
schung der Welt nach einer atlantisch 
kapitalistischen Weltordnung wird es 
weiter einen wesrlichen Konsens derart 
geben, daß die Amerikaner wie ein 
geleastes Militärunternehmen die Krie­
ge in der Dritten Welt erledigen, um 
diese Weltardnung aufrecht zu erhalten. 
Man merkt, daß nach dem Ende des 
Os~West-KonAiktsderNord-Süd-KonAikt 
die Zukunft beherrschen wird. Darauf 
stellen sich die Militärstrategien der 
arlantischen Vereinigung und der USA 
ein. Der Krieg gegen den Irak war ein 
erster AusAuß dieses KonAiktes, in dem 
es große lnteressenübereinstimmung 
zwischen den USA, Japan und den 
europäischen Staaten in Hinblick auf 
den Zugriff auf die Ressourcen des Sü­
dens gibt. 
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spw: Allein die Tatsache, daß 
der Krieg einer Macht des 
Südens gegen die wesrliche 
Weltführbargewesen ist, wird 

als potentiell revolutionäre Situation 
bewertet, da andere daraus folgern 
könnten, daß z.B. eine Atommacht bes­
sere Karten hätte. 
Paech: Eine der mit diesem Krieg 
verbundenen Illusionen war, daß die 
Staaten des Südens akzeptieren wür­
den, daß der Hammer im Norden hängt 
und sie sich deshalb nicht auf weitere 
Rüstu.~gsausgaben stürzen und damit 
ihre Okonomien ruinieren. Effekt dieses 
Krieges wird aber sein, daß die Staaten 
des Südens weiter aufrüsten. Der Nor­
den bietet ihnen die Rüstung an und sie 
werden in einer verbesserten Rüstung 
die einzige Möglichkeit sehen, ihre 
Souveränität zu verteidigen. Dies findet 
in den Strategien der Amerikaner und 
der Franzosen in letzter Zeit sehr deut­
lich seine Entsprechung. Mitte der 
achtziger Jahre war das Schlagwort 
„low intensity warfare", man führte im 
Süden-von Angola über Nicaragua bis 
Afghanistan - Stellvertreterkriege auf 
niedriger militärischer Stufe, um das 
eigene Personal zu schonen. Der Golf­
krieg stellt eine andere Art des Krieges 
dar. Staaten wie Pakistan, Indien und 
Brasilien haben ein entwickelteres öko­
nomisches, politisches und militärisches 
Potential, das weit über dem Standard 
beispielsweise zentralafrikanischer 
Staaten steht. Die reale Gefahr für den 
Norden ist, daß sie sich dem Zugriff auf 
ihre Ressourcen verweigern wollen. 
Dafür ruft jetzt Baker nach einem noch 
weiter differenzierten militärischen Po­
tential, daher der neue Aufschwung für 
SDI. 

Um Menschenrechte 
kümmert sich der 

Norden nur, wenn es 
in sein Geschäft paßt 

spw: Sind die beiden letzten 
Resolutionen des Sicherheits­
rates, die auch zur Frage der 
Kurden Stellung nehmen, in 

diese Linie einzuordnen oder gibt es 
eine neue Entwicklung, in der Men­
schenrechte eine wichtigere Rolle spie­
len? 
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Paech: Um Menschenrechte in dieser 
Region kümmerl sich der Norden immer 
nur, wenn es in sein Geschäft paßt. Das 
Kurdenproblem ist seit Jahrzehnten be­
kannt, man hat sich nie darum geküm­
mert. Nur jetztdrohtesdieganzeStruktur 
des Nahen Ostens zu sprengen. Das ist 
wie mit den Palästinensern. Allmählich 
muß man sich damit beschäftigen. Die 
ganze Region mit ihren willkürlichen 
Grenzziehungen ist ein Erbe des franzö­
sischen und britischen Kolonialismus und 
ihrer wie der USA ökonomischen Inter­
essen. Die USA wie auch die UNO sind 
weit davon entfernt, ein zukunfts­
trächtiges Modell für das momentan 
hochexplosive Kurdenproblem zu ha­
ben. Die Kurden sind über fünf Staaten 
verteilt, hatten nie einen eigenen Staat. 
Kaum einer dieser Staaten hat jemals 
die Menschenrechte der Kurden ge­
achtet. Der Vorschlag von Schutzzonen 
ist auch nur ein Ausdruck der HilAosig­
keit gegenüber diesem Problem. Nach 
der UN.Charta Art. 2, Ziller 7 haben die 
UN keine Möglichkeit, Schutzzonen 
gegen einen Staat durchzusetzen, der 
dies nicht will. Um realistisch zu sein, 
müßte sich der Ruf nach Schutzzonen 
auch an die Nachbarländer richten. 
Würden die Türkei, Syrien und Iran 
Schutzzonen einrichten, könnte auch 
der Irak dazu gebracht werden. Eine 
Lösung kann nur durch eine internatio­
nale Konferenz erfolgen. 

spw: Hatdievielbeschworene 
Nahos~Konlerenz überhaupt 
eine Chance? 

Paech: So wie das Kuwait-Problem 
politisch hätte gelöst werden müssen, so 
ist es auch mit den Fragen der Palästi­
nenser und Kurden. UNO und auch 
USA haben immer diese Position ver­
treten, was Palästina betrifft. Auch das 
Palästina-Problem ist nicht militärisch zu 
lösen. Es gibt hoffnungsvolle Ansätze, 
aber auch Stimmen aus Israel, die mich 
skeptisch stimmen. 

spw: Manche im Westen, 
sogar Sozialdemokraten, 
halten die PLO nach dem 
Golfkrieg für schwer ange-

schlagen, ja für nicht mehr gesprächs­
fähig. 
Paech: Es gibt keine Alternative zur 
PLO. Seit 1967 waren die Israelis auf 
der Suche nach „zionistischen" Palästi­
nensern, sie haben keine gefunden. Die 

sogenannten gewählten Vertreter_ aus 
den Westbanks, wie sie Israel als 
Gesprächspartner will, gehören größ­
tenteils ebenfalls der PLO an, wenn 
nicht, haben sie auch kein Verhandlungs­
mandat der Bevölkerung in den besetz­
ten Gebieten. Die verzweifelte Partei­
nahme für Saddam Hussein ist nur aus 
der desolaten Situation der palästinensi­
schen Sache heraus zu verstehen. Sie ist 
nicht erfolgt, weil man in Saddam einen 
demokratischen Führer für die Zukunft 
des Nahen Ostens sah, sondern weil es 
weder von Israel, noch von den arabi­
schen Staaten, noch von USA oder 
Sowjetunion irgendeinen Lösungsonsolz 
gegeben hat und weil Saddam der erste 
gewesen ist, der sich dem amerikani­
schen Herrschaftsanspruch entgegen­
gesetzt hat. Das war das Setzen auf ein 
falsches Plerd, wie es das in der PLO. 
Geschichte häufig gegeben hat. 

spw: Also ist es ganz prag­
matisch unmöglich, die PLO 
auszuklammern? 

Paech: Ja. Sowohl die Führung als 
auch die palästinensischen Massen in 
Jordanien sehen jetzt zwar, daß ihre 
Haltung eine Niederlage war, aber sie 
werden sich nichtauseinanderdividieren 
lassen. 

Die USA müssen Druck 
auf Israel ausüben 

spw: Außer fernen Konferen­
zen - gibt es Ansätze, die 
Resolufon 242 des Sicher­
heitsrates betreffend die be-

setzten Gebiete zu verwirklichen? 
Paech: Die Schlüsselposition hierfür 
haben die USA. Sie müssen Druck auf 
Israel ausüben. Nur dann werden sich 
die Widersprüche in Israel verschärfen. 
Peres hat sich ja schon auf die Position 
,,Land für Frieden" eingespielt. 

spw: Ob das Grundgesetz 
geändert wird, hängt ja nicht 
unmaßgeblich an der SPD. 
Es gibt mittlerweile den Vor-

schlag des Parteivorstands, dem „Ein­
satz der Bundeswehr für friedens­
sichernde Maßnahmen der UNO !Blau­
helme)" zuzustimmen. 

Paech: Dazu bräuchte es gar keine 
Grundgesetzänderung. Mit dem Beitritt 
von BRD und DDR 197 4 zur UNO hat 
die Bundesrepublik die Rechte und 
PAichten der UN.Charta als eines multi­
lateralen Vertrags akzeptiert. Es hat da 
keine Vorbehalte gegeben. Sie ist daran 
gebunden. 

spw: Also Einsatz nach Arti­
kel 24 II Grundgesetz? 

Paech: Dort steht in der Tot die Mög­
lichkeit der Integration in ein System 
gegenseitiger kollektiver Sicherheit. Das 
ist die UNO - und daraus erwächst die 
Möglichkeit, daß sich die Bundeswehr 
an Einsätzen nach Artikel42 UN.Charta 
beteiligt. Allerdings ist die BRD nicht zu 
verpAichten, das ergibt sich aus Artikel 
43, da es bisher keine Sonderabkommen 
gibt. Es geht nur um die Möglichkeit, 
dies freiwillig zu tun. Und manche 
Staaten, z.B. Österreich, haben sich 
von dieser VerpAichtung befreien las­
sen, um ihren Neutralitätsstatus zu 
wahren. Mein Ansatz wäre, daß die 
Bundesrepublik - aufgrund ihrer Ver­
gangenheit - um eine Befreiung nach­
kommt. Es blieben die Blauhelme. De 
facto sind sie das Friedenssicherungs­
instrument der UNO, und obwohl nicht 
in der UN-Charta vorgesehen, sehen sie 
doch alle Völkerrechrler als durch sie 
legitimiert an. Eine Grundgesetz­
änderung für „Blauhelme" hätte für mich 
allerdings nur den Charakter einer_ 
Klarstellung. 

spw: Karsten Voigt sagt, daß 
durch diese Klarstellung eine 
größere Einschränkung von 
Bundeswehreinsätzen mög-

lich ist, als wenn man die Interpretation 
beispielsweise dem Bundesverfassungs­
gericht überließe. 
Paech: Man muß hier die juristische 
von der politischen Seite trennen. Wür­
de die SPD es ernst meinen zu verhindern, 
daß die Bundeswehr bei UN-Zwangs­
maßnahmen nach Artikel42 der Charta 
mitmacht, müßte sie ein Doppeltes tun: 
Sie müßte das im Grundgesetz klarstel­
len, aber auch in den UN. Dort müßte 
eine Einschränkung der Verpflichtungen 
von den Staaten der UN akzeptiert 
werden. Ich kenne die Blauhelm-Mis­
sionen in Afghanistan, Libanon, Namibia 
und halte sie für echte Friedensmissionen. 
Eine Beteiligung daran muß nicht der 
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Schlüssel zu militärischer Expansion der 
Bundesrepublik sein, sondern könnte 
die Einbindung in einen Friedens­
mechanismus sein, die dann auch eine 
Grenze für alle weiteren NATO., WEU­
und auch UNQ.Ambitionen sein müßte. 
Dies müßte im Grundgesetz fest­
geschrieben werden und könnte dann 
ein wirksamer Riegel gegen jedes weite­
re Engagement sein. 

Nichts ist in der 
Sozialdemokratie so 

eindeutig wie die 
Zweideutigkeit 

spw: SPD-Linke fürchten auf­
grund ihrer Erfahrungen einen 
politischen und juristischen 
Türöffner. Die Formulierungen 

erscheinen unklar. Gansel diskutiert 
gewaltsame Einsätze einer "Welt­
friedenspolizei". Viele meinen, daß so­
lange SPD und Friedensbewegung kei­
ne Gestaltungsmacht haben, nur Veto­
macht hilft, also das klare Nein. 
Paech: Als alter Sozialdemokrat weiß 
ich, daß nichts so eindeutig ist, wie die 
ZweideutigkeitderSozialdemokratieDie 
bisherigen Formulierungsvorschläge 
werden nicht den Einsatz der Bundes­
wehr im Rahmen von Zwangs­
maßnahmen verhindern können. Entge­
gen der Meinung der Grünen und gro­
ßer Teile der Friedensbewegung, 
Bundeswehrsoldaten in keinem einzi­
gen internationalen Zusammenhang zu 
wollen, bin ich anderer Meinung. Von 
der friedensstiftenden Wirkung der 
„Blauhelme" bin ich aufgrund meiner 
Erfahrungen überzeugt. 

spw: Wird es denn solche 
Einsätze überhaupt noch ge­
ben? 

Paech: Das ist eine Frage der UN 
selbst. Man müßte jeden Ambitionen, 
den „Blauhelmen" Zwangs- und Kampf­
kompetenzen zuzuweisen, entgegen­
treten. Die gegenwärtigen Eckdaten -
kein Kampfauftrag, nur Selbst­
verteidigung und Achtung der 
Souveränität der Staaten - sind Voraus­
setzung für die friedensstiftende Wir­
kung. Das müßte alles in einer 
Grundgesetzänderung deutlich werden. 

Da dürfte nicht mit einem verschw~m­
menen Begriff wie dem der Jriedens­
sichernden Maßnahmen in E!inem:ko~ 
lektiven Sicherheitssystem" gearbeitet 
werden. Dann wäre z.B. nicht klar, ob 
die NATO dazu gehört. Man muß das 
schon eindeutig formulieren. 

spw: Es wäre ja dann einfach 
gewesen, die Bundeswehr 
über Artikel 24 II GG in den 
Golfkrieg zu schicken. 

Paech: Viele Staatsrech~er, Rupert 
Scholz, auch der Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium habe.rfdarauf 
hingewiesen. Und Helmut Kol]I- kannte 
diese Möglichkeit genau. Er hat nur -
politisch klug - darauf verzichtet, neben 
den Problemen in Ostdeutschland nach 
der Einheit sich auf eine weitere innen­
politische Zerreißprobe einzulassen. Das 
liegt am EinAuß der Friedensbewegung, 
auch auf SPD und Grüne. Die CDU 
kalkuliert hier strategisch langfristig. Sie 
hofft auf „Einsicht" bei SPD und Grünen 
über das gestiegene weltpolitische Ge­
wicht Deutschlands, um dann die SPD 
durch diese Grundgesetzänderung zu 
beteiligen und die Sache gesellschaft­
lich durchstehen zu können. 

spw: Dann ist es aber .auch 
möglich, dies .K~!~Q.1 zu 
durchkreuzen,;'._::~'.ff ·die 
Friedensbewegung;;:,_.: stark 

bleibt und EinAuß auf die SPD nimmt. 
Paech:Ja. Ich haltedasfüreinewesent­
liche Aufgabe der Friedensbewegung 
in nächster Zeit Zu verhindern, daß 
über NATO, WEU oder UNO die Bun· 
deswehr in eine „Rapid Deployment 
Force" mit den Aufgaben eines Welt­
polizisten eingebunden wird. Dazu 
könnte eine Festlegung für ,,Blauhelme" 
mit sehr klarer Abgrenzung taktisch 
hilfreich sein. 

spw: Du würdest die SPD­
Bundestagsfraktion bei der 
Formulierung beraten? 

Paech: Ich weiß nicht, ob die darauf 
Wert legen wird. Ich halte die bisherigen 
Beschlußvorlagen für nicht ausreichend. 
Ich verstehe sehr gut die Befürchtung 
großer Teile der Friedensbewegung und 
vieler -nicht nur I in ker -Sozialdemokraten 
vor einer Uminterpretierung oder einem 

Umfallen. 
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RUSTUNG 
KAM KRIEG· 
NACH KRIEG 
ORDNUNG? 
Vier Thesen zur gegenwärtigen Debatte 
nach dem Golfkrieg 

Die Debalte über die „Nachkriegs­
ordnung" ist in vollem Gange, während 
in der Region die Brände noch nicht 
gelöscht sind und der Völkermord wei­
tergeht. Wenn es mit dem „Krieg der 
Alliierten" am Golf nur darum gegan­
gen wäre, einen „bis an die Zähne (von 
ihnen, d.V.) bewaffneten Diktator" 
U.Baker) aus der Dritten Welt in die 
Schranken zu weisen, hätte diese De. 
batte wahrscheinlich nicht Ausmaße an­
genommen, die-bei ollen Unterschieden 
- durchaus den entsprechenden Diskus­
sionen nach dem Ersten und Zweiten 
Weltkrieg vergleichbar sind. Ein Ver­
gleich der Inhalte dieser Diskussionen -
die jeweils vorangegangenen Kriegs­
zieldebatten und militärischen Optionen 
eingeschlossen - wäre eine lohnende 
Aufgabe für die Historische Friedens­
forschung. 
Der Charakter der derzeitigen Nach­
kriegsdebatte berührt die Dimensionen 
einer „neuen Weltordnung" ebenso wie 
zukünftige Konzeptionen in der Region 
des Nahen bzw. Mittleren Ostens. Dies 
verweist auf den komplexen Zusam­
menhang, den die großen internationa­
len Veränderungen im Ost-West-Verhält­
nis vor Beginn des Golfkrieges mit den 
durch den Krieg selbst geschaffenen 
Realitäten bilden. Um diesen Zusam­
menhang soll es im folgenden vor allem 
gehen. 
lmmersichtborerwird, in welchem Maße 

Corinna Hauswedell, Historikerin, 
Vorsitzende der Informationsstelle Wis­
senschaft und Frieden e.V. in Bonn 
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die Politikmuster und die Art der 
Beilegung der alten Ost-West-Konfron­
tation in die vereinfachend als (neue) 
Nord-Süd-Dimension gekennzeichneten 
weltweiten Konfliktkonstellationen hin­
einreichen. Nicht nur deshalb sind die 
Ergebnisse des Golfkrieges mit dem 
Stichwort „Pax Americana" unzurei­
chend beschrieben. Es geht zwar um 
die Frage, wie unipolar oder multipolar 
die Welt von morgen aussehen wird, 
das heißt wieviel Hegemonie oder 
wieviel Gleichberechtigung unter den 
Staaten und Völkern sich durchsetzen 
wird;aberineinem umfassenderen Sinn 
ist das Verhältnis der Industrienationen 
bzw. -zentren untereinander und zu den 
sog. Schwellenländern und Drilte-Welt­
ländern berührt. In der Nach-Galf­
Kriegsdebatte werden quer zu diesen 
Fronten unter anderem folgende 
Fragenkomplexe aufgeworfen: Das 
Zusammenspiel von Identitäts- und 
Interessenkonflikten, die Wechselwir­
kung außenpolitischer Strategien und 
i nnergesellschaftlicher Legitimation, das 
Verhältnis von Politik, Militär, Ökonomie 
und Kultur. 
Der Golfkrieg hat- brutaler und dringli­
cher als der Kalte Krieg - ollengelegt, 
daß es weltweit noch keine neuen 
Lösungsmuster für die KonAikte der 
Modeme, die „alten" und „neuen" zwi­
schen den Staaten und innerhalb der 
Gesellschaften sowie diejenigen um die 
knappen gemeinsamen Güter der Erde, 
gibt Ob ausgerechnet der Nahe und 
Mittlere Osten vom Exerzier- und 
Kampfplatz zum Übungsfeld solcher 
nichtmilitärischen Konflikrlösungen wer­
den kann, ist zu fragen; daß die Region 
wie gegenwärtig keine andere im dop­
pelten Wortsinn ein Brennpunkt der 
komplizierten Gemengelage west-ös~ich­
nord-südlicher Interessen und Identitäten 
ist, steht indes außer Frage. 

These 1: 
Die mangelhafte Zivilisiening 
des gerade zu Ende gehen· 
den Ost-West-Konfliktes der 
letzten vierzig Jahre hat den 
Krieg am Golf wesentlich 
ermöglicht und prägt insa· 
fern auch die Diskussion um 
die „Nachkriegsordnung" 
nachhaltig mit. 

Diese These leugnet nicht die spezifi­
schen internen Konfliktpotentiale der 
Region des Nahen Ostens ( 1). Aberauch 

die regionale Krisen- und Kriegsspezifik 
ist ohne die Historie und Gegenwart 
auswärtiger Mächte im Nahen Osten 
nicht zu denken; andererseits gehört es 
zu den Eigenarten des Ost-West-Kon­
fliktes, daß in seinem Verlauf die Defi­
nition nationaler Interessen im Sinne von 
Einflußsphären erweitert wurde (2). 

Nehmen wir nun einmal an, die Groß­
mächte USA und UdSSR und die anderen 
am Ost-West-KonAiktbeteiligten Staaten 
hätten in den vergangenen fünf Jahren 
seit Beginn des immensen Reform­
prozesses im Osten in anderen Katego­
rien als Sieg und Niederlage agiert und 
stattdessen die Wurzeln und Folgen des 
Kalten Kriege realistisch bewertet: Die 
gleichen Akteure hälten im Golf-Konflikt 
(wie auch in anderen Konflikten) ver­
mutlich auch andere politische 
Verhaltensmuster zur Verfügung gehabt 
Stattdessen fand, nachdem 
Gorbatschow 1985 mit der Einleitung 
der Reformen dafür Chancen eröffnet 
hatte, eine höchst mangelhafte 
Zivilisierung der militärischen, politischen 
und ökonomischen Beziehungen zwi­
schen Ost und West stolt (3). 

Der kurze Frühling der Abrüstung scheint 
beendet; dabei wirken nicht nur die 
alten Mechanismen des System­
gegensatzes von Blockade und Miß­
trauen fort, wie man am Stocken der 
Wiener Verhandlungen sieht{'). Es stellt 
sich auch die Frage, ob auf der Agenda 
der begonnenen Abrüstung von vorn­
herein nicht wichtige Punkte weiter­
reichenderEntmiltarisierung fehlten: olle 
Fragen des Rüstungsexportes, der 
Weiterverbreitung von Waffensystemen 
u.a. (5), der Einflußsphären also, aber 
auch eine Ex-Post-Analyse der Feind­
bildmechanismen. Besonders die Nicht­
infragestellung der atomaren Abschrek­
kung als Mittel der Friedenssicherung 
gehört hierher_ Der hochgerüstete Ost­
West-Frieden funktionierte doch nur in 
der Fiktion gleichgewichtiger Kriegs­
führungsoptionen (6); sobald diese „Ba­
lance" jedoch schwand, wuchs die reale 
Kriegsgefahr, wie wir gesehen haben. 
Da eine weltweite atomare Balance 
aber weder realistisch noch wünschens­
wert ist, führt sich das Abschrek­
kungssystem spätestens jetzt ad 
absurdum. Die Neubelebung der 
Abschreckung im „modernen" konven­
tionellen High-Tech-Krieg am Golf ver­
bessert ihre Legitimation keineswegs. 
Die Aufrechterhaltung der NATO, als 
dem einem der beiden durch das alte 
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System geprägten Militärbündnisse, bei 
gleichzeitiger Auflösung des anderen 
konterkariert die Dimension der Verän­
derungen: Sieg im Sinne militärischer 
Hegemonie anstelle einer neuen 
Friedensordnung_ Darüber konnte auch 
der Pariser KSZE-Gipfel nicht hinweg­
täuschen und dies begründet unter an­
derem seine bisher geringe Aus­
s~ahlungskrah. 
Politisch ist die Zivilisierung mangelhaft, 
weil dem gegenseitigen Containment 
im Kalten Krieg bisher kein wirklicher 
Übergang zu einer von den Groß­
mächten inspirierten internationalen 
Kooperation folgte. Die „Global 
Challenges", von sowjetischer Seite zu 
Beginn der Reformen angemahnt, die 
Beseitigung von weltweitem Elend, 
Hunger und Naturzerstörung im Be­
wußtsein der „einen Welt", finden noch 
keinen wirkungsvollen internationalen 
Handlungsrahmen; vor allem die west­
liche Großmacht blockiert dies und sieht 
darin offenbar auch kein Kriterium in 
Konfliktsituationen wie am Golf. Stalt 
Empothie (7), dem Hineinversetzen in 
z.B. die innenpolitischen Motivlagen 
der anderen Seite - ein eigentlich not­
wendiger Lernprozeß am Ende des 
Kalten Krieges - wird der Gegner 
demoralisiert. Die Ablehnung der so­
wjetischen Wallenstillstandsbemühun­
gen auf dem Höhepunkt des Golfkrieges 
war im doppelten Sinne das jüngste 
Beispiel unziviler Politik: sie traf den 
alten und neuen Feind im gleichen Sinne 
und wirkte zugleich kriegsverlängernd. 
Schließlich ist auch die mangelhafte 
Zivilisierung der wirtschaftlichen Bezie,. 
hungen zwischen Ost und West ein 
schlechtes Vorbild für den Umgang in 
Krisen, in denen ökonomische Interessen 
eine große Rolle spielen_ Ein (siegreiches) 
marktwirtschaftliches System, das sich 
z.B. so mühsam von se~nem Cocom­
Krieg verabschiedet, weil ein gleichbe­
rechtigter Umgang mit neuen Technolo­
gien nicht gewollt ist, offenbart im Um­
gang etwa mit den Energie- und 
Naturressourcen den gleichen 
patriorcholen Gestus. Daß mit der 
Siegerpose zugleich die eigenen 
(System)Schwächen kompensiert wer­
den sollen, istaufdiesem Gebiet vielleicht 
am ehesten evident. 
Die These von der mangelhaften 
Zivilisierung am Ende des Ost-West­
KonRiktes - immerhin gelang in einigen 
ost-europäischen Ländern ein historisch 
weitreichender Machtwechsel ohne 
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Blutvergießen - verweist ~ul: die 
unerlediglen Aufgaben zwiscl..in :.den 
lnduslrienationenaud, jenseitsderN<,i-d­
Süd-Dimension_ Dies gih es zu ~­
sichtigen, auch wenn die Prcibfe;;,~:J.,ij 
Konflikte weltweit wohl keine Zeit für ein 
Nacheinander lassen. · ·' 

These 2: 
Als bittere Frucht des Gaff. 
Krieges (und der vorange­
g a ngenen Aggression 
Saddam Husseins) treten cf,a 
Konflilctfeldar der Region sa 
offen zu Tage wie vielleicht 
seit dem Sechs-Tage-Krieg 
nicht mehr. Inwieweit sich 
damit neue Chancen zu ihrer 
Lösung auftun, hängt davon 
ab, ob der komplizierte Weg 
zwischen Herstellung der 
Autonomie der in der Region 
ansässigen Staaten und 
Völker einerseits und Ent­
wicklung einer neuen Qua­
lität der Zusammenarbeit 
seitens der auswärtigen 
Mächte andererseits gegan· 
gen werden kann. 

„Die weitreichendste objektive Folge 
dieses Krieges" sei die Freilegung der 
,,eigen~ichen 'Sprengsätze' der Regi­
on ... , die Verteilung des Reichtums, die 
Notwendigkeit einer umfassenden 
Demokratisierung und einer Lösung des 
israelisch-palästinensischen Konfliktes" 
(8). Andere Autoren ergänzen als einen 
zentralen Gesichtspunkt die Probleme 
der Identitätsfindung in der Region (9), die 
sich eben nicht auf die ideologischen 
bzw. religiösen Fragen des islamischen 
Fundamentalismus reduzieren lassen, 
sondern die vielfältigen historischen und 
aktuellen Aspekte von Macht und Ohn­
macht der „arabischen Welt" meinen 
('°). Anstalt sich über das „arabische 
Verschwörungsdenken" (11 ) zu erheben 
oder die PLO immer wieder mit ihren 
Niederlagen - aktuell mit ihrem ge­
scheiterten Schulterschluß mit Saddam 
Hussein - zu konfrontieren (12

), täte der 
Westen gut daran, die Rolle von 
Identitätsproblemen für Konffiktgenese 
und ~ösungen (13) ernst zu nehmen-bei 
dem Gegenüber und bei sich selbst. Die 
{fragwürdige) identitötsstiftende Rolle des 
Golfkrieges für die USA ist bekannt und 
belegt, in welchervielschichtigen Weise 
Mechanismen der politischen Kultur(en) 

auf lnleressenkonffikte einwirlcanhJDer 
fran~schePräsiclent - .. ·: ·;::-:::w!~r!f\: · !<! · 
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schen und clemokrafi.·~. \EniQu s-.. ' ·-····· ng 
problemen der Region ebe,iaiich noch 
das der ungefästen slaail~Jdentitöt 
(")- Und das in einen)!u,;!fwiij,._....,, die 
Staaten- und Nationen · · : >·''"ii:il)nehin 
vor allem durch die:k ._,,,,,_., '''·Erblast 

deformiert ist (15
). Es ,:: lege 

dieser Thesen, die:-K. .·und 
Chancen einer politiSC , ': ... rup-
pierung der Kräfte und !l~n im 
Mittleren Osten im einzelneii ~uloten 
( 16). Manches, wie die konkrei./zukünf­
tige Gestaltlraksoder Kuwaits, ist zudem 
gegenwärtig sehr spekulativ_ Es soll aber 
gefragt werden, welche seit dem 
Kriegsende erkennbaren Prozesse Für 
eine mittelösrliche Friedensordnung eher 
hilfreich oder eher hinderlich sein kön­
nen. 
Schneller vielleicht als erwartet, wurden 
nach dem Krieg die 'Sprengsätze' der 
Region von den verschiedenen Akteuren 
als Gegenstand der Politik ~i~iert; die 
öllenHiche Akzeptierung ~" 1/nkage", 
desZusammenhangsdei-.. ' ·" · '"' 
Probleme des Mittleren · · 
Rede vor dem Kongreß, . .. ; März 
bildete den Auhakt, es folgle Bakers 
erste „land gegen Friederi"­
Sondierungsfahrt in die Region. Der 
grausame Bürgerkrieg im Irak, die 
Schwierigkeiten für Kuwaits Herrscher­
haus, die Anbahnung neuer Koalitionen 
wie zwischen Iran und Saudi-Arabien, 
die verstärkte Einmischung der 
Territorialmacht Türkei - all das sind 
Anzeichen einer, zweifellos ambivalen· 
ten, Neueinstellung. Der anfänglich 
monolithisch wirkenden Kriegs- und 
Nachkriegspolitik Israels, die den Sieg 
für weitere politische Terraingewinne 
nutzen wollte, folgt ollensichHich eine 
Phase, in der die innerisraelischen 
Kontroversen zwar polarisierend, aber 
offener ausgetragen werden. Manches 
wurde in der kritischen israelischen Intel­
ligenz schon zu Kriegszeiten gedacht: 
,, ... einen Frieden zu schließen, solange 
der Kurs unserer Aktien auf dem Welt­
markt so hoch steht, den Palästinensern 
einen Staat und den anderen Arabern 
einen ehrenhaften Frieden anzubieten. 



Nicht unter Druck von außen, sondern 
als freiwilliger souveräner Beschluß ei­
nes starken Israel.." (U.Avnery, Wir tra­
gen das Nessosgewand, in: Spiegel 9 / 
91 ). Stattdessen aktivierte die Regie­
rung Schomirs mit Vehemenz die Politik 
,,der beiden parallelen Linien ... der bila­
teralen Gespräche zwischen Israel und 
den arabischen Staaten .. und der Ge­
spräche mit gewählten Vertretern der 
Palästinenser .. " jlsraels Außenminister 
Levy, in FR v.16.3.91) bei gleichzeitig 
fortgesetzter Vergeltung gegen die 
Intifada. 
Es ist absehbar, daß ein Einschwenken 
auf Israels „Bilateralismus", den aus 
pragmatischen Gründen auch einige 
arabische Staaten, etwa Syrien, guthei­
ßen mögen, eine umfassendere Nah­
Ost-Konferenzzunächstverhindernwird. 
Eine solche Konferenz oder eine Folge 
von Konferenzen bleibt jedoch der ein­
zige Ort, auf dem eine gemeinsame 
Agenda oller Probleme der Anwohner 
der Region festgelegt und verhandelt 
werden kann. Daß bereits die Aufstel­
lung einer solchen Agenda, zu der 
territoriale, ökonomische, ökologische 
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sowie Fragen der Demokratie­
entwicklung und Abrüstung in der Region 
gehören - der 12-Punkte-Vorschlog des 
Friedensforschers Johon Geltung nennt 
Essentials (17

} -, immense Schwierigkei­
ten birgt, ist klar. Ohne diesen Versuch 
aber wird die gegenwärtige Chance 
verspielt.!Jnd ein jetzt vielleicht nahelie­
gender Ubergong zu einem „business 
os usual" wird die Konflikte der Region 
ungemein zuspitzen (18). Die von den 
USA in die Debatte gebrachte „Er­
öffnungskonferenz", die lediglich den 
Weg für bilaterale Gespräche öffnen 
soll, steht in diesem Verdacht. 
Es ist auch zu fragen, ob das im UN­
Sicherheitsrat angenommene Waffen­
stillstandsabkommen die Chancen für 
eine neue Art von Friedensschluß und 
- ordnung in der gesamten Region erhö­
hen wird. Es entspricht zwar der Natur 
solcher Abkommen, daß darin vor o~ 
lern die Niederlage des Verlierers ze­
mentiert wird. Die UNO als - erstmals -
eine der beiden Vertragsparteien hätte 
ober die Möglichkeit (und wiedergut­
machende Verantwortung, nachdem ihr 
diese durch die Kriegsführung genom­
men worden war) gehabt, Festtegungen 
zu treffen, die stärker die zukünftige 
Friedensordnung im gesamten Nahen 
und Mittleren Osten betreffen. Die Zer-

störung aller Massenvernichtungswaffen 
in der Region etwa sowie die Errichtung 
einer regionalen Sicherheitsstruktur wür­
de - im Rahmen eines weltweilen Ab­
rüstungsprozesses- in die oben genann­
te Agenda gehören. Ein land, das laut 
UN-Bericht durch den Krieg in ein 
,,vorindustrielles Zeitalter" zurück­
geworfen wurde, in dem „nahezu alles, 
was das moderne Leben ausmache" 
zerstört sei (FAZ v. 23.3.91), kann die 
vorgesehenen Auflagen des Waffen­
stillstandes schwerlich erfüllen. Eine 
trauriger Anlaß, neu über die Kategorien 
- auch die völkerrechtlichen - von Sieg 
und Niederlage nachzudenken. 

These 3: 
Der Golf-Krieg hat die Dis­
krepanz zwischen einer 
„neuen Weltordnung" und 
der ,,pax americana" deutli­
cher gemacht, als es der US­
Führung lieb sein kann. Die 
Grenzen einer unipolaren 
Weltstruktur unter der 
Hegemonie der USA treten 
nach dem Krieg wieder kla· 
rer hervor: Militärpolitik ist 
keine Alternative zur Lösung 
der „inneren" Prob~ama der 
Staaten und der t.~i 

:::::.:::(:!·: 
,, ... Ich glaube aber, do6°'Sanktionen 
sich besser mit einer neuen' irlternati<> 
nolen Weltordnung der Sicherheit und 
Zusammenarbeit vertragen hätten ... " 
(Z.Brzezinski, ,,Orgie der Gewalt", 
Spiegeelnterview vom 21.1.91 ); kriti­
sche Golfkriegs-Kommentare wie dieser 
eines ehemaligen US-Sicherheitsberaters 
aus der Zeit offensiver Atomkriegs­
strategien des Pentagons oder selbst die 
Aussage eines Henry Kissingers, der 
den Angrif auf den Irak befürwortete, 
„Amerikanische Vorherrschahkonn nicht 
andauern... Die amerikanische Wirt­
schaft kann sich eine Politik des 
unilateralen globalen lnterventionismus 
nicht leisten" (1 9), sind keine Ausnahmen 
und verweisen auf Differenzen inner­
halb der politischen Klasse der USA. 
Daß diese Widersprüche sowenig 
wahrgenommen wurden - was hinein­
reicht bis in die Bewertung der Kuwait­
Krise als kriegsouslösend (20

), daß Prä­
sident Bush so relativ unangefochten 
seinen Kriegskurs steuern konnte, hängt 
neben den oben genannten Zivilisie­
rungsproblemen am Ende der bipolaren 
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Weltordnung vor allem mit dem Aus­
maß des innergesellschaftlichen 
Problemdrucks in den USA und der 
lzunächsterfüllten) Hoffnung zusammen, 
mitder „patriotischen Tat" innenpolitisch 
zu stabilisieren und außenpolitisch zu 
imponieren j21

). Hinzukommt daß in der 
Herrschaftsstruktur der USA das 
Präsidentenamt traditionell in der Mili­
tär- und Außenpolitik über größere 
Spielräume als in der lnnenpolifik verfügt. 
Der Beraterstab von Bush rekrutiert sich 
vorrangig aus Militärstrategen; und das 
Umfeld des Pentagon denkt seit dem 
Ende der BOer Jahre weitaus intensivser 
als die zivilen Think-Tanks der USA über 
die strategi_~chen Implikationen der Post­
Cold-War-Aro nach (22). Entgegen der 
zaghaften Debatte über eine „Friedens­
dividende" wird der Golfkrieg in diesen 
Kreisen „out-of-area"-Strategien und die 
Beschaffung entsprechender neuer 
Waffensysteme lv.a.der Raketenabwehr) 
beAügeln l"J. Befürchtungen haben 
Berechtigung, die angesichts leerer 
Staatskassen zwar „keinen weltweiten 
missionarischen Kolonialismus mehr 
(sehen), sondern einen gezielten 
lnterventionismus, der sich auf die Re­
gionen beschränkt, .~ie wegen ihrer 
Rohstoffe, wegen des Ols und der Märkte 
interessant sind ,,(24). US-Senator Ri­
chard Lugdr umriß das gewünschte 
außenpolitische Profil der Zukunft so: 
„Amerika ist kein Polizist, sondern zeigt 
Führungskraft. Wir offerieren unsere 
Fähigkeiten, und andere Regional­
mächte übernehmen dann die eigentli­
chen Polizeiaufgaben - mit amerikani­
schem Beistand und finanzieller Hilfe 
aus ganz anderen Weltgegenden. Das 
ist geschickter und beschreibt die künf­
tige Rolle unseres Landes besser" 
(Spiegel-Interview v. 18.3.91). Zweifel 
kommen aber euch aus den USA selbst: 
,, .. Eine multipolare Welt, in der sich 
Staaten und Völker zunehmend gegen 
Befehle von außen wehren, wird sich 
durch diese Pax Americana nicht 

j befrieden lassen. Es gibt keine militäri-
~ sehen Lösungen für Krankheit, Hunger 
~ und Armut, für das Erbe jahrtausende-
~ alter ethnischer und religiöser Konflikte 
§ sowie für die Erinnerung an koloniale ., 
~ Demütigung" 125). 

~ Ein Kernproblem der gegenwärtigen 
~ Politikentwicklung \nicht nur in den USAJ 
§ liegt in der Tat dort, wo Sicherheit am 
~ Ende der Ost-West-Konfrontation, wei-
: terhin vor allem in militärischen und 
~.~ Dominanz-Kategorien gedachtwird. Die 

Rede von Bush vom 29.1.91, die der 
,,neuen Weltordnung" gewidmet war, 
enthielt keinen Satz zur welt­
wirtschaftlichen oder internationalen 
ökologischen Kooperation. ,,Die 
Schwierigkeiten beginnen dort, wo es 
darum geht, der 'neuen Weltordnung' 
positiven Inhalt zu geben" (G.Nonnen­
mocher, Bushs Vision, FAZ v. 14.3.91 J. 
Absurde Auswüchse am Ende dieses 
Krieges verweisen auf die zügellose 
und weltgeföhrdende Eigendynamik des 
militärisch-industriellen Komplexes: So 
beschloß der US-Senat fast einstimmig, 
daß „amerikanische Waffenverkäufe an 
säumige Länder !gemeint v.a. Saudi­
Arabien, d.V.) solange verboten sein 
sollten, bis die ihren Anteil an den 
Kriegskosten bezahlt hätten ... "\zitiert 
nach FAZ v.21.3.91, Der Senat droht 
mit Waffenexportverbot). Than 
(war)business goes on! 
Vieles deutet doroufhin, daß nach dem 
Krieg auch andere, realistische Stimmen 
wieder mehr Einfluß auf die US-Politik 
gewinnen; etwa die Anmahnungen der 
UN-Resolution 242 gegenüber Israel 
,,für alle Fronten, die Golon-Höhen ein­
geschlossen" \zitiert noch FRv. 21.3.91 J 
kamen überraschend schnell. Der Krieg 
hat bezüglich außenpolitischer Doppel­
moral auch entlarvend gewirkt; 
innenpolitsch für die Lösung der 

immensen ökonomischen und sozialen 
Probleme ist jedoch in den USA noch 
keine neue Konzeptionsbildung er­
kennbar; hier wirkt der „Sieg" eher 
hinderlich. Eine fatale Wechselwirkung. 
Besonders augenfällig wurde die Dis­
krepanz zwischen Weltordnungs (- an­
spruch) und Pax Americano, als die US­
Regierung den eigentlich positiven Im­
puls, der von einem Krisenregelungs­
versuch der Vereinten Nationen zunächst 
ausging, durch die Usurpation der mi­
litärischen Kommandogewalt gründlich 
konterkarierte. Daß dies gelang, ver­
weist auf den komplizierten Doppe~ 
charakter der UNO: Als bisher einziger 
Ort potentiell gemeinsamen Handelns 
könnte die „Völkergemeinschaft" positi­
ve Elemente einer neuen Weltordnung 
antizipieren, wäre sie nicht zugleich so 
sehr Kind der „alten Ordnung", des 
nach dem 2.Weltkrieg installierten 
bipolaren Systems. Dieser Doppel­
charakter der UNO erfordert und er­
möglicht zugleich ihre strukturelle und 
inhaltliche Reform ols vielleicht wichtig­
ste internationale Konsequenz einer 
Nach-Golfkriegs-Ordnung, die diesen 
Namen verdient. Solange die neuen 
Instabilitäten der Weltlage die Einrich­
tung anderer internationaler Koopera­
tionsebenen hemmen, muß auf diese 
UNO-Reform entsprechendes Gewicht 

gelegt werden. Ohne hier im einzelnen 
auf die Inhalte und Realisierungs­
probleme der Reform eingehen zu kön­
nen, gebieten die jüngsten Erfahrungen · 
eine stärkere Einmischung der anderen 
Industrienationen und der Dritte-Welt­
länder in diesen Prozeß sowie eine 
lndienstnahme des Organs der Voll­
Versammlung, um den Gefahren der 
Unipolorität entgegenzuwirken. 

These 4: 
In der Europäischen Ge­
meinschak wird neuerdings 
-auch infolge des Golfkrieges 
- wieder mehr über die 
,,sicherheitspolitische Identi­
tät" nachgedacht. Noch ist 
kaum erkennbar, wie die 
ökonomische und politische 
Potenz der EG - dies gilt mit 
Modifikationen auch für Ja­
pan · mehr internationale 
Eigenständigkeit neben den 
USA hervorbringen wird. 
Europa · und Deutschland -
an der Schnittstelle zwischen 
Aufbruch aus der alten 
bipolaren Ordnung und mo­
derner Industriestaatlichkeit 
erhält jedoch weltweit mehr 
Verantwortung für die 
Zivilisierung innergesell­
schaftlicher und zwischen­
staatlicher Beziehungen. 

,,Dies könnten Szenarien in Osteuropa, 
aber vor allem golföhnliche Szenarien 
im außereuropäischen Mittelmeerraum -
sein ... " IWEU-Generalsekretrör v. Eeke­
len, tazv.22.2.91 ). Während die einen 
endlich die Zeiten für gemeinsame 
Militäroptionen im Rahmen der West­
europäischen Union IWEUJ für gekom­
men halten, fürchten die anderen die 
Abkoppelung von der NATO l"J. Am 
mangelhaften außenpolitische Profil der 
EG-da gleichen sich die Konsequenzen 
aus dem Golfkrieg· soll vor allem durch 
eine sogenannte „sicherheitspolitische" 
Identitätsbildung Korrektur vorgenom­
men werden. Der Krieg militarisiert ein· 
mal mehr das Denken. Mit positiver 
Gestaltung einer Nachkriegsordnung 
hat dies nichts zu tun; seit der „Venedig­
Erklärung", mit der die EG-Regierungen 
1980 erstmals die Einbeziehung der 
PLO in den Nah-Ost-Friedensprozeß 
verlongten, blieben alle europäischen 
Initiativen für eine Nah-Ost-Konferenz 
bis in die iüngste Krise hinein erstaunlich 
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kraftlos. Dies gilt auch für die in le-r 
Zeit wiederholten bedenkenswerten 
Vorschläge, die Muster der KSZE für 
eine solche Konferenz zugrunde zule­
gen. Stärker ober scheinen die Tenden­
zen, auch nach dem Kriege die US-linie 
des „direkten Diolages der KonAikt­
parteien" auf der Basis der Golfkriegs­
allianz nicht,:zu konterkarieren (27). Da­
bei könnte etwa eine „Mittelmeer-KSZE" 
(ähnlich einer KSZM, wie sie der italie­
nische Außenminister vorschlug) eine 
politische Alternativkonzeption zu einer 
„Golf-Nato" unterangloomerikanischer 
Führung l"I werden. 
Dies zu konstatieren, bedeutet weder, 
die Schwächen [und Grenzen) des KSZE­
Prozesses zu verkennen noch die 
Autonomie-Ansprüchedermittelöstlichen 
Region geringzuschätzen. Hier soll ein 
Weg gegen Unipolarität und US­
Hegemonie aufgezeigt werden, der sich 
in der Tot auf der Ebene der Konkurrenz 
der Industriezentren bewegt. Es gehört 
zu den Realitäten der gegenwärtigen 
Welt-Unordnung, daß auch dieses 
Konkurrieren um unterschiedliche (zivi­
le) Politikansätze unterentwickelt ist. Die 
(zahlende) Statistenrolle Europas • wie 
Japans-im Golfkrieg wirft hier viele Fra­
gen auf {29); zumindest ist sie nicht be­
liebig reproduzierbar. Für Frankreich 
und Großbritannien gibt es nach dem 
Krieg unterschiedliche Veranlassungen 
zu einer Revision kolonialer Erblasten 
und zur Abkoppelung von der US-Politik 

l'°J. 
Die Diskussion über die Zivilisierung der 
Politik wird in Europa mit etwas Distanz 
vom Golfkrieg von unterschiedlichen 
Seiten neue Impulse erhalten \31

). Eine 
deutsche Wochenzeitung eröffnete eine 
Serie über künftige Außenpolitik mit 
einem „Plädoyer für die Zivilmacht 
Deutschland". Dort wird der Zusam­
menhang hergestellt zwischen einer 
deutschen Verontwortung für die ökono­
mische und politische Integration Ost­
europas sowie einer helfenden Politik 
gegenüber der Dritten Welt: ,,Ein Euro­
pa, in dem der Ost-WeslGegensatz 
fortschwärt, könnte wenig tun, um die 
Kluft zwischen Norden und Süden zu 
schließen ... die Völkerwanderung von 
Süden nach Norden !und Osten nach 
Westen, d.V.J läßt sich nicht mit Napalm 
stoppen ... In der Welt von morgen zäh­
len die Stückzahlen von Panzern, die 
Umfänge von Eingreiftruppen ... weniger 
als das wirtschaftliche Gewicht .. " 
IT.Sommer, Die Zeitv. 22.3.91). 

Für diese, jenseits der Bush-Politik lie­
genden Einsichten ist zwar der Golf­
krieg ein „Muster ohne Wert", und es 
wird darauf ankommen, diesem Ansatz 
mehr internationalen Raum zu ver­
schaffen. Aber die Auseinandersetzung 
um den Inhalt neuer Weltwirtschafts­
beziehungen und über den Charakter 
der Entmilitarisierung als den beiden 
Eckpfeilern einer neuen Ordnung in der 
Welt beginnt auf dieser Grundlage erst. 
Der „Liberomercatismus" der .. EG ge­
genüber Osteuropa \321, die „Ubernoh­
me" der ehemaligen DDR eingeschlos­
sen, weisen noch keinen Weg, die 
Zwischenergebnisse der deutschen „out­
of-a reo "-Debatte ebensowenig. 
"Interessenausgleich und gemeinsame 
1nteressenwahrung müssen die traditio­
nelle Machtpolitik ablösen" !Genscher 
vor der UNO am 7.12.90) · die reale 
deutsche Regierungspolitik ist von die­
ser folgenschweren Formelweitentfernt. 
Noch werden Positionen im konservati­
ven Lager, die in dieser Richtung weiter­
denken, exkommuniziert: " .. Panzer 
können Land lzurück-Jgewinnen, nicht 
aber die Herzen der Menschen. Geld 
und Güter befriedigen Konsumwünsche, 
nicht aber die Sehnsucht der Völker 
nach nationaler Würde ... Die Mission 
Europas für das 21 .Jahrhundert besteht 
darin, keine .... missionarisc~.:~ußen­
politik zu betreiben,. sondernlll;ntwick­
lungen möglich zu mocfJ.,~i!~ancen 
zu eröffnen, Not und Elend zij beseifi­
gen. Die Welt muß nichrwerden wie 
Europa- und für Europa gibt es in der 
Welt Wege und Opfione~ zwischen 
moralischer Gleichgültigkeit und kultu­
reller Gleichschaltung"("). Die Parteien 
der Opposition, voran die SPD, haben 
noch Schwierigkeiten, in der Nach­
Golfkriegs-Oebatte ein mutiges neues 
Profil anzustreben. Taktik herrscht vor. 
Der Golfkrieg hat in aller Dringlichkeit 
auf den notwendigen Zusammenhang 
innen- und außenpolitischer Erneuerung 
verwiesen· in allen beteiligten Staaten. 
Ob dies zu einer Herausforderung für 
Demokratie wird, Alternativen zur herr­
schenden Regierungspolitik zuzulassen 
und weiterreichende Visionen der Entmili­
tarisierung und lnfragestellung interna­
tionaler Machtpoltik auf die Tagesord­
nung zu setzen, oder ob das Faktum, 
doß der Krieg \wieder) führbar war, 
schwerer wiegt, muß die nächste Zeit, 
auch der innenpolitischen Auseinander­
setzung in der BRD zeigen. 
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Josef Hindels 
MARXISMUS UND 
GEGENWART 

2. Auflage 1985, 146 Seiten, 
Ladenpreis 9,- DM, 
für Abonnentinnen 6,- DM, 
bei Abnahme von min. 10 Expl. 
5,· DM ie Stück. 
Prof. Josef Hindels, einer der 
engagiertesten Vertreter der 
Weiterentwicklung austromarxisti­
scher Vorstellungen in der Gegen­
wart, befaßt sich in dieser Broschü­
re aus der Sicht des unorthodoxen 
Marxismus mit jenen Fragen, die 
in der Gesellschaft von heule 
große ideologische Auseinander­
setzungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in der 
Welt sowie das Verhältnis von 
Ökonomie und Ökologie unter 
spätkapitalistischen Produktionsver­
hältnissen. Damit verbunden ist 
auch eine leicht verständliche 
Einführung in marxistische Denk­
weisen. 
Für die Schulungsarbeit erprobt 
und bestens geeignet! 

FRAUENBILDER: 
Die weibliche Wirklichkeit 
ist onders 

(Hrsg. von den Jungsozialistinnen 
Berlin}, 80 Seiten mit Fotos, 
Ergebnisse des Fotowettbewerbs 
der Berliner JUSOS, 
Ladenpreis 19,80 DM, 
für Abonnentinnen 15,- DM 

KAPITALISTISCHE 
KRISE UND STRATEGIEN 
DER EUROUNKEN 

Fragen einer sozialistischen 
Politik in Westeuropa, hrsg. 
von Detlev Albers, Josef Cap, 
Jean-Pierre Chevenement und 
Pietro lngrao, mit Beiträgen von 
Autorinnen aus der gesamten 
westeuropäischen Linken, 
160 S., Ladenpreis 21,50 DM, 
für Abonnenttnnen 12, DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten 
in der SPD 

2. überarbeitete Ausgabe 1981, 
hrsg. vom Vorstand der 
JUSOS Ostwestfalen-Lippe, 
Ladenpreis 8, DM, 
für Abonnentinnen 5,- DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfang der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbestim­
mung marxistischer Kräfte inner­
halb der Sozialdemokratie, die 
dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie 
der internationalen Sozozialdemo­
kratie anknüpften. 

UNKE 
SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBUKANISCHE 
UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforcler Thesen 

Hrsg. von Detlev Albers u.a., 
mit Beiträgen von 
Wolfgang Abendroth, 
Rudolf Bahro, Joachim Bischoff 
u.a., Ladenpreis 10,80 DM, 
für Abonnenttnnen 8,- DM. 
" ... alle diese kritischen Bemerkun­
gen mindern in meinen Eugen das 
außerardenttiche Verdienst der 
Herforder Thesen nicht - und ich 
sage das ausdrücklich, obwohl ich 
in einer Reihe von ganz entschei­
denden Punkten inhalrlich nicht mit 
ihnen übereinstimme·, weil nach 
langer, langer Zeit ... der Versuch 
gemacht wurde, ein umfassendes 
Konzept sozialistischer Politik auf 
marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln." (Peter von Oertzen} 

SOZIALISMUS DER 
ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, 
H. Lienker u. Kurt Neumann, 
mit Beiträgen von Dieter Dehm, 
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WEITERHIN 

LIEFERBAR 

AUS 

UNSEREM 

VERLAGS-

PROGRAMM 

Jürgen Egert, Katrin Fuchs u.a., 
185 S., Ladenpreis 17,50 DM, 
für Abonnenttnnen 15,- DM. 
Wissenschaftlerlnnen und Politike­
rlnnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnete aus Bundestag 
und Europäischem Parlament, 
skizzieren Ziele und Wege sozial­
demokratischer Politik auf lange 
Frist. Grundelemente der SPD­
Programmatik, die auf der Höhe 
der Probleme der Zeit steht und .. die 
antikapitalistische Perspekli"'\,riicht 
preisgibt. 

PROJEKT 
MODERNER SOZIALISMUS. 
S3 Thesen 

Hrsg. von Susi Möbbeck, 
Fiete Saß und Birgit Zoerner, 
Ladenpreis 8,- DM, 
für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Welt im Umbruch; 
Ökonomische Regulierung; 
Veränderung von Arbeits- und 
Lebensweise; Entwicklung des 
politischen Systems; Reform und 
Revolution heute; Bündnis von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur; 
Perspektiven des modernen 
Sozialismus. 
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